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1. Einleitung 

Das Öko-Institut e.v. wurde von der Freien und Hansestadt Hamburg, vertreten durch 

die Umweltbehörde mit Vertrag vom 17.6.1998 beauftragt, ein "Gutachten zur Realisier­

barkeit der Verglasung von Plutonium zusammen mit hochradioaktiven Abfällen sowie 

der Fertigung von MOX-Lagerstäben zur Direkten Endlagerung als Alternativen zum 

Einsatz von MOX-Brennelementen" zu erstellen. Dieses Gutachten wird hiermit vorge­

legt. 

Bei der Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente aus deutschen Kernkraftwerken 

wurde Plutonium abgetrennt, das bislang zu einem erheblichen Teil nicht weiterverarbei­

tet wurde. Eine Möglichkeit der weiteren Verwendung ist der Einsatz in MOX­

Brennelementen, der aus verschiedenen Gründen nur mit einem Teil des abgetrennten 

Plutoniums erfolgte. Nachteilig beim MOX-Einsatz ist neben technischen Risiken auch, 

daß MOX-Brennelemente sehr viel höhere Fertigungskosten aufweisen als Uran­

Brennelemente. Auch im Hinblick auf die Entsorgung stellen abgebrannte MOX­

Brennelemente gegenüber abgebrannten Uran-Brennelementen höhere Anforderungen. 

Bei den beiden von den Hamburgischen Electricitätswerken (HEW) betriebenen Kern­

kraftwerken kommt hinzu, daß fUr diese bislang keine Genehmigung zum MOX-Einsatz 

erteilt wurde. 

Es werden bereits seit einigen Jahren Alternativen zum Einsatz von MOX­

Brennelementen im Umgang mit dem abgetrennten Plutonium diskutiert. So wurden auch 

vom Öko-Institut e.v. bereits 1992 in einem Gutachten fUr die Freie und Hansestadt 

Hamburg einige Alternativen untersucht und bewertet <Öko-Institut 1992b>. Mit dem 

hiermit vorgelegten Gutachten sind zwei der bereits länger diskutierten Alternativen zur 

weiteren Untersuchung und Bewertung ausgewählt worden: 

• Die Verglasung, bei der vor allem die zwischenzeitliche Diskussion in den USA, wo 

durch die Abrüstung frei gewordenes Waffenplutonium zu entsorgen ist, neue 

Aspekte aufgeworfen hat, sowie 

• die Lagerstabfertigung, die im Gutachten von 1992 vom Öko-Institut e.V. erstmals 

vorgeschlagen und technisch dargelegt wurde. 

Das Gutachten ist in die folgenden Kapitel gegliedert: 

In Kapitel 2 wird die Ausgangslage zum Umgang mit dem Plutonium beschrieben. Dabei 

werden die aus deutschen Kernkraftwerken angefallenen Mengen ermittelt und die be­

sondere Situation der HEW dargestellt. Auch die in den USA gefUhrte Diskussion zum 

Umgang mit Waffenplutonium wird beschrieben. 
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In Kapitel 3 werden die Grundzüge möglicher Alternativen zum Umgang mit Reaktor­

plutonium vorgestellt. 

In Kapitel 4 wird dargelegt, unter welchen Aspekten die Möglichkeiten zum weiteren 

Umgang mit Plutonium zu bewerten sind. 

In Kapitel 5 wird die Alternative Verglasung detailliert ausgearbeitet. Dabei wird zwi­

schen zwei Methoden unterschieden. Das erste Verfahren ist eine Verglasung, bei der das 

Plutonium in eine Keramik eingebettet in den mit Spaltproduktlösung gefertigten Glas­

kokillen enthalten ist ("Can-in-canister-Verfahren"). Bei der zweiten Methode wird das 

Plutonium zusammen mit den Spaltprodukten im Verglasungsofen in das Glasprodukt 

eingebracht ("Direktverglasung mit Spaltprodukten"). 

In Kapitel 6 wird die Alternative Lagerstabfertigung genauer ausgearbeitet. Auch bei die­

ser Alternative ergeben sich verschiedenen Untervarianten im Hinblick auf Art und Zeit­

punkt der Mischung der Lagerstäbe mit abgebrannten Brennelementen bzw. Brennstä­

ben. 

In Kapitel 7 werden die wirtschaftlichen Konsequenzen der untersuchten Alternativen fiir 

die EVU ermittelt und durch Vergleich mit den Kosten des MOX-Einsatzes bewertet. 

In Kapitel 8 des Gutachtens werden die Untersuchungen zu den Alternativen verglei­

chend ausgewertet und Empfehlungen zum weiteren Umgang mit Reaktorplutonium ab­

geleitet. 

In Kapitel 9 werden die Ergebnisse des Gutachtens zusammengefaßt. 
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2. Ausgangslage zum Umgang mit Plutonium 

2.1 Situation beim bisherigen Umgang mit deutschem Reaktor­
plutonium 

Bis Ende 1997 sind in westdeutschen Kernkraftwerken insgesamt 8272 tSM 

(Schwermetall) abgebrannter Brennstoff angefallen (in ostdeutschen Kernkraftwerken 

weitere 930 t8M). Von den 8272 tSM wurden insgesamt 5296 tSM zu Wiederaufarbei­

tungsanlagen transportiert. Weitere 2.835 t SM befanden sich Ende 1997 in Brennele­

mentlagem der Reaktoren in Westdeutschland. Die restlichen Mengen wurden in Zwi­

schenlagereinrichtungen verschiedener Art verbracht. Bei einem durchschnittlichen Anteil 

von 0,9% an Gesamtplutonium entspricht dies einer in den westdeutschen Reaktoren 

produzierten Plutoniummenge von etwa 74 t. 

Jährlich werden derzeit ca. 450 tSM abgebrannter Brennstoff entladen, der wegen der 

gesteigerten Abbrände inzwischen etwa 1 % Plutonium enthält. Somit wächst derzeit die 

deutsche Plutoniummenge um etwa 4,5 t jährlich. 

Ein erheblicher Teil der 5296 t8M, die bisher zu Wiederaufarbeitungsanlagen transpor­

tiert wurden, ist inzwischen aufgearbeitet (etwa 4000 tSM). Damit wurden auch etwa 

36 t Plutonium abgetrennt, der Großteil davon in La Hague, kleinere Mengen in Sella­

field, Karlsruhe und Mol. Ein Teil des durch Wiederaufarbeitung abgetrennten Plutoni­

ums wurde inzwischen zu MOX-Brennstoffweiterverarbeitet und z.T. in Reaktoren ein­

gesetzt. Zwischen 26 und 29 t Plutonium liegen derzeit in abgetrennter Form vor. 

Bisher sind die bestehenden Wiederaufarbeitungsverträge noch nicht vollständig abgear­

beitet. Bei Durchfiihrung aller Verträge wäre ein zusätzlicher Anfall von abgetrenntem 

Plutonium in der Größenordnung von 30-35 t zu erwarten. 

Bei der Wiederaufarbeitung der genannten Mengen sind auch erhebliche Mengen an 

hochradioaktiver Spaltproduktlösung (HA WC) in den entsprechenden Wiederaufarbei­

tungsanlagen angefallen, die in verglaster Form vertragsgemäß zurückgenommen werden 

müssen. Der HA WC aus der Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente in La Hague 

ist bisher nur zum Teil verglast, so daß hier erhebliche Mengen noch in flüssiger Form 

vorliegen; solange in La Hague deutsche Brennelemente weiter aufgearbeitet werden, 

kommen neue Mengen an HA WC hinzu. In 8ellafield wurde bisher "deutscher" HA WC 

auf grund von Betriebsschwierigkeiten nicht verglast, mit weiterer Wiederaufarbeitung 

kommen hier ebenfalls noch beträchtliche Mengen an HAWC hinzu. In Mol wurde der 

gesamte angefallene HA WC vor einigen Jahren verglast. In Karlsruhe ist eine Vergla-
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sungsanlage genehmigt, aber noch nicht errichtet, so daß dort noch der gesamte angefal­

lene HA WC vorliegt. 

Zwölf deutsche Kernkraftwerke sind bisher im Besitz einer Genehmigung rur den Einsatz 

von MOX-Brennelementen. Für weitere runf Kernkraftwerke wurde in früheren Jahren 

ein Antrag gestellt, ein Zeithörizont rur die Erteilung der beantragten Genehmigungen 

läßt sich aber nicht abschätzen. Der Gehalt an spaltbarem Plutonium ist bei den meisten 

Kernkraftwerken, die MOX-Elemente nutzten, typischerweise auf weniger als 3,5% be­

grenzt und nur ein Viertel oder ein Drittel des Kerns dieser Reaktoren darf mit MOX­

Elementen bestückt werden. Ein Reaktor hat eine Genehmigung rur 50% MOX im Kern. 

Von den bestehenden Genehmigungen wird allerdings nur sehr zögernd Gebrauch ge­

macht. 

Wieviel Plutonium im MOX in welchem Reaktor zum Einsatz kam, ist bisher nicht um­

fassend veröffentlicht. Hingegen ist die Schwermetallmenge an MOX, die in deutschen 

Reaktoren bis Ende 1997 zum Einsatz kam, detailliert publiziert worden. Im Jahre 1997 

waren es 37,5 t SM, bis Ende 1997 waren es kumuliert 238,3 t SM. Nach Angaben von 

Siemens sind in Hanau rund 5,7 Tonnen Plutonium bei der Produktion von MOX­

Elementen rur deutsche Leichtwasserreaktoren eingesetzt worden. Weitere MOX­

Brennelemente rur deutsche Reaktoren sind im französischen Cadarache und belgischen 

Mol gefertigt worden. 

Ein Fortschreiten der gegenwärtigen Trends würde bedeuten, daß der Überschuß an ab­

getrenntem Plutonium weiter anwächst. 

2.2 Situation für Plutonium aus dem Betrieb von' HEW­
Reaktoren 

Im vorangegangenen Kapitel wurden relevante Daten in Zusammenhang mit der Ge­

samtmenge des deutschen Plutoniums dargestellt. Im folgenden wird auf die spezielle 

Situation der HEW eingegangen. 

In Tabelle 2-1 ist zusammengestellt, welche Mengen abgebrannter Brennelemente aus 

den KKW Brunsbüttel und Krümmel auf der Basis abgeschlossener Verträge zur Wie­

deraufarbeitung verbracht werden sollen. Die Angaben sind <Hamburger Bürgerschaft 

1997> entnommen. Ebenfalls angegeben ist, welche Mengen bis Ende 1998 bereits dort­

hin verbracht wurden. 
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Tabelle 2-1: Mengen abgebrannter Brennelemente aus den KKW Brunsbüttel und 

Krümmel, die zur Wiederaufarbeitung verbracht werden sollen bzw. bereits 

verbracht worden sind 

F.KW Menge (in t SM) 
zu C02ema 'I zu BNFL 

insgesamt zur Verbringung vorgesehen 
Brunsbüttel 309 0 
Krümmel 246 111 
Summe 555 111 

bereits verbracht 
Brunsbüttel 251 0 
Krümmel 246 etwa 35 
Summe 497 etwa 35 

Die in Tabelle 2-1 genannte Menge bereits zu Wiederaufarbeitungsanlagen verbrachter 

abgebrannter Brennelemente ergibt sich aus dem Stand Ende 1997 <GRS 1997> zuzüg­

lich für 1998 bekannter Transporte, bezieht sich also auf den Stand Ende 1998. In 1998 

wurden zwei Behälter mit abgebrannten Brennelementen aus dem KKW Krümmel zur 

BNFL gefahren. Aus Tabelle 2-1 ergibt sich, daß bei Abarbeitung noch bestehender 

Wiederaufarbeitungsverträge der HEW mit Cogema und BNFL noch 58 tSM abge­

brannter Brennelemente aus dem KKW Brunsbüttel zur Cogema und noch etwa 60 tSM 

abgebrannter Brennelemente aus dem KKW Krümmel zur BNFL transportiert werden 

müßten. 

Mit HEW wurde im Rahmen dieses Gutachtens am 18.12.1998 ein Fachg~spräch ge­

fUhrt, in dem hier relevante Sachverhalte konkret rur die Situation der HEW diskutiert 

wurden. Bezüglich relevanter Mengen ergaben sich aus dem Fachgespräch die folgenden 

Sachverhalte: 

• Bei Abarbeitung aller Altverträge fallen etwa 1700 kg Pu-fiss aus abgebrannten 

Brennelementen des KKW Brunsbüttel und etwa 1900 kg Pu-fiss aus abgebrannten 

Br~nnelementen des KKW Krümme1 an. 

• Der Neuvertrag rur KKK wurde bereits früher gekündigt. Im Rahmen des Neuver­

trages rur KKB wäre nur zur Wiederaufarbeitung zu liefel11; wenn KKB eine Ge­

nehmigung zum MOX-Einsatz hätte. 

• Zum Stand Ende 1998 liegen an abgetrenntem Pu-fiss etwa 900 kg aus KKB und 

etwa 1000 kg aus KKK vor. Darin enthalten sind etwa 500 kg Pu-fiss, das an 

schweizerische EVU verliehen wurde. 182 kg Pu-fiss wurden an das KKW Brokdorf· 

übertragen und sind damit hier nicht mehr enthalten. 
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• HEW rechnet stets mit einem Anteil an Pu-fiss im Gesamtplutonium von 60%. Mit 

dieser Umrechnung liegen zum Stand Ende 1998 einschließlich verliehenem Plutoni­

um vor: etwa 1500 kg Gesamtplutonium aus KKB und etwa 1650 kg Gesamtpluto­

nium aus KKK, insgesamt also etwa 3150 kg Gesamtplutonium. 

Das abgetrennte Plutonium liegt nach Mitteilung der HEW als Pu02-Pulver vor. Der 

größte Teil des Materials lagert· in La Hague, eine geringere Menge in Sellafield und in 

Cadarache. In Dessei und Hanau ist - außer 1,2 kg Pu-fiss in Hanau - kein HEW­

Material mehr vorhanden. 

Hinsichtlich der vertraglichen Situation zur Fertigung von MOX-Brennelementen wurde 

auf dem Fachgespräch mitgeteilt, daß rur KKB ein Vertrag mit ABB (Fertigung durch 

Commox) geschlossen war, der aber gekündigt wurde. Für KKK gibt es bislang keine 

Verträge. Für den Fall des Tauschs bei der MOX-Fertigung würde ein Tausch mit DWR­

Anlagen bevorzugt, da rur diese die MOX-Brennelemente aufgrund der geringeren Zahl 

der Anreicherungsstufen bei DWR-MOX um etwa 20-40% günstiger gefertigt werden 

können. 

Eine besondere Situation im Vergleich mit anderen EVU ergibt sich rur die HEW inso­

fern, als rur die von HEW betriebenen KKW Brunsbüttel und Krümmel bisher keine Ge­

nehmigung zum Einsatz von MOX-Brennelementen vorliegt. Anträge zum MOX-Einsatz 

wurden bereits vor einigen Jahren gestellt. Der aktuelle Stand stellt sich wie folgt dar: 

• Nach Mitteilung von HEW auf dem Fachgespräch im Dezember 1998 wurde bereits 

seit zwei Jahren gegenüber der atomrechtlichen Genehmigungsbehörde nicht mehr 

aufWeiterbearbeitung des Antrags rur KKB gedrängt. Das Genehmigungsverfahren 

ruht damit faktisch. 

• Beim Verfahren rur KKK wurde seitens HEW noch in 1998 aufWeiterbearbeitung 

gedrängt. Die Begutachtung ist in wesentlichen Fragen noch nicht abgeschlossen, so 

daß eine Prognose über eine mögliche zukünftige Entscheidung über den MOX­

Einsatz in KKK prinzipiell und gegebenenfalls mit welchen· Auflagen nicht möglich 

ist. 

Als besondere Situation der HEW ergibt sich daraus, daß der relativ großen Menge ab­

getrennten Plutoniums der HEW derzeit keine Möglichkeit gegenübersteht, MOX­

Brennelemente in den eigenen Kraftwerken einzusetzen. Es ist offen, ob bzw. wann eine 

solche Möglichkeit geschaffen werden kann. 
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Zusammenfassend ergibt sich damit die folgende derzeitige Situation im Hinblick auf 

deutsches Reaktorplutonium: 

• In abgebrannten Brennelementen aus westdeutschen Kernkraftwerken sind bis Ende 

1998 knapp 80 t Gesamtplutonium angefallen. 

• Davon wurden etwa 36 t Gesamtplutonium durch Wiederaufarbeitung abgetrennt. 

• Zum Stand Ende 1998 liegen etwa 26 bis 29 t Gesamtplutonium aus deutschen 

Kernkraftwerken in abgetrennter Form vor; davon sind etwa 3,2 t HEW-Plutonium. 

• Bei der Wiederaufarbeitung von etwa 4000 t deutscher abgebrannter Brennelemente 

ist hochradioaktive Spaltproduktlösung angefallen, die zum überwiegenden Teil bis­

her unverglast bei Cogema in La Hague lagert. 

2.3 Diskussion um den Umgang mit Waffen-Plutonium in den 
USA 

Die Prüfung von Varianten zur Entsorgung von Plutonium aus der zivilen Brennstoffspi­

rale kann davon profitieren, daß es seit Jahren intensive Bemühungen zur "Beseitigung" 

von abgetrenntem Plutonium aus militärischen Beständen gibt. In den Arsenalen der 

Kernwaffenstaaten befinden sich etwa 250 Tonnen Plutonium. Allein in den USA sind 

111,4 Tonnen im militärischen Bereich produziert worden <DOE 1996a>. 

Überlegungen zu einer sicheren Umgehensweise mit Beständen, die durch Abrüstungs­

maßnahmen aus Waffensystemen entfernt wurden, betreffen insbesondere die USA und 

Rußland. Eine von Außenstehenden detailliert nachvollziehbare Debatte darüber wird 

insbesondere in den USA geführt. Es wird allgemein davon ausgegangen, daß aufgrund 

der nuklearen Abrüstung in den USA und Rußland innerhalb des nächsten Jahrzehnts je­

weils rund 50 t Plutonium aus den militärischen Arsenalen entnommen werden und suk­

zessive einer kontrollierten "Beseitigung" zugefü~ werden müssen, d.h. daß diese Be­

stände in eine schlecht für Waffenanwendungen rückholbare Form gebracht werden. 

Anfang der neunziger Jahre wurde bereits eine größere Untersuchung von der U.S. Na­

tional Academy of Sciences durchgeführt, die alle denkbaren Wege zum Umgang mit 

Waffenplutonium diskutierte <NAS 1994>. Es handelt sich dabei um die wesentliche 

Strategiestudie zum Umgang mit Waffenplutoniumbeständen. Als herausragende realisti­

sche Möglichkeiten für eine zeitlich und technisch angemessene Behandlung von Waf­

fenplutonium wurden zwei Optionen hervorgehoben: 

• die Weiterverarbeitung zu MOX-Brennstoffen mit anschließender Nutzung in exi­

stierenden oder zu modifizierenden Reaktortypen, 
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• die Immobilisierung gemeinsam mit existierenden hochaktiven nuklearen Abfallen 

(insbesondere Verglasung oder Keramisierung; das derzeit favorisierte Verfahren ist 

im Anhang detaillierter beschrieben). 

Nach einigen Jahren intensiver Forschungsarbeiten in einigen US-Regierungslabors fal1te 

Anfang 1997 die US-Regierung die Entscheidung, diese beiden Varianten vorrangig und 

parallel im sogenannten "Dual-track-approach" zu verfolgen <DOE 1997>, um möglichst 

bald eine Reife der technologischen Optionen erreichen zu können. Ein Teil des über­

schüssigen Waffenplutoniums soll zu MOX-Brennelementen verarbeitet werden, wäh­

rend der andere Teil in Verbindung mit hochradioaktiven flüssigen Abfällen verglast 

werden soll. Mit dem "Dual-track-approach" soll dafür Sorge getragen werden, daß 

mindestens eine dieser technischen Optionen dann auch in einigen Jahren tatsächlich zur 

Verfügung steht. Dieser Ansatz hat überdies Prozeßcharakter und stellt eine Kombinati­

on von noch durchzuführenden Forschungsarbeiten, Vorbereitung technologischer Um­

setzungen im notwendigen Anlagenmaßstab und Vorbereitung von Vertrags- und Lizen­

sierungsprozeduren für zu nutzende Anlagen dar. Gleichzeitig wird das nach US-Recht 

notwendige Environmental Impact Statement für die vorgesehenen Verfahren und Anla­

gen vorbereitet, dessen abschließende Fassung für das Jahr 1999 erwartet wird. 

MOX-Option 

In einer zweiten Studie der U.S. National Academy of Sciences wurde die MOX-Option 

genauer studiert <NAS 1995>. Dabei wurden unterschiedliche Strategien unter Nutzung 

verschiedenster Reaktortypen analysiert. 

In den USA hatte ein aus übergeordneten Überlegungen der nuklearen Nichtweiterver­

breitung erlassenes Moratorium, das seit Ende der siebziger Jahre in Kraft ist, eine Wei­

terentwicklung der Plutoniumtechnologie im zivilen Bereich verhindert. Nun finden -

z.T. mit ausländischer Unterstützung - Bemühungen statt, das notwendige technologi­

sche Know-how und entsprechende Anlagen aufzubauen bzw. zur Verfügung zu stellen. 

Im Frühjahr 1999 sollen Verträge zur Errichtung einer MOX-Brennelemente-Fabrik im 

Anlagenkomplex Savannah River und zur Nutzung sechs ziviler US-Reaktoren unter­

zeichnet werden. Nach Aussagen aus dem amerikanischen Energieministerium waren bis 

Mitte März 1999 noch keine Verträge mit in- und ausländischen Kontraktoren unter­

zeichnet. Die Vorlaufzeit bis zum Beginn einer möglichen MOX-Kampagne wurde 1997 

vom US-Energieministerium mit 8-12 Jahren angegeben. Die Gesamtdauer der Kampa­

gne wird dann auf weitere 24-31 Jahre abgeschätzt. 
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Immobilisierungs-Option (Verglasung) 

Die direkte Immobilisierung von Plutonium aus militärischen Beständen, die einen Zu­

griff des besitzenden Staates zur erneuten Verwendung in Kernwaffenprogrammen oder 

von potentiellen Kernwaffenaspiranten deutlich erschwert, wird seit Beginn der Diskus­

sion als wesentliche technische Möglichkeit berurwortet <NAS 1994>, <Makhijani 

1995>. Eine solche Option wird auf jeden Fall rur Plutoniummengen aus dem militäri­

schen Bereich, die nicht rur die Brennstofifertigung geeignet sind, benötigt. 

Die US-Regierung hat größere Forschungsarbeiten lanciert, die zu einer Entscheidung 

über den technischen Weg der Immobilisierungsoption geruhrt hat <DOE 1998>. Aus 

verschiedenen Gründen soll nicht eine direkte Vermischung von Plutonium mit hochakti­

ven Nuklearabfällen, die gemeinsam verglast werden, vorgenommen werden. Stattdessen 

soll mit der sogenannten Can-in-canister -Verfahren zunächst das Plutonium in eine Ke­

ramik eingebracht werden. Anschließend soll das keramisierte Plutonium in kleine Edel­

stahlbehälter gerullt werden, die dann gemeinsam mit hochaktiven Nuklearabfallen ver­

glast und endlagerfahig gemacht werden sollen. Für eine ausruhrlichere Beschreibung 

wird auf Kapitel 5.2.2 verwiesen. 

Für die technologischen Vorbereitungen schätzte das US-Energieministerium 1997 einen 

notwendigen Zeitrahmen von 7-13 Jahren ab. Eine nachfolgende Immobilisierungskam­

pagne rur Waffenplutonium würde etwa 11 Jahre in Anspruch nehmen. 

Die "Dual-track" Strategie der US-Regierung wird in der US-amerikanischen Fachöf­

fentlichkeit kontrovers diskutiert (vergl. beispielsweise <Bulletin 1997». Dabei wird von 

einigen Akteuren die MOX-Option als überflüssiger Pfad einer deutlichen Kritik unter­

zogen, insbesondere wird ein Widerspruch zur gültigen Non-Proliferations-Politik der 

US-Administration konstatiert. 

Die Position des US-Energieministeriums dazu ist, daß vorgesehen sei, die Anlagen rur 

die MOX-Fertigung ausschließlich rur die Behandlung des Plutoniums aus dem militäri­

schen Bereich einzusetzen, womit eine Trennlinie zwischen militärischem und zivilen Be­

reich so weit eben möglich aufrechterhalten werden solle. Weiterhin wird betont, daß die 

Vorentscheidung über die beiden weiterverfolgten technologischen Pfade noch keine 

Festlegung rur die tatsächlich durchzuruhrende Beseitigungsstrategie sei. Im übrigen be­

halte sich das Energieministerium vor, gegebenenfalls die gesamte aktuell zur Diskussion 

stehende Menge von 50 Tonnen Plutonium zu immobilisieren. 
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3. Grundzüge möglicher Alternativen zum Umgang mit 
Reaktorplutonium 

Wegen des Überschusses an abgetrenntem Plutonium stellt sich die Frage, wie mit diel.. 

sem Material weiter umgegangen wird. Einerseits könnte versucht werden, dies an exter­

ne Abnehmer abzugeben. Eine weitere Möglichkeit ist die Verwertung des Plutoniums 

als Brennstoff in Kernreaktoren in Form von MOX-Brennelementen. Alternativ kann es 

auch als radioaktiver Abfall rur die Endlagerung konditioniert werden, entweder über ein 

Verglasungsverfahren oder als Lagerstäbe. Außerdem bestehen auch technische Ideen 

zur weitgehenden Eliminierung von Plutonium durch Transrnutation. 

Diese verschiedenen Möglichkeiten werden nachfolgend in ihren Grundzügen diskutiert. 

3.1 Abgabe von Reaktorplutonium an externe Abnehmer 

In diesem Kapitel wird untersucht, inwieweit eine Abgabe von Reaktorplutonium an ex­

terne Abnehmer realisierbar sein könnte. Die Abgabe an externe Abnehmer könnte prin­

zipiell zum Zweck des MOX-Einsatzes durch ein anderes EVU oder zur endlagerfahigen 

Behandlung durch den Abnehmer erfolgen. Dies kommt aber nur dann in Betracht, wenn 

der Abnehmer einen Verwendungszweck oder finanziellen Vorteil gegenüber dem Ein­

satz von Uran-Brennelementen hat. 

Gegen eine Abnahme mit dem Ziel des MOX-Einsatzes sprechen vor allem die folgenden 

Gründe: 

• Der Einsatz von MOX-Brennelementen ist bisher immer mit Mehrkosten gegenüber 

Uran-Brennelementen verbunden (siehe auch Kapitel 7.3.3) Dies betrifft sowohl die 

Fertigungskosten der Brennelemente als die Mehrkosten der Entsorgung der abge­

brannten MOX-Brennelemente durch deren wesentlich höhere Nachwärmeentwick­

lung. Es müßte also ein Abnehmer gefunden werden, der bereit wäre, diese Mehrko­

sten zu übernehmen oder sie müßten dem Abnehmer erstattet werden. Ein 

"Verkauf" des Plutoniums wäre also nicht möglich, sondern rur die Abnahme müßte 

ein größerer Betrag an den Abnehmer gezahlt werden . 

• Der Abnehmer müßte die Möglichkeit des Einsatzes der MOX-Brennelemente in ei­

nem seiner Reaktoren sehen. Dazu muß zum einen eine Genehmigung zum MOX­

Einsatz vorliegen. Zum anderen müßte der Abnehmer selbst über so wenig Plutoni­

um verfügen, daß er - ohne eigenes Plutonium zu substituieren - das abgenommene 

Plutonium einsetzen könnte. In den Ländern, in denen überhaupt MOX­

Brennelemente eingesetzt werden, ist dies nur rur einen Teil der Kernkraftwerke ge­

nehmigt. Diese Länder sind neben Deutschland: Frankreich, Belgien, Schweiz und 
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Japan. Aufgruhd des bereits bestehenden Überangebots an eigenem Plutonium in 

diesen Ländern ist von einer Abnahme weiteren Plutoniums durch EVU aus diesen 

Ländern nicht auszugehen. 

Es gab in der Vergangenheit bereits Versuche, Plutonium an externe Abnehmer abzuge­

ben. So haben holländische EVU vor einigen Jahren das bei der Wiederaufarbeitung ihrer 

abgebrannten Brennelemente abgetrennte Plutonium angeboten, da dort kein MOX­

Einsatz vorgesehen ist. Die Bemühungen waren aber erfolglos. Im Rahmen des Leerfah­

rens der Siemens-MOX-Anlage in Hanau wurde eine relativ geringe Menge an Plutonium 

(nämlich in der Größenordnung von 30 kg), das Siemens zugeordnet war, von einem 

EVU übernommen. Dem EVU war darur eine hohe Summe zu zahlen. 

Insgesamt ist festzustellen, daß rur die Plutoniummengen der deutschen EVU keine reali­

stische Möglichkeit der externen Abnahme besteht. Plutonium stellt keinen Wertstoff im 

eigentlichen Sinne dar, da ein Überangebot besteht und der Uraneinsatz stets erheblich 

kostengünstiger ist. Die Abnahme an einen externen Abnehmer scheidet damit als Alter­

native aus. 

3.2 MOX-Einsatz 

Der MOX-Einsatz umfaßt die folgenden Schritte: 

• Abtrennung von Plutonium aus den abgebrannten Brennelementen in der Wiederauf­

arbeitungsanlage (soweit noch nicht erfolgt). Eine Abarbeitung der abgeschlossenen 

Verträge würde die weitere Abtrennung nach sich ziehen. 

• Lagerung des Plutoniums an der Wiederaufarbeitungsanlage bis zum Transport in 

eine MOX-Brennelementfabrik. 

• Fertigung von MOX-Brennelementen. 

• Einsatz der MOX-Brennelemente. 

• Entsorgung der MOX-Brennelemente. 

Es bestehen dabei eine Reihe von Unwägbarkeiten und wirtschaftlichen Risiken: 

• Für verschiedene Kernkraftwerke liegen noch keine Genehmigungen zum MOX­

Einsatz vor. Es ist also offen, ab wann ein MOX-Einsatz erfolgen könnte bzw. zu 

welchem Anteil MOX-Brennelemente eingesetp: werden dürfen. 

• Wenn das Plutonium vollständig in MOX-Brennelementen eingesetZt werden soll, so 

muß die Laufzeit des Kernkraftwerks mit dem Zeithorizont der Abtrennung des 

Plutoniums korrespondieren, da dann eine Stillegung des Kernkraftwerks nicht vor 
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dem Einsatz des letzten abgetrennten Plutoniums erfolgen kann. Erfolgt z.B. eine 

Wiederaufarbeitung bis 2005, so müßten dann gefertigte MOX~Brennelemente bis 

etwa 2009 eingesetzt werden können. Unabhängig von der deutschen Ausstiegsdis~ 

kussion sind deutsche Kernkraftwerke in einigen Fällen bereits unvorhergesehen au~ 

ßer Betrieb genommen worden (z.B. THTR~300, KKW Würgassen).Eine vorzeitige 

Stillegling kann daher zu Problemen mit abgetrenntem Plutonium fUhren. 

Neben den genannten Unwägbarkeiten und wirtschaftlichen Risiken, die fUr HEW wegen 

der bislang nicht erteilten Genehmigungen fUr den MOX~Einsatz im Vergleich mit ande~ 

ren deutschen EVU besonders groß sind, gibt es weitere grundsätzliche Umwelt~ und Si­

cherheitsrisiken, die international diskutiert werden (siehe z.B. <Küppers 1994>, <IMA 

1997>, <Lyman 1999». Wesentliche Aspekte sind insbesondere: 

• Das Sicherheitsniveau im Kernkraftwerk wird bei MOX~Einsatz insofern reduziert, 

als der Kern auf grund geänderter kernphysikalischer Verhältnisse auf bestimmte Be~ 

dingungen sensibler reagiert und eine angepaßte Fahrweise erforderlich wird. 

• Es ergeben sich gravierendere Auswirkungen bei schweren KernschmelzunfaIlen in 

einem KKW mit MOX~Einsatz, da das Aktinideninventar beim MOX-Einsatz über­

proportional zunimmt <Öko-Institut 1992a>. 

• Abgebrannte MOX-Brennelemente weisen gegenüber abgebrannten Uran­

Brennelementen eine höhere Neutronenstrahlung und Nachwärmeleistung auf. Es 

kommt daher zu zusätzliche Problemen im Hinblick auf Strahlenschutz und Entsor­

gung. 

Bei der MOX-Strategie ist ebenfalls zu beachten, daß der MOX-Einsatz nicht zur 

" Verbrennung" des Plutoniums fUhrt, sondern auch bei voller Ausnutzung genehmigter 

MOX~Anteile bei der Kernbeladung kein tatsächlicher Abbau der Plutoniummenge er­

folgt. Eine gewisse Reduktion der vorliegenden Plutoniummengen würde bei einer Aus­

legung der Reaktorkerne mit 100% MOX-Brennelementen möglich; eine solche Bela~ 

dung ist aber in den bestehenden Reaktoren aus kernphysikalischen Gründen ausge­

schlossen. In <Keßler 1999> wird daher zurecht darauf hingewiesen, daß mit der bislang 

praktizierten und weiterhin geplanten Art des MOX-Einsatzes - keine mehrfache Rezy­

klierung und Einsatz in Leichtwasserreaktoren ~ das Plutoniumentsorgungsproblem nicht 

prinzipiell gelöst werden kann. 
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3.3 Verglasung von Plutonium 

Die Verglasung von Plutonium hat zum Ziel, über die Einbindung von Plutonium in eine 

Glasmatrix das Plutonium zu einem endlagerfähigen Produkt zu verarbeiten. Aus Grün­

den der "physical protection" sollte Plutonium nur gemischt mit Spaltprodukten (oder 

ähnlich stark strahlenden Materialien) verglast werden, da sonst der Zugriff auf das Plu­

toniummaterial zu stark erleichtert würde. 

Prinzipiell ergeben sich zwei Hauptlinien der Verglasung: 

• Entweder wird das Plutonium direkt in die Glasmatnx eingebunden. Dieser Weg 

erfordert einen Glasschmelzofen, in dem Plutoniumlösung (typischerweise Plutoni­

umnitrat) und Spaltproduktlösung (typischerweise HAWC aus der Wiederaufarbei­

tung) gemeinsam mit vorgelegter Glasfritte zu einer Glaskokille verschmolzen wird. 

• Oder das Plutonium wird zunächst in eine kleinformatige keramische Matrix einge­

bracht (z.B. Titanatkeramiken, gesintertes Mischoxid), die in einen Metallbehälter 

eingeschlossen wird. Diese kleinformatigen Gebinde werden in die Gußvorlage 

(typischerweise Edelstahlkanne) fiir die Glaskokille in geeigneter geometrischer An­

ordnung eingebracht. Die so vorbereitete Gußvorlage wird mit Glasschmelze, die 

konzentrierte Spaltprodukte enthält, verfiillt. Das Verfahren wird auch als Can-in­

canister-Verfahren bezeichnet. 

Unabhängig, nach welcher Linie die Verglasung erfolgte, ergibt sich als Produkt eine 

Glaskokille, die in verschiedenen Haupteigenschaften den Glaskokillen als übliches Ab­

fallprodukt der Wiederaufarbeitung entsprechen. Die plutoniumhaltigen Glaskokillen 

werden wie Glaskokillen aus der Wiederaufarbeitung zwischengelagert und später end­

gelagert. 

Die detaillierte Untersuchung dieser Verfahren erfolgt in KapitelS. 

3.4 Fertigung von Lagerstäben mit Plutonium 

Das Lagerstabverfahren hat zum Ziel, Plutonium in einer keramischen Matrix als 

Mischoxid zu binden und diese keramische Matrix in Form von Pellets in sogenannte La­

gerstäbe einzubringen. Dieser Teil der Technologie des Lagerstabverfahrens greift weit­

gehend auf Technologien der MOX-Brennelementeherstellung zu. Die Lagerstäbe wer­

den gemischt mit abgebrannten Brennelementen zur Zwischenlagerung und letztendlich 

zur Endlagerung verbracht. Dabei kommen die beim Entsorgungspfad der Direkten 

Endlagerung üblichen Verfahren zum Einsatz. Bezüglich des Mischens muß zwischen 

"Mischen von Brennelementen" und "Mischen im Brennelement" unterschieden werden. 
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• Im ersten Fall werden 

- im MOX-Werk Lagerstäbe hergestellt und zu Lagerelementen assembliert, 

- die Lagerelemente werden zum KKW transportiert, 

- je ein oder zwei Lagerelemente werden im Lagerbecken zusammen mit abge-

brannten Brennelementen in die Trockenlagerbehälter zur 25- bis 30-jährigen 

Zwischenlagerung verpackt, 

- letztendlich werden die Lagerelemente wie abgebrannte Brennelemente zur End­

lagerung konditioniert und endgelagert. 

• Im zweiten Fall werden 

- im MOX-Brennelementwerk Lagerstäbe hergestellt, 

- die Lagerstäbe werden zum KKW transportiert, 

- dort im Lagerbecken findet der Austausch der Stäbe mit Stäben aus abgebrannten 

Brennelementen statt, 

- die Mischelemente werden im Lagerbecken in die Trockenlagerbehälter zur 25 bis 

30-jährigen Zwischenlagerung verpackt, 

- letztendlich werden die Mischelemente wie abgebrannte Brennelemente zur End­

lagerung konditioniert und endgelagert. 

Die detaillierte Untersuchung dieser Verfahren erfolgt in Kapitel 6. 

3.5 Eliminierungsoption 

Die fiir die politische Diskussion in den USA grundlegende Studie der U.S. National 

Academy of Sciences <NAS 1994> hat auch reaktorgestützte Eliminierungsoptionen fiir 

Waffenplutonium diskutiert, darunter Konzepte auf der Basis von Leichtwasserreaktoren 

(L WR), Hochtemperaturreaktoren (HTR), Schnellen Brütem und beschleunigergetriebe­

nen Systemen. Da eine Eliminierung von Plutonium nur im Gesamtkontext einer Plutoni­

umentsorgung auch im zivilen Bereich von der NAS überhaupt fiir sinnvoll gehalten 

wurde, wurden solche Ansätze nur ansatzweise analysiert und später nicht weiterver­

folgt. 

Alle folgenden Konzepte basieren vor allem darauf, daß möglichst wenig neues Plutoni­

um erbrütet wird und eine effektive die Neutronenökonomie in den Reaktoren so ausge­

legt wird, daß möglichst viele Neutronen zur Spaltung von Plutonium genutzt werden 

können. 
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Für einige denkbare technologische Optionen liegen nunmehr konkretere Untersuchun­

gen vor, die hier beispielhaft erwähnt werden sollen: 

• Im Rahmen der Etforschung beschleunigergetriebener Systeme am Los Alamos Na­

tional Laboratory, das seit Beginn der neunzig er Jahre vetfolgt wird, befaßte sich ein 

Teilprojekt (Accelerator Based Conversion, ABC) mit der Möglichkeit der Plutoni­

umeliminierung <Bowman 1997>. Es handelt sich um eine sehr aufwendige, nur an­

satzweise erprobte Salzschmelzetechnologie, die einen hohen Entwicklungsaufwand 

etfordem würde. Dies gilt beispielsweise rur die Entwicklung rur diese Zwecke ein­

satzfähiger Beschleuniger sowie insbesondere rur neuartige Entwicklungen im Be­

reich chemischer Abtrenntechnologien. Einfache Modellrechnungen schätzten eine 

maximale Plutoniumelirrrinierung von etwa 90% ab. 

• Eine weitere beschleunigergetriebene Projektidee wird von einer Gruppe um Carlo 

Rubbia am europäischen Forschungszentrum CERN in Genf vetfolgt, wobei eben­

falls die Möglichkeit von Strategien zur Eliminierung von Plutonium mituntersucht 

werden <Rubbia 1995>. Dieses Konzept basiert auf einem Einsatz von Plutonium in 

thoriumhaltigen Brennstoffen, wobei Wiederaufarbeitungstechnologien eingesetzt 

werden müssen. Erhebliche Entwicklungsarbeiten wären zu leisten, um dieses Kon­

zept zur Reife zu fiihren. 

• Am Forschungszentrum Jülich wurde ein speziell modifiziertes HTR-Modul­

Reaktorkonzept auf sein Potential zur Eliminierung von Plutonium untersucht 

<Khorochev 1998>. Dabei wurden die Eigenschaften von zwei denkbaren Brenn­

stoffen eines Leistungsreaktors modelliert. Ein Brennstoff auf Thorium-Basis könnte 

danach eine Umsetzung von 78% des anfänglich eingebrachten Plutoniums errei­

chen. Dabei würde jedoch gleichzeitig waffentaugliches Uran-233 produzie~. In der 

zweiten untersuchten Variante wird demgegenüber auf einen inerten Brennstoff 

(ohne Thorium-Einsatz) zurückgegriffen. Dabei ist eine Eliminierung von 66% des 

Plutoniums erreichbar. Einschränkend ist natürlich anzufiihren, daß weltweit bislang 

kein HTR-Leistungsreaktor, der eine solche Mission erfullen könnte, zur Verfugung 

steht. 

• An der Technischen Universität Darmstadt wurden auf der Basis prinzipieller Vor­

überlegungen des U.S. Idaho National Engineering Laboratory Modellrechnungen 

rur inerte Brennstoffe durchgefiihrt <Glaser 1998, Liebert 1998>. Diese Brennstoffe 

wären fiir den Einsatz in einem speziellen konventionellen L WR vorgesehen, der auf 

die Aufgabe der Plutoniumeliminierung optimiert wurde, d.h. die Leistungsdichte 

würde um etwa einen Faktor 10 reduziert und somit wäre ein solcher Reaktor nicht 

mehr zur Stromerzeugung tauglich. Ein Anteil von 80% des eingesetzten Plutoniums 

ließe sich auf diese Weise eliminieren. Diese Modellrechnungen lassen noch viele 
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Fragen rur einen denkbaren möglichen Einsatz in bestehenden LWR offen und wur­

den zunächst nur rur Waffenplutonium durchgeruhrt. 

Grundsätzlich sind die bislang diskutierten Eliminierungsoptionen nicht in naher Zukunft 

einsatzfahig. Mindestens ein Jahrzehnt wäre rur die Vorbereitung einer technischen Rea­

lisierung in Form einer (noch nicht großtechnischen) Pilotanlage anzusetzen, im Falle der 

beschleunigergetriebenen Optionen noch weit mehr. Wird eine baldige technologische 

Lösung rur einen Umgang mit vorliegenden Mengen an abgetrenntem Reaktorplutonium 

etwa im Bereich der HEW oder anderer deutscher EVU angestrebt, so scheiden diese 

Varianten aus. 
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4. Wesentliche Randbedingungen für die Prüfung der Va­
rianten 

Die in diesem Gutachten näher zu untersuchenden Varianten der Verglasung von Pluto­

nium und der Einbringung von Plutonium in Lagerstäbe bzw. -elemente müssen einer 

Reihe von Anforderungen genügen, um realisierbar zu sein. Jede Variante muß eine end­

gültige Lösung rur das Plutonium darstellen und sie muß der Anforderung der Machbar­

keit in verschiedener Hinsicht genügen. Ein wesentlicher Gesichtspunkt sind auch die 

zum Schutz gegen Proliferation notwendigen Safeguardsmaßnahmen in den einzelnen 

Schritten; dabei ist die Situation bezüglich des Endlagers von besonderer Bedeutung. 

4.1 Zielführung der Verfahren 

Der grundlegende Aspekt zur Beurteilung von Behandlungsverfahren rur Plutonium ist 

die Erreichung der Endlagerfahigkeit. Behandlungsverfahren rur das Plutonium haben 

nur begrenzt Sinn, wenn sie lediglich zu Zwischenlösungen ruhren, ohne daß der endgül­

tige Verbleib klar ist. Deshalb müssen die möglichen Verfahren zur Behandlung des 

Plutoniums zum endgültigen sicheren Verbleib des Plutoniums ruhren, d.h. letztendlich 

zur Endlagerfahigkeit. Ein Gesamtverfahren kann zwar aus verschiedenen Einzelschrit­

ten bestehen, nach Durchlaufen der Einzelschritte muß das Plutonium aber in einer Form 

vorliegen, die eine Endlagerung unter Einhaltung aller einzuhaltenden Kriterien zuläßt. 

4.2 Machbarkeit des Verfahrens 

Lösungen, die rur die Behandlung des vorhandenen deutschen Plutoniums gefunden wer­

den, müssen das Kriterium der Machbarkeit erfilllen. Dieses Kriterium läßt sich in ver­

schiedene Aspekte aufteilen: 

• die technische Machbarkeit, 

• die zeitliche Machbarkeit, 

• die ökonomische Machbarkeit. 

4.2.1 Technische Machbarkeit 

Die Anforderung der technischen Machbarkeit bedeutet insbesondere, daß alle Einzel­

schritte der Plutoniumbehandlung entweder technisch realisiert sind oder auf grund ge­

genüber realisierter Verfahren ähnlicher benötigter Verfahren leicht und kurzfristig reali­

siert werden können. Die technische Machbarkeit ist damit auf jeden Fall rur solche 
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Schritte gegeben, die bereits jetzt technisch durchgeführt werden, wenn dies auch derzeit 

für andere Zwecke geschieht. 

Die technische Machbarkeit ist auch gegeben, wenn die notwendigen Entwicklungen sich 

auf schon vorhandene Techniken stützen und die Weiterentwicklung nach den allgemei­

nen Erfahrungen voraussichtlich keine besonderen Probleme aufwirft. 

Dagegen wäre bei einem Rückgriff auf bisher in der Kerntechnik nicht verwendete Ver­

fahren, bei denen wesentliche technologische Schritte zuerst im Labormaßstab und dann 

als Prototyp in grundsätzlichen technologischen Aspekten geprüft werden müssen, die 

Anforderung der technischen Machbarkeit nur schwierig zu erfüllen. Dies wäre nur dann 

nicht negativ zu bewerten, wenn für kein einziges mögliches Verfahren die technische 

Machbarkeit gegeben wäre. 

Die Sicherheit ist ein wichtiger Teilbereich der technischen Machbarkeit, denn jeder 

Verfahrensschritt muß auch die sicherheitstechnischen Anforderungen der Kerntechnik 

erfüllen (siehe hierzu Kapitel 4.3). 

Zur technischen Machbarkeit im weiteren Sinne zählt auch die Genehmigungsfähigkeit 

der entsprechenden Anlage, da im Genehmigungsverfahren die verschiedensten techni­

schen Aspekte geprüft, bewertet und beschieden werden müssen. 

4.2.2 Zeitliche Aspekte 

Zeitliche Aspekte, die bei der Prüfung berücksichtigt werden müssen, sind insbesondere: 

• Wie lange dauert die Durchführung des Verfahrens, wenn die vorhandenen Mengen 

an Plutonium damit behandelt werden sollen? 

• Wann stehen entsprechende Anlagen für die Teilschritte zur Verfügung? 

• Soweit anderes Material für das Verfahren mit benötigt wird (z.B. HAWC bei der 

Verglasung): Steht dieses im entsprechenden Zeitraum in adäquaten Mengen zur 

Verfügung? 

4.2.3 Ökonomische Machbarkeit 

Die ökonomische Machbarkeit ist ein Kriterium, das bei der Auswahl zwischen verschie­

denen Verfahren dienen kann. Dabei ist bei der Einordnung ökonomischer Kriterien der 

in der Kerntechnik geltende Grundsatz "Sicherheit geht vor Wirtschaftlichkeit" zu be­

rücksichtigen. Es ist daher hilfreich, wenn auch die ökonomische Bewertung die Mach­

barkeit eines oder mehrerer Verfahren belegt. Allerdings ist es auf jeden Fall notwendig, 

mindestens ein Verfahren zum Umgang mit dem vorhandenen abgetrennten Plutonium zu 

haben, da ein dauerndes Verbleiben im jetzigen Zustand (Lagerung als abgetrenntes 
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Pu02-Pulver) nicht möglich ist; die ökonomischen Kriterien dürfen daher nicht zum Aus­

schluß aller Verfahren fuhren. 

4.3 Sicherheit der Verfahren 

Bei den Verfahren zur Behandlung von Plutonium muß jeder Verfahrens schritt auch die 

sicherheitstechnischen Anforderungen der Kerntechnik erfullen. Im Rahmen des vorlie­

genden Gutachtens ist in die Bewertung einzubeziehen, ob die zu fordernde Sicherheit 

bei einem Verfahren grundsätzlich als gewährleistbar anzusehen ist, ober ob in dieser 

Hinsicht offene Fragen bestehen. Die sicherheitstechnische DetailpfÜfung erfolgt in ent­

sprechenden Genehmigungsverfahren. 

Bei Teilschritten der Verfahren, die in bereits realisierten Anlagen stattfinden, ist der be­

hördlich geforderte Sicherheitsstandard dann gegeben, wenn die zu handhabenden Mate­

rialien von ihrem Gefahrdungspotential her identisch sind mit den bereits genehmigt ge­

handhabten Materialien. Dabei spielt auch die Frage der Spaltstoftkonzentration eine 

Rolle (Kritikalitätssicherheit). Bei gleichem radiologischen Gefahrdungspotential sowohl 

im Hinblick auf den Strahlenschutz Beschäftigter als auch bei Freisetzungen in die Um­

gebung sind in bereits genehmigten Anlagen die diesbezüglichen behördlichen Anforde­

rungen als ausreichend zu sehen. 

Hier relevante Sicherheitsaspekte sind daher vor allem: 

• Bei den einzelnen Verfahrensschritten muß die Kritikalitätssicherheit gewährleistbar 

sein. Bei allen Schritten vor der Endlagerung erfolgt dies durch kritikalitätssichere 

Auslegung von Komponenten, Lagereinrichtungen und Transportbehältern mittels 

der üblichen Verfahren (z.B. Mengenbegrenzungen, Größenbegrenzung von spalt­

stoffilhrenden Komponenten). Bei der Endlagerung stellen sich Anforderungen an 

die Kritikalitätssicherheit über sehr lange Zeiträume; hierauf wird in Kapitel 4.4 nä­

her eingegangen. 

• Die bei den Verfahren notwendigen Transporte müssen in Transportbehältern 

durchfuhrbar sein, die neben der Kritikalitätssicherheit auch im Hinblick auf unfall­

bedingte Einwirkungen ausgelegt sein müssen. Die Anforderungen ergeben sich aus 

den international angewandten Kriterien, wie sie fur Nukleartr(!1lsporte gelten. Dies 

bedeutet auch, daß bestimmte Materialien nicht transportiert werden sollten, nämlich 

im Zusammenhang mit der Plutoniumbehandlung Plutoniumnitratlösung und 

HA WC-Lösung. Der Transport dieser Materialien würde wegen des flüssigen Vor­

liegens zusätzliche Risiken mit sich bringen, die bei bisherigen Transporten in Zu­

sammenhang mit der Entsorgung von abgebrannten Brennelementen aus deutschen 

Kernkraftwerken nicht vorliegen und vermieden werden sollten. 
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4.4 Endlagerfähigkeit 

Die Verfahren zur Behandlung des Plutoniums bestehen aus mehreren Zwischenschritten. 

Der letzte Schritt besteht aber immer in der Endlagerung des verbleibenden Plutoniums. 

Die Endlagerfähigkeit ergibt sich aus dem Zusammenwirken von Endlager und plutoni­

umhaltigem Endlagerprodukt. 

Deshalb ist den dafUr notwendigen Bedingungen besonderes Augenmerk zu schenken. 

Diese ergeben sich schon aus den allgemeinen Anforderungen an Endlager und deren 

Langzeitsicherheit. So muß die Ausbreitung von Plutonium in die Biosphäre soweit ver­

hindert sein, daß auch unter Berücksichtigung der extrem langen Zeiträume keine Ge­

fährdungen entstehen können. Diese Anforderung ist ein Sonderfall der allgemeinen An­

forderung an Endlager, die eingelagerten radioaktiven Stoffe hinreichend von der Bio­

sphäre fernzuhalten. Ein wesentlicher Teil dieser Anforderungen muß durch die Auswahl 

eines geeigneten Endlagers (z.B. hinsichtlich Standort, Geologie) abgedeckt werden; auf 

diese Bedingungen ist im Rahmen dieses Gutachtens nicht näher einzugehen. 

Andere Anforderungen sind durch die Art des endzulagemden Plutoniumgebindes abzu­

decken. Von besonderer Relevanz ist dabei die Verhinderung von Rekritikalität im End­

lager. Dies ergibt sich aus der prinzipiellen Möglichkeit, daß die spaltbaren Isotope von 

Plutonium (und Uran-235) durch Vorgänge im Endlager in Konfigurationen kommen 

können, bei denen eine nukleare Kettenreaktion möglich ist. Deshalb muß durch ver­

schiedene geeignete Maßnahmen die Möglichkeit der Entstehung einer Kettenreaktion 

verhindert werden. 

Grundsätzlich muß das in das Endlager eingebrachte Gebinde in seiner Form beim Vor­

gang der Einbringung ohnehin kritikalitätssicher sein, da die Kritikalitätssicherheit auch 

schon bei den vorlaufenden Schritten Zwischenlagerung, Transport, Konditionierung zur 

Endlagerung, Handhabung, gegeben und nachgewiesen sein muß. Gegenüber Verände­

rungen der Moderation durch Wasserzutritt muß ebenfalls bereits fUr die Einlagerungs­

phase die Kritikalitätssicherheit gewährleistet werden. 

Unter dem Aspekt des langfristigen Verbleibs im Endlager sind daher nur zusätzliche 

Mechanismen von Bedeutung, die zu einer langfristigen Veränderung der Konzentration 

und Anordnung der Spaltstoffe im Endlager fUhren können. Solche Mechanismen können 

entweder aus einer Entmischung der eingebrachten Stoffe mit nachfolgender Konzentra­

tion der spaltfähigen Isotope an einer Stelle resultieren oder durch bestimmte Verände­

rungen in der Isotopenzusammensetzung aufgrund des radioaktiven Zerfalls. Um diesen 

Effekten so hinreichend zu begegnen, daß keine Rekritikalität mit relevanten Folgen auf­

tritt, können zusätzliche Maßnahmen erforderlich sein. Dazu gehören insbesondere ge-
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eignete geometrische Anordnungen der Plutoniumlagergebinde, die unter Endlagerbedin­

gungen hinreichend stabil sind, sowie eine geeignete Verdünnung der Spaltstoffe durch 

chemisch ähnliche Stoffe (insbesondere Uran-238). Andere neutronenabsorbierende 

Stoffe als Uran-238. kämen prinzipiell auch in Betracht, wobei aber das chemisch gleich­

artige Verhalten gewährleistet werden müßte. 

4.5 Safeguardsaspekte 

Grundsätzlich ist jede Isotopenmischung von Plutonium atomwaffentauglich <Kankeleit 

1989>; dies wird inzwischen auch in der deutschen Diskussion von Berurwortern der 

Plutoniumwirtschaft nicht mehr bestritten <Keßler ·1999>. Als waffengrädig gilt Plutoni­

um mit einem Anteil an Pu-239 von mehr als 93%, weil die Qualitätsansprüche der Mili­

tärs in den offiziellen Kemwaffenstaaten einen geringen Anteil an anderen störenden Pu­

Isotopen in den dortigen Atomwaffen erfordern. Typisches Reaktorplutonium besteht 

dagegen nur zu etwa 50-60% aus Pu-239. 

4.5.1 Grundbedingungen 

Wegen der Waffentauglichkeit muß Plutonium besonders überwacht werden, um Prolife­

ration (Abzweigung zivilen Plutoniums in den militärischen Bereich) zu verhindern bzw. 

wenigstens rechtzeitig zu entdecken. Zu dieser Überwachung werden die sogenannten 

Safeguardsmaßnahmen angewendet. Dabei überwachen Inspektoren internationaler Or­

ganisationen (IAEO bzw. Euratom) zivile Atomanlagen mit geeigneten Methoden. Die 

Methoden müssen den jeweiligen technischen Vorgängen in der überWachten Anlage an­

gepaßt sein sowie der Proliferationsresistenz des jeweils gehandhabten plutoniumhaltigen 

Materials. Die Isotopenzusammensetzung wird wegen der grundsätzlichen Waffentaug­

lichkeit bei der Betrachtung der Proliferationsresistenz im Umgang mit Plutonium nicht 

berücksichtigt. 

Die Proliferationsresistenz kann anhand der. folgenden Kriterien beurteilt werden: 

• Unzugänglichkeit 

Die Schwierigkeit des physischen Zugriffs kann durch intrinsische Eigenschaften wie 

beispielsweise eine hohe radioaktive Strahlung des Matrixmaterials gegeben sein 

und/oder durch die Form der Lagerung und der institutionellen Kontrolle. Jeder 

Hantierungsschritt und jeder Transport erhöht die Zugänglichkeit im Vergleich zur 

bloßen Lagerung. 
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• Beobachtbarkeit 

Der Zugriff kann mehr oder weniger leicht unbeobachtet durchgeruhrt werden. Er 

kann durch die mit dem Zugriff direkt verbundenen Handlungen oder durch die da­

bei hinterlassenen Spuren auffallen. 

• Nicht-Nützlichkeit 

Das erfolgreich und möglicherweise sogar unentdeckt abgezweigte Plutonium kann 

je nach chemischer und physikalischer Beschaffenheit verschieden nützlich sein, in­

dem es verschieden schwierig ist, das Plutonium in metallischer Form aus dem abge­

zweigten Gut zu gewinnen. Die Internationale Atomenergieorganisation (IAEO) 

charakterisiert dieses Kriterium mit dem Maß der sog. Konversionszeit (siehe Ta­

belle 4-1). 

• Rechtzeitigkeit 

Die maximale Zeit, die zwischen einer Abzweigung und der Entdeckung verstreichen 

darf, richtet sich nach der Konversionszeit, die benötigt wird, um das im abge­

zweigten Gut enthaltene Plutonium in metallischer Form rur den Kernwaffenbau ein­

zusetzen. 

Je kürzer diese Konversionszeit ist, desto aufwendiger werden die notwendigen nu­

klearen Sicherungsmaßnahmen. Vor allem die Häufigkeit von Inspektionsmaßnah­

men wird von der Konversionszeit beeinflußt. Wenn geeignete Methoden des Ein­

schlusses und der Überwachung möglich sind, kann der Inspektionsaufwand redu­

ziert werden. 

Tabelle 4-1: Geschätzte Konversionszeit rur die Fertigstellung von metallischen Plutoni­

umkomponenten rur Kernwaffen; nach <IAEA 1987> 

Form des Ausgangsmaterials Konversionszeit 
metallisches Plutonium Größenordnung von Tagen (7-10) 
PU02, PU(N03)4 oder andere reine Plutoni- Größenordnung von Wochen (ca. 1) 
umverbindungen 
nicht-bestrahlte reine Mischungen mit Pu Größenordnung von Wochen (ca. 2) 
wie z.B. Mischoxid 
Pu in Abfallen oder verschiedenen unreinen Größenordnung von Wochen (ca. 3) 
Verbindungen 
Pu im bestrahlten Brennstoff Größenordnung von Monaten (1- 3) 

. Als Regel hat sich bei der IAEO etabliert, daß die Zeitvorgabe rur die Rechtzeitigkeit der 

Entdeckung von Abzweigungen bei Plutonium in frischem Brennstoff 1 Monat ist, wäh-
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rend bei Plutonium in abgebrannten Brennelementen 3 Monate angesetzt werden. Zum 

Vergleich beträgt dieser Zeitraum bei frischen Brennstoffen ohne Plutonium 12 Monate. 

Für Plutonium, das mit hochradioaktiven flüssigen Abfallen verglast wurde, sollte die rur 

Plutonium in Abfallen auf ca. 3 Wochen geschätzte Konversionszeit zur Anwendung 

kommen. Für Plutonium in gemischten Stabbündeln liegt die Konversionszeit zwischen 2 

und 3 Wochen, je nachdem wie lange die Entmischung dauern würde. 

Die rur nukleare Sicherungsmaßnahmen (Safeguards) signifikante Menge ist nach den 

Richtlinien der IAEO unabhängig von der Isotopenzusammensetzung des Plutoniums 

und gilt praktisch rur alle chemischen und physikalischen Formen, in der es auftreten 

kann. Sie beträgt 8 kg des Gesamtplutoniums. 

4.5.2 Safeguardstechniken 

Im gängigen Safeguardskonzept werden im wesentlichen drei Techniken angewandt: 

• Bilanzierung: Die gehandhabten Plutoniummengen werden meßtechnisch und durch 

Zählen der Einheiten erfaßt; die erfaßten Mengen werden buchhalterisch in einer Bi­

lanz überprüft. Durch Erfassung der Ab- und Zugänge einerseits und durch Inventu­

ren andererseits kann damit geprüft werden, ob die Bilanz aufgeht oder Defizite an 

Spaltstoffen aufweist. 

• Surveillance: Hier werden Räume, in denen mit Spaltstoffen umgegangen wird, op­

tisch, Z.B. mit Kameras verschiedener Bauart, daraufhin überwacht, ob nicht ange­

meldete bzw. nicht erklärte Vorgänge innerhalb des Raums oder unerklärte Spalt­

stoftbewegungen aus dem Raum hinaus stattfinden. 

• Containment: Die Räumlichkeiten, in denen mit Spaltstoffen umgegangen wird, 

werden in Materialbilanzzonen zusammengefaßt. Diese Zonen dürfen nur wenige be­

stimmte Ein- bzw. Ausgänge haben, über die Ab- bzw. Zugänge von Spaltmaterial 

möglich sind. Andere Öflhungen sind nicht zugelassen. Passiert Spaltmaterial die 

Ein- bzw. Ausgänge, so wird dies in der Bilanzierung erfaßt. 

Solange mit abzählbaren Einheiten (items), die Spaltstoff enthalten, umgegangen wird, ist 

die Anwendung der Safeguardsmaßnahmen relativ einfach möglich. Bei einem Brennele­

ment wird durch Messung der Spaltstoffgehalt ermittelt. Solange dieses Element nicht 

demontiert wird, kann es bei Handhabung, Lagerung oder Transport einfach überwacht 

werden, da es nur sein Vorhandensein mit den Methoden von Containment und Surveil­

lance überprüft werden muß. Versiegelte Behälter stellen unter Safeguardsgesichtspunk­

ten ähnliche "items" wie Brennelemente dar. Daher sind Z.B. Zwischenlager, die unter 

Berücksichtigung der Safeguardsbe1ange konstruiert sind, relativ leicht zu überwachen. 
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Eine prinzipielle Schwäche des gängigen Safeguardskonzeptes ergibt sich dagegen un­

vermeidbar bei allen sogenannten "bulk-handling facilities". Das sind Anlagen, in denen 

das Plutonium (bzw. anderer Spaltstoft) in signifikanten Mengen in frei fließender sepa­

rierter Form gehandhabt wird, z.B. Wiederaufarbeitungsanlagen und MOX­

Brennelementfabriken. Solange das Plutonium in abgepackten und versiegelten Einhei­

ten, zum Beispiel in Brennelementen, eingeschlossen ist, kann es durch Numerierung und 

Abzählung diskreter Stückzahlen ohne Meßfehler überwacht werden. Ist das plutoruum­

haltige Material aber separiert und tritt in nicht abzählbarer Form (z.B. Pulver, Lösung, 

Pellets, Schleifstaub und anderes Schrottmaterial) auf, dann sind bei jeder Inventarmes­

sung Meßfehler von typischerweise 1 % unvermeidlich. Damit unterscheidet sich die 

rechnerische Materialbilanz von Inventur zu Inventur. Dies kann zu erheblichen Mengen 

"unerklärten Materials" fUhren, das als "material unaccounted for" (MUF) bezeichnet 

wird. Tritt ein Wert von MUF auf, der größer als Null ist, so entsteht fUr die Safe­

guardsüberwachungsorganisationen ein Entscheidungsproblem, da eine echte Abzwei­

gung von einem statistischen Meßfehler nicht mehr prinzipiell unterscheidbar ist. Je grö­

ßer das Inventar der Anlage und je größer die Meßungenauigkeit, desto größer ist der 

absolute Wert vonMUF, der toleriert werden muß, weil nicht mit hinreichender Sicher­

heit zwischen auf summierten Ungenauigkeiten und echter Abzweigung unterschieden 

werden kann. 

Wegen der grundsätzlichen Probleme bei der meßtechnischen Bilanzierung ist das Proli­

ferationsrisiko von freifließenden Plutoniummengen als hoch einzustufen. Eine Vermei­

dung derartiger Plutoniumformen bzw. eine schnelle ÜberfUhrung in abzählbare Einhei­

ten (Itemisierung) ist grundsätzlich anzustreben. 

4.5.3 "Spent Fuel Standard" als Maßstab für die Proliferationsresi­
stenz 

Die Proliferationsresistenz von Maßnahmen zum Umgang mit vorhandenem Plutonium 

kann nur als graduelles Kriterium verstanden werden, da nur ein mehr oder weniger 

weitgehender Schutz gegen den Zugriff fUr Waffenzwecke erreicht werden kann. In der 

US-Debatte wurde fUr die Bewertung von Optionen zum Umgang mit Plutonium aus der 

nuklearen Abrüstung der "Spent Fuel Standard" eingefUhrt <NAS 1994>. Er besagt, daß 

unbestrahltes Plutonium in eine Form überfUhrt werden soll, die einen Schutz vor Zugriff 

erreicht, wie im Falle von Plutonium, das sich in abgebranntem Brennstoff befindet. Für 

die Erreichung des "Spent Fuel Standard" ist also die radiologische Barriere entschei­

dend, die von den Spaltprodukten des abgebrannten Brennstoffs über einen längeren 

Zeitraum aufgebaut wird. Weiterhin spielen technische und ökonomische Überlegungen 

eine Rolle. Daher macht es keinen Sinn, mit hohem Aufwand Plutonium in eine Form zu 



Öko-Institut e.V. - 25-

bringen, die sicherer ist, als diejenige, in der die größte Menge an Plutonium weltweit 

vorliegt und im Rahmen der Direkten Endlagerung auch endgelagert werden soll - näm­

lich abgebrannte Brennelemente. Es erscheint daher angemessen, den "Spent Fuel Stan­

dard" auch auf bislang in abgetrennter Form gelagertes Reaktorplutonium im zivilen Be­

reich anzuwenden. 

Hier sind allerdings zwei wichtige Sachverhalte zu beachten: 

• Zum einen wäre der "Spent Fuel Standard" nur dann wirklich ein sicherer Referenz­

fall, wenn eine Wiederaufarbeitungstechnologie nicht zur Verfiigung stünde. Es 

würde erst durch die Beendigung der Abtrennung von Plutonium aus Brennelemen­

ten und durch das prinzipielle Verbot des Baus und Betriebs dafUr geeigneter Anla­

gen im Labormaßstab oder im großtechnischen Maßstab eine sichere Proliferations­

resistenz erreicht werden . 

• Anderseits darf er nicht zu eng oder zu formal ausgelegt werden, da auch Lagerfor­

men, die bestimmte Eigenschaften von abgebranntem Brennstoff nicht erfiillen, im 

Vergleich zu metallischem oder oxidischem Plutonium in reiner Form eine wesent­

lich bessere und insgesamt als befriedigend zu beurteilende Proliferationsresistenz 

erzielen können. 

4.5.4 Beendigung von Safeguards 

Die Beendigung von Safeguards (termination) ist möglich, wenn der zu überwachende 

Spaltstoff mit anderen Stoffen auf eine praktisch nicht mehr rückgewinnbare Verdünnung 

gebracht wird. Deshalb ist es von Relevanz, ob die infrage kommenden Verfahren zu ei­

ner derartigen Verdünnung des Plutoniums fUhren, daß Safeguards terminiert werden 

können. 

Die IAEA hat im Juni 1994 Grundsätze fUr die Behandlung konditionierter Abfalle mit 

einem bestimmten Gehalt an Plutonium festgelegt. Nur bis zu der maximalen Konzentra­

tion an Plutonium in einem Gebinde mit verglasten hochradioaktiven flüssigen Abfällen 

von 2,5 kg/m3 dürfen die nuklearen Safeguardsmaßnahmen terminiert werden. Dazu soll 

mit den in Karlsruhe aus dem HA WC der W AK zu fertigenden Kokillen verglichen wer­

den. Da eine in Karlsruhe zu fertigende Glaskokille ein Volumen von 150 I haben soll, 

dürfte pro Kokille maximal 375 g Plutonium beigemischt werden. Zum Vergleich: Der 

Nominalwert fUr die geplanten Kokillen aus Karlsruhe ist 133 g pro Kokille, der Garan­

tiewert ist< 210 g pro Kokille. In dem vorgesehenen 130 Kokillen könnten damit insge­

samt maximal 48,75 kg Plutonium enthalten sein (einschließlich der 15 kg, die sich ohne­

hin noch in den zu verglasenden flüssigen Abfällen befinden), falls man beabsichtigen 

wollte, die Beendigung von Safeguards zu ermöglichen. Da diese Menge deutlich gerin-
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ger ist, als die Menge, die aus technischer Sicht in Glas entsorgt werden kann, kann bei 

der Untersuchung von Varianten der Plutoniumverglasung nicht auf die Terminierung 

von Safeguards abgestellt werden. 

4.6 Safeguards im Endlager 

4.6.1 Endzulagerndes Material 

Bisher gibt es weltweit kein betriebsfähiges Endlager fiir hochaktive wärmeentwickelnde 

Abfälle; Planungen und Vorarbeiten erfolgen aber in vielen Staaten, die Kernenergie nut­

zen. Die bisherige Entwicklung zeigt, daß diese Staaten im Rahmen ihrer Endlagerstrate­

gie nur ein und nicht mehrere Endlager fiir hochaktive wärmeentwickelnde Abfälle er­

richten wollen. Dies hat verschiedene technische und ökonomische Grunde. 

Damit muß das Endlager so geplant sein, daß es alle Arten hochaktiver wärmeentwik­

kein der Abfälle aus dem jeweiligen Staat aufuehmen kann. Wesentliche Typen solcher 

Abfälle sind: 

• Glaskokillen aus der Verglasung hochradioaktiver Spaltprodukte (aus der Wieder­

aufarbeitung), 

• "normale" abgebrannte Brennelemente aus den üblichen Reaktoren (bei direkter 

Endlagerung), 

• spezielle Brennelemente, z.B. abgebrannte MOX-Brennelemente, Brennelemente aus 

Sonderbauarten von Reaktoren, 

• spaltstofibaltiger Schrott aus der Brennelementherstellung, 

• Lagergebinde zur Endlagerung von Plutonium. 

Die genannten Abfälle weisen mit Ausnahme der Glaskokillen jeweils einen so hohen 

Anteil an Plutonium auf, daß eine Terminierung von Safeguards (siehe Kapitel 4.5.4) 

nicht möglich ist. Untersucht man die Kernenergieprogramm der einzelnen Staaten, so 

stellt man fest, daß die Mehrzahl der Staaten schon immer den Weg der direkten Endla­

gerung verfolgt hat und damit die Endlagerung abgebrannter Brennelemente aus den üb­

lichen Reaktoren betreiben muß. Beispiele sind Schweden, Spanien, Kanada. Andere 

Staaten wenden sich nach bisheriger Wiederaufarbeitung der direkten Endlagerung zu, 

z.B. Belgien und Deutschland. Aber selbst bei den wenigen Ländern, die derzeit von der 

Verfolgung der Wiederaufarbeitung ausgehen, ergeben sich in der Praxis immer wieder 

spezielle Brennelemente, die unaufgearbeitet endgelagert werden müssen. 

Insgesamt bedeutet dies, daß die von den verschiedensten Ländern zu errichtenden End­

lager fiir hochaktive wärmeentwickelnde Abfälle entweder praktisch nur Material mit er-
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heblichem Plutoniumgehalt (bei direkter Endlagerung als Strategie) oder zumindest teil­

weise Material mit erheblichem Plutoniumgehalt (bei Wiederaufarbeitung als Strategie) 

enthalten. Unter den konkreten deutschen Bedingungen ist zu erwarten, daß etwa 6000 

bis 12000 t abgebrannter Brennelemente der Direkten Endlagerung zugefiihrt werden, 

abhängig vom Auslaufen des Kernkraftwerkbetriebs. Daraus resultiert, daß im deutschen 

Endlager fiir wärmeentwickelnde hochaktive Abfälle ohnehin mindestens 60 bis 120 t 

Plutonium enthalten sein werden. 

Damit sind praktisch fiir alle real zu errichtenden Endlager Safeguardsmaßnahmen not­

wendig, um das Endlager auf Abzweigung von Kernbrennstoffen zu überwachen. Diese 

Anforderung resultiert aus der Befiirchtung, jetzige oder spätere Generationen könnten 

ein Endlager als Plutoniumbergwerk benutzen, und damit endgelagertes Plutonium zu 

militärischen Zwecken wiedergewinnen. 

4.6.2 Disku$sionsstand zu Safeguardsmaßnahmen für Endlager 

Über lange Zeit wurde in der internationalen Diskussion nicht erkannt, daß es aus den 

genannten Gründen in der Praxis keine Endlager geben kann, die ohne Safeguardsmaß­

nahmen auskommen. Erst die Diskussion in den achtziger Jahren fiihrte zu der Erkennt­

nis, daß die Entwicklung von Safeguardsmaßnahmen fiir Endlager unbedingt erforderlich 

ist. 

Es gibt bei der Endlagerung aus der Sicht der Safeguards einige prinzipielle Unterschiede 

zu den anderen Anlagen der zivilen Nukleartechnik: 

• Eine Bilanzierung der eingebrachten Mengen an Plutonium (und anderen Spaltstof­

fen) ist letztmalig beim Beladen bzw. Herstellen der Endlagergebinde möglich. Spä­

tere Öffnungen oder zerstörende Untersuchungen der Endlagergebinde zur Inventur 

sind nicht möglich, da einerseits die möglichen Gebinde nicht mehr öffenbar sind, 

andererseits nach der Einlagerung die Gebinde selbst auch nicht mehr zugänglich 

sind. 

• Das Endlagerbergwerk ist eine unterirdische Einrichtung; damit kann eine Feststel­

lung von Änderungen nicht durch äußeren Augenschein erfolgen. 

• Das Endlager wird über mehrere Jahrzehnte im Einlagerungsbetrieb betrieben, dabei 

ändert sich seine Form andauernd einerseits durch Auffahren neuer Lagerkammern, 

andererseits durch Verschluß bereits gefiillter Lagerbereiche. Die Zugänglichkeit der 

einzelnen Bereiche, beispielsweise fiir Safeguardsinspektionen, ändert sich damit 

auch fortlaufend. 

Es ergibt sich, daß mit der üblichen Art der Durchfiihrung von Safeguardsmaßnahmen 

der Bilanzierung, des Containments und der Surveillance ein Endlager nicht hinreichend 
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überwacht werden kann. Hinsichtlich der Bilanzierung ergibt sich eine ähnliche Pro­

blemlage auch schon in der Konditionierungsanlage, wo die Materialien zur Endlagerung 

konditioniert werden. Denn ab der Konditionierung sind die Gebinde nicht mehr öffenbar 

und sind damit einer Inventur nicht mehr zugänglich. 

Deshalb mußten die Maßnahmen fUr die Safeguards fUr Endlagerung weiterentwickelt 

werden. Die Arbeit an der Entwicklung wird seit einigen Jahren in verschiedenen Län­

dern und in internationalen Arbeitsgruppen, auch auf dem Niveau der IAEO als interna­

tionaler Safeguardsorganisation, vorangetrieben. In Deutschland wird schwerpunktmäßig 

u.a. in der Forschungsanlage Jülich und bei der Gesellschaft rur Nuklear-Service Essen 

an solchen Fragen gearbeitet. Die jeweils zuständigen Bundesministerien fördern diese 

Arbeiten; dies wird auch als Unterstützung der IAEO bei der Entwicklung der Endlager­

safeguards verstanden. Zum Stand der Arbeiten wurde im Rahmen dieses Gutachtens 

Gespräche mit Beteiligten geruhrt. 

Insgesamt ergibt sich ein weit fortgeschrittener Stand: Es liegen verschiedene Untersu­

chungen vor, die zu Einzelfragen oder Einzelbereichen detailliert die Machbarkeit von 

Safeguardsmaßnahmen untersuchen, auch anhand konkreter Anlagen und Einrichtungen. 

So liegen bezogen auf Deutschland z.B. Untersuchungen zu Salzstöcken, zu Pollux-Be­

hält ern und zur PKA als Konditionierungsanlage vor. 

Auf der Ebene der IAEA fanden 1988, 1991, 1995 und 1997 Sitzungen der "Advisory 

group on safeguards for final disposal of spent fuel in geological repositories" statt. Auf 

der Sitzung im Dezember 1997 wurde die Machbarkeit von Safeguards rur die Endlage­

rung bestätigt; im Executive Summary des Berichts der Sitzung <IAEA 1997a> wird 

konstatiert: 

"Final disposal oj spent juel poses some unique sajeguards questions. None­

theless, the Advisors concluded that, with the appropriate research and devel­

opment, existing sajeguards concepts and methods could either be applied di­

rectly to spentjuel disposal, or to be adaptedjor it. " 

Die Advisory Group schätzt· die Entwicklung so fortgeschritten ein, daß sie eine Richtli­

nie rur die Safeguards rur die Endlagerung abgebrannter Brennelemente in geologischen 

Endlagern entwickelt hat <IAEA 1997b>. 

Darin werden als wesentliche Grundzüge rur die Safeguardsmaßnahmen in einem Endla­

ger festgeschrieben: 

• Während der Planung und Errichtung des Endlagers sollen die Safeguardsmaßnah­

men anhand der speziellen Situation und unter Berücksichtigung bereits erfolgter 

Erkundungen festgelegt werden. 
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• Das Design des Endlagers und seine nähere Umgebung sollen im Hinblick auf unan­

gemeldete Tätigkeiten und Lagerstrecken schon bei der Errichtung und auch beim 

Betrieb überwacht werden (design verification). 

• Während der Betriebsphase werden die Bewegungen von Behältern mit abgebrann­

ten Brennelementen überwacht, um ein Öffuen, Vertauschen oder eine Entnahme aus 

dem Endlager zu erkennen. Durch die Maßnahmen sollen auch alle unangemeldeten 

Tätigkeiten, die zu einer Veränderung an Behälterinventarenfiihren könnten, er­

kannt werden. 

• Nach dem Verschluß des Endlagers soll eine oberirdische Überwachung im Hinblick 

auf unangemeldete Eingriffe erfolgen. Die Überwachungsmethoden soll beispiels­

weise über Kameras, Satellitenaufnahmen und/oder geophysikalische Techniken er­

folgen, abhängig von den Gegebenheiten des Standorts. 

• Auch in der Nachbetriebsphase soll der Staat der Überwachungsbehörde auf Anfor­

derung Zutritt zu allen Anlagen, die mit dem geologischen Endlager in Zusammen­

hang stehen könnten (auch außerhalb des Standorts des Endlagers ), gewähren. 

Somit ist inzwischen die Situation erreicht, daß die Konzepte der Safeguardsmaßnahmen 

fiir Endlager vorhanden sind. Damit ist auch gesichert, daß geeignete Gebinde mit höhe­

rem Plutoniumgehalt unter Safeguards in einem geeigneten Endlager gelagert werden 

können. 
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5. Plutoniumverglasung 

5.1 Einleitung 

Im folgenden Kapitel wird die technische Realisierbarkeit der Verglasung von Plutonium 

untersucht. Durch Einbindung in eine Glasmatrix soll dabei ein endlagerfähiges Produkt 

erzeugt werden. Aus Gründen der "physical protection" werden dabei radioaktive Spalt­

produkte mitverglast. Zunächst wird der Stand der Entwicklung der Verglasungstechnik 

dargestellt. Bei der Untersuchung der Realisierbarkeit der Plutoniumverglasung werden 

zwei Verfahren unterschieden: 

• Ein Verfahren, bei dem Plutonium zunächst zu üblicher MOX-Keramik verarbeitet 

und dann in Metallbehältem in die Glasmatrix eingebettet wird (Can-in-canister­

Verfahren), sowie 

• ein Verfahren, bei dem Plutonium dem Glas direkt bei der Glasproduktion zugege­

ben wird (Direktverglasung mit Spaltprodukten). 

Bei beiden Verfahren wird bei der Glasproduktion hochradioaktive Spaltproduktlösung 

aus der Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelement zugegeben. 

5.2 Stand der Verglasung 

5.2.1 Erfahrungen mit der Verglasung von Spaltprodukten 

In den europäischen Anlagen zur Verglasung von Spaltproduktlösung werden bzw. wur­

den das Pamela-Verfahren und das A VM-Verfahren angewendet. 

Mit einer Anlage nach dem Pamela-Verfahren wurde die hochradioaktive Spaltprodukt­

lösung aus der bis 1974 erfolgten Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente in 

Mol (Belgien) verglast. Die Anlage wurde nach Abschluß der Arbeiten, bei denen zwi­

schen 1985 und 1991 etwa 810 m3 Spaltproduktlösung verglast wurden, stillgelegt. 

Für die Errichtung einer Anlage zur Verglasung der an der Pilotwiederaufarbeitungsanla­

ge W AK in Karlsruhe angefallenen etwa 70 m3 Spaltproduktlösung nach dem Pamela­

Verfahren wurde am 30.12.1998 durch das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 

die 1. Teilerrichtungsgenehmigung erteilt. Diese Anlage, bezeichnet als Verglasungsein­

richtung Karlsruhe (VEK), ist für einen Nenndurchsatz von 9 Liter Spaltproduktlösung 

pro Stunde und eine Glasproduktionsrate von 4,5 kg/h ausgelegt. Sie so112001 in Betrieb 

gehen. 
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Verglasungstests in einer Versuchsanlage in Karlsruhe im Maßstab 1: 1 mit 7500 Liter 

HA WC-Simulat (HA WC = High active waste concentrate/hochaktive· Spaltproduktlö­

sung) wurden 1998 durchgeführt; weitere Versuche in dieser Anlage sollen folgen. Die 

Versuche dienen der Demonstration der Prozeßtechnik und der Verfahrensqualifikation 

<atw 1998>. 

Nach dem AVM-Verfahren arbeiten die Anlagen in Sellafield (Großbritannien), Mar­

coule (Frankreich) und La Hague (Frankreich). Die beiden Verglasungsanlagen R7 und 

T7 bei Cogema in La Hague sind zusammen auf eine Glasproduktion von 180 kg/h aus­

gelegt. Dies entspricht unter Berücksichtigung von Reparatur- und Wartungszeiten einer 

Kapazität zur Verglasung der Spaltprodukte aus jährlich etwa 1600 t/a abgebranntem 

Brennstoffund damit der Kapazität der Wiederaufarbeitungsanlagen in La Hague. In den 

Verglasungsanlagen der Cogema liegt eine mehrjährige Betriebserfahrung vor, bei der 

auch Glaskokillen für deutsche Kunden hergestellt und teils auch bereits ausgeliefert 

wurden. Größere Betriebsprobleme sind nicht bekannt geworden. 

Bei der Anlage zur Verglasung in Sellafield, die vor kurzem den Leistungsbetrieb auf­

nehmen sollte, gibt es bis jetzt technische Probleme, so daß ihre volle Betriebsleistung 

bisher nicht erreicht wurde. 

Mit der Verglasung von hochradioaktiver Spaltproduktlösung - ohne Zusatz von Pluto­

nium - liegt daher vor allem in Europa weitreichende Erfahrung vor. 

Aus der bisherigen Erfahrung können auf die Plutoniumverglasung insbesondere die fol­

genden Aspekte übertragen werden: 

• Zu speisung von Spaltproduktlösung und Glasfritte, 

• Prozeßparameter, die die Glasqualität beeinflussen, 

• Verhalten der Aktiniden aus der Spaltproduktlösung im Glas. 

5.2.2 Stand der Diskussion zur Verglasung von Plutonium 

Die Diskussion zur Verglasung (bzw. allgemeiner: Immobilisierung) von Plutonium ist in 

den letzten Jahren sehr stark durch die Debatte über Strategien der USA zur Immobilisie­

rung von Waffenplutonium geprägt worden. Entscheidungen der US-Regierung haben 

vielfältige Forschungsaktivitäten in Gang gesetzt, um verschiedene technische Möglich­

keiten weiterzuentwickeln und ihre Potentiale zu analysieren, um schließlich eine Ent­

scheidung über praktische Schritte zur Immobilisierung fällen zu können. Diese Untersu­

chungen werden vorrangig in staatlichen Forschungseinrichtungen vorgenommen. 
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Vor wenigen Jahren wurden noch mehrere Alternativen parallel studiert <DOE I996b>: 

1. Verglasung von Plutonium in Borosilikatglas (5 % Pu) gemeinsam mit Cäsium-I37 

zur Erzeugung einer Strahlungsbarriere. Dabei sind verschiedene Varianten der we­

sentlichen Prozeßschritte bis zur Einfullung in Lagerbehälter aus Edelstahl möglich. 

2. Can-in-canister-Verglasung: primär Einschmelzen von Plutonium in Borosilikatglas 

(10 % Pu), das in kleine Edelstahldosen verpackt wird; sekundär Einbetten der plu­

toniumhaltigen Dosen in einen Behälter, der mit verglastem hochaktivem Abfall auf­

gerullt wird (damit im Durchschnitt 3 % Pu). 

3. Keramisierung von Plutonium gemeinsam mit Cäsium-I37 zur Erzeugung einer 

Strahlungsbarriere, Einbringung in Edelstahlbehälter, die schließlich mit Titanoxid 

aufgerullt werden (12 % Pu). 

4. Can-in-canister-Keramisierung: primär Keramisierung von Plutonium und Einfullung 

in kleine Edelstahldosen (12 % Pu), sekundär Einbettung der plutoniumhaltigen Do­

sen in einen Behälter, der mit verglastem hochaktivem Abfall aufgerullt wird (damit 

im Durchschnitt 3 % Pu). 

5. Mineralisierung in glasgebundenem ZeoHt: in einem elektro metallurgischem Prozeß 

wird Plutonium chloriert und anschließend mit Cäsiumchlorid (Cs-137) vermischt; 

danach erfolgt eine MineraHsierung in glasgebundenem ZeoHt (glass-bonded zeoHte 

GBZ). 

Mit Vorlage des "Surplus Plutonium Disposition Draft Environmental Impact Statement" 

im Juli 1998 entschied sich das US-Energieministerium rur die vorrangige Weiterverfol­

gung der Can-in-canister-Keramisierung <DOE 1998>. Mindestens 17 t der insgesamt 

50 t überschüssigem Waffenplutonium sollen in dieser Weise rur eine geologische Endla­

gerung vorbereitet und damit einem möglichen Zugriff entzogen werden. 

Für diese Präferenz waren verschiedene Gründe maßgebend. Nach eingehenden Gesprä­

chen und entsprechendem Informationsaustausch (prof Dr. John Holdren, Vorsitzender 

des Committee on International Security and Arms Control der National Academy of 

Sciences, Dr. A1Hson Macfarlane, Center of Science and International Affaires der Har­

vard University, und andere US-Experten) ergibt sich folgendes Bild: 

• Die Aufnahmefähigkeit von Keramiken rur Aktinidenelemente wie Plutonium ist 

weit höher als in bislang erprobten Gläsern. Trotz erheblicher Anstrengungen, eine 

Löslichkeit von 10-15 % Plutonium in speziellen Silikatgläsern zu erreichen konnte 

nur eine maximale Löslichkeit von 7 % demonstriert werden <Bates 1996>. Demge­

genüber sind in Keramiken 20 % und mehr an Aktiniden einbaubar. 



Öko-Institut e.V. - 33-

• Keramiken' verhalten sich auf geologischen Zeitskalen voraussichtlich chemisch 

weitaus stabiler als Gläser. Dies wird mit ihren naturanalogen Eigenschaften begrün­

det, die ein ähnlich stabiles Verhalten wie erdgeschichtlich bekannte Gesteinsforma­

tionen aufweisen. Die Bedeutung dieser Eigenschaft wird in den USA zusätzlich 

betont, seitdem bekannt geworden ist, daß die Plutonium-Mobilität - ebenso wie die 

Mobilität anderer radioaktiver Nuklide - in der rur die US-Defense-Abfalle vorgese­

henen Region Yucca Mountain bei deren geochemischer Situation um einen Faktor 

10-100 höher ist als bislang angenommen <Kersting 1997, Kersting 1999>. Die Be­

deutung der Sicherheit von Endlagern hinsichtlich der Rückhaltung relevanter Nu­

klide ist damit nochmals in ihrer Bedeutung unterstrichen. Es wird argumentiert, daß 

Plutonium in keramisierter Form Vorteile gegenüber anderen Formen der primären 

Einbettung böte, da sie unabhängig von der konkreten Endlagerform bessere Ein­

schlußmöglichkeiten garantiere. 

• Der primäre Plutonium-Bearbeitungsprozeß sei vergleichsweise gut beherrschbar, da 

er weitgehend aus der Brennelementherstellung bekannt und erprobt ist. Dies gelte 

dagegen beispielsweise nicht rur die direkte Verglasung von Plutonium. 

• Die Proliferationsresistenz von Plutonium, das in Keramiken eingebracht wurde, 

wird höher eingeschätzt als seine Einbettung in Glasformen. Nach <Cerefice 1996> 

wurde am Beispiel von Borosilikatgläsern gezeigt, daß eine relativ einfache Ab­

trennchemie Plutonium aus entsprechenden Glasblöcken rückgewinnbar machen 

kann und daß Produkte einer solchen Abtrennung rur Kernwaffen verwendet werden 

könnten, Für relevante Keramiken seien bislang dagegen keine einfachen Abtrenn­

technologien bekannt bzw. entwickelt worden, 

• Die Gefahr einer Kritikalität im Endlager wäre auf langen Zeitskalen reduziert ge­

genüber anderen Alternativen, Das Zerfallsprodukt des spaltbaren Plutonium-239, 

das zu über 90 % in Waffenplutonium enthalten ist, ist das wiederum spaltbare 

Uran-235, Damit bestünde ein dauerhaftes Risiko, daß sich im Endlager unter sehr 

ungünstigen Umständen kritische Massen bilden. Unter der Voraussetzung, daß im 

primären Bearbeitungsprozeß auch das nicht spaltbare Uran-238 beigemischt wird, 

ist eine Reduktion dieses Risikos auf langen Zeitskalen möglich, da dann Uran nur 

noch in schwach angereicherter Form vorliegen würde, das keine Kritikalität - auch 

unter sehr ungünstigen Umständen - mehr möglich werden ließe. Hier wirkt sich als 

Vorteil aus, daß in Keramiken Aktiniden in weit höherem Prozentsatz beimischbar 

sind als in Gläsern. 

• Bei Einbettung von Plutonium direkt in Borosilikatgläser würde eine zusätzliche 

Neutronenstrahlung erzeugt durch verstärkt auftretende Alpha-n-Reaktionen am 

Bor, Diese hätte negative Auswirkungen auf die Beschäftigten in den Verarbeitungs-
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anlagen oder würde durch größere Abschirmungsmaßnahmen zu höheren Kosten 

fuhren (Anmerkung: Bei Mitverglasung von HA WC ist deren Strahlung bestimmend 

fur die Schutzmaßnahmen). 

• Beim sekundären Prozeß der Auffiillung der Lagerbehälter mit hochaktiven Nuklea­

rabfällen in aufgeschmolzenem Glas könnten die hohen Verarbeitungstemperaturen 

zu Reaktionen in den plutoniumhaltigen Edelstahldosen fuhren. Dies sei bei einer 

primären Keramisierung kaum zu erwarten. 

• Die direkte Verglasung von Plutonium in HAWC-Glas wird fur problematisch ge­

halten, da Probleme gesehen werden, eine kritikalitätssichere Zuspeisung des Waf­

fenplutoniums realisieren zu können. 

Das derzeit in den USA favorisierte Verfahren zur Verglasung von Plutonium ist in sei­

nen relevanten technischen Randbedingungen im Anhang beschrieben. 

Parallel zu den Entwicklungen in den USA wird auch in Rußland über Immobilisierungs­

optionen fur Waffenplutonium nachgedacht. Zwar wird dort der MOX-Pfad als der at­

traktivere betrachtet, aber es besteht auch in Rußland eine Notwendigkeit, Plutonium, 

das nicht fur die MOX-Fertigung geeignet ist, zu immobilisieren. Im Vergleich zu den 

USA sind in Rußland weit geringere Aktivitäten zu verzeichnen. 

Ausgehend von der Erfahrung des Forschungszentrums Karlsruhe wurde festgestellt, daß 

die notwendigen Kenntnisse zur Plutoniumverglasung soweit entwickelt und gefestigt 

seien, daß eine großtechnische Verglasung von Plutonium ohne vorlaufende aufwendige 

Entwicklungsarbeiten aufgenommen werden könne <Hennies 1998>. 

Praktisch die gleiche Auffassung findet sich in dem Papier von M. Antoine Jouan vom 

Commissariat a l' Energie Atomique <Jouan 1996>: "Vitrification of plutonium is one 

means of mitigating its potential danger. This option is technically feasible,even if it is 
not the solution advocated in France." 

5.3 Realisierbare Verglasungsverfahren für Plutonium 

Im nachfolgenden wird abgeleitet, welche Verglasungsverfahren fur die' Verglasung deut­

schen Reaktorplutoniums prinzipiell geeignet erscheinen. Diese Verfahren werden dann 

genauer diskutiert und bewertet. 

5.3.1 Prinzipielles 

Prinzipiell sind verschiedene Verglasungsverfahren fur Plutonium möglich. In der Lite­

ratur werden dafur unterschiedliche Verfahren behandelt; die weiter oben dargestellte 

US-amerikanische Diskussion umfaßt ein ganzes Bündel an Verfahren. 
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Insgesamt lassen sich die verschiedenen Verfahren unter zwei Aspekten gliedern: einer­

seits nach den zusätzlichen radioaktiven Stoffen, mit denen das Plutonium verglast wird, 

andererseits nach der festen Matrix, in die das Plutonium eingebracht wird. 

Plutoniumverglasung wird hinsichtlich der zusätzlichen radioaktiven Stoffe in folgenden 

Zusammensetzungen diskutiert: 

• alleinige Verglasung von Plutonium, 

• gemeinsame Verglasung mit speziellen radioaktiven Mischungen, z.B. Cs-I3 7, 

• gemeinsame Verglasung mit ohnehin vorhandenen radioaktiven Mischungen, z.B. 

hochradioaktive Spaltproduktlösung aus der Wiederaufarbeitung (HA WC). 

Unter den hier zu betrachtenden Bedingungen (Verglasung von Plutonium aus der Wie­

deraufarbeitung deutschen Kernbrennstoffes) entfallt die alleinige Verglasung von Pluto­

nium, da das Produkt aufgrund des relativ zu Spaltprodukten geringen Strahlungsniveaus 

keinen Eigenschutz aufweist. Die Verglasung mit speziellen radioaktiven Mischungen 

entfallt ebenfalls, weil solche nicht in den erforderlichen Mengen zur Verrugung stehen. 

Dagegen stehen große Mengen an "deutschem" HAWC zur Verrugung, die ohnehin ver­

glast werden müssen; damit kommt unter den hier zu betrachtenden Bedingungen nur die 

Verglasung mit der ohnehin vorhandenen radioaktiven Mischung HAWC in Betracht. 

Hinsichtlich der festen Matrix, in die das Plutonium eingebracht wird, gibt es folgende 

Typen: 

• Einbringung des Plutoniums in keramischer Form (z.B. auf Titanatbasis oder als 

Mischoxid) in eine Glasmatrix, die radioaktive Spaltprodukte enthält (z.B. Can-in­

canister-Verfahren), 

• Direktverglasung mit Spaltprodukten zur Erzielung eines homogenen Produkts, 

• Einbringung in eine Matrix anderer Art (z.B. spezielle Keramiken, Silikat), ohne zu-

sätzliche Verglasung. 

Unter den hier zu betrachtenden Bedingungen, vor allem hinsichtlich der Realisierungs­

zeit, entfallt die Einbringung in eine Matrix anderer Art, da diese nicht weit genug zur 

Anwendungsreife entwickelt sind. Das Can-in-canister-Verfahren und die gemeinsame 

Verglasung dagegen werden im folgenden weiter betrachtet. 

5.3.2 Plutoniumverglasung nach dem Can-in-canister-Verfahren 

Das hier untersuchte Verfahren der Plutoniumverglasung nach dem Can-in-canister­

Verfahren ist eine ilir europäische Verhältnisse adaptierte Verfahrensvariante. 

Bezüglich der Form, in der die Keramisierung des Plutoniums bei einem Can-in-canister­

Verfahren erfolgen soll, erilillt die amerikanische Version der Einbettung in verschiedene 
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Titanat-Matrices bei einer Anwendung rur deutsches Reaktorplutonium verschiedene 

Kriterien nur ungenügend: 

• Zur Keramisierung als Titanat müßten neue Anlagen errichtet werden, da in der eu­

ropäischen Kerntechnik solche derzeit nicht zur Verrugung stehen. 

• Das Verfahren ist noch nicht großtechnisch erprobt und hätte deshalb gewisse Unsi-

cherheiten bezüglich einer Realisierung in Europa. 

Deshalb wird im folgenden von einer Keramisierung des Plutoniums als Mischoxid aus 

abgereichertem Uranoxid und Plutoniumoxid n;rit einem Spaltstoffanteil von 5% bzw. 

10% ausgegangen. Dies weist folgende Vorteile auf: 

• Die Einbindung in die Mischoxid-Keramik ruhrt zu ähnlichen Vorteilen, wie sie rur 

die amerikanischen Keramiken gesehen werden, da Mischoxid eine nicht gravierend 

abweichende Auslaugbeständigkeit aufweist. 

• Die Herstellung von Mischoxid wird in Europa in verschiedenen Anlagen verschie­

dener Betreiber seit Jahren betrieben. Damit liegt eine lange Herstellungserfahrung 

vor. Außerdem besteht hier eine hohe Produktionskapazität, die auch rur die Her­

stellung der beim Can-in-cani,ster-Verfahren notwendigen· Plutoniumkeramiken ge­

nutzt werden könnte. 

Damit erfolgt im ersten Schritt die Keramisierung des Plutoniums in Form von 

Uran/Plutonium-Mischoxid. Die Keramik wird im zweiten Schritt mit HA WC-Glas zu­

sammen verglast. Die Prinzip darstellung findet sich in Abbildung 5-1. 

Beim Can-in-canister-Verfahren würde der Prozeß der Glaserzeugung identisch ablaufen 
t 

wie in den bisherigen Anlagen zur Verglasung von HAWC. Besondere Zusätze, insbe­

sondere zur Unterkritikalität, sind durch die Keramik mit hohem Anteil an U-238 in die­

sem Schritt entbehrlich. Bei einem solchen Can-in-canister-Verfahren wäre eine zusätzli­

che technische Entwicklung an der Verglasungsanlage nicht erforderlich. Die zusätzli­

chen Maßnahmen könnten im wesentlichen auf zusätzliche Safeguardsmaßnahmen be­

schränkt werden. 

5.3.2.1 Herstellung des lagerfähigen Gebindes beim Can-in-canister-Ver­
fahren 

5.3.2.1.1 Herstellung der Kleinbehälter mit Mischoxid ("CanU) 

Die Kleinbehälter ("Can") sind mit Mischoxid in Form keramischer Teile (z.B. Pellets) 

gerullt. Die Herstellung der Mischoxidpellets erfolgt z.B. im Pulver- und Keramikteil ei­

ner Fabrik zur Herstellung von Mischoxidbrennelementen oder in einer technisch ver­

gleichbaren Einrichtung. Die einzelnen Mischoxid-Pellets sollten übliche Maße (z.B. 

9,0 mm Durchmesser) aufweisen, die auch bei MOX-Brennstoff gegeben sind. 



Öko-Institut e.V.· - 37-

Abbildung 5-1 

Plutoniumverglasung . nach dem Can-in-canister-Verfahren 
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Ausgangspunkt der Mischoxidherstellung ist pulverförmiges Plutoniumdioxid, die Form, 

in der Plutonium aus der Wiederaufarbeitung abgegeben wird. Aus diesem wird im er­

sten Schritt Mischoxid durch Vermischung mit Urandioxid hergestellt. Das pulverförmi­

ge Mischoxid wird dann durch die Arbeitsgänge Rohpellet pressen und sintern in kerami­

sche Mischoxidpellets umgewandelt; diese Schritte sind übliche Schritte bei der Herstel­

lung von MOX-Brennstoff. 

Bezüglich des Isotopenverhältnisses (U-235IU-238) im hier notwendigen Mischoxid ist 

natürliches oder abgereichertes Uran das geeignete Material, da es am wenigsten Spalt­

stoff (U-235) aufweist und in ausreichenden Mengen jederzeit erhältlich ist. Das Mi­

schungsverhältnis PuIU muß im wesentlichen bezüglich folgender drei Parameter opti­

miert werden: 

• Der Pu-Anteil darf nicht höher sein, als rur die Anlage bei den Arbeitsgängen Roh­

pellet pressen und sintern zugelassen ist. 

• Der Pu-239-Anteil muß im Verhältnis zum U-238-Anteil so eingestellt werden, daß· 

im Endlager langfristig eine Rekritikalität verhindert wird. (Bei Bedarf könnten im 

Endlager auch weitere geeignete Materialien, insbesondere abgereichertes Uran, hin­

zugerugt werden). 

• Um die Zahl der herzustellenden Glaskokillen zu minimieren, darf der Pu-Anteil 

nicht kleiner sein als notwendig. 

Die Kleinbehälter ("Cans") müssen m emer zur Aufnahme der hergestellten 

Mischoxidpellets geeigneten Form ausgeruhrt werden. Dies kann Z.B. eine Form sein, die 

eine oder mehrere Säulen von Pellets unter Wahrung der geometrischen Anordnung auf­

nehmen kann; bei Anordnungen mit mehreren Säulen muß der Kleinbehälter so ausgebil­

det werden, daß keine freien Zwischenräume entstehen. Die "Cans" können z.B. aus 

Edelstahl bestehen. 

Die mit Mischoxidpellets berullten Kleinbehälter werden mit Hilfe eines Innengerüsts zu­

sammengerugt und in den Edelstahlkanister rur die zu gießende Glaskokille fest einge­

bracht. Dann können die so ausgerüsteten Kanister zur Verglasungsanlage gebracht und 

dort mit HA WC-Glas berullt werden. 

5.3.2.1.2 Verglasung 

Das zwischen- und endlagerfahige Gebinde aus der Plutoniumverglasung nach dem Can­

in-canister Verfahren ist eine Glaskokille, die in ihren äußeren Maßen und Eigenschaften 

den üblichen Glaskokillen entspricht, die rur die Endlagerung verglaster Abfalle aus der 

Wiederaufarbeitung deutscher Kernbrennstoffe vorgesehen ist. Entsprechend sind fol­

gende Haupteigenschaften einzuhalten: 
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• Höhe 1335 mm, 

• Durchmesser 430 mm, 

• Glasmasse ca. 400 kg, 

• Nutzvolumen 150 Liter, 

• die maximale Wärmeleistung entspricht der "normaler" Glaskokillen, 

• die Außenwandung der Kokille besteht aus einem Edelstahlkanister. 

Das Prinzip der Herstellung kann aus dem schon seit längerem erfolgenden Verglasungs­

verfahren rur die deutschen HA WC-Glaskokillen abgeleitet werden. Das im Vergla­

sungsofen aufgeschmolzene Glas aus vorgelegter HA WC-Lösung und Glasfritte wird in 

einen Edelstahlkanister abgegossen. Bei der "normalen" Verglasung ist der vorgelegte 

Edelstahlkanister leer. 

Der wesentliche Unterschied bei der Plutoniumverglasung besteht darin, daß hier der zu 

berullende Edelsüihlkanister ("Canister") mit einem Innengerüst erstellt wird, an dem die 

Kleinbehälter ("Can") befestigt sind, die das Plutonium als Mischoxidkeramik enthalten. 

Mit dieser Konstruktion wird erreicht, daß die Mischoxidkeramikbehälter in die erstar­

rende HA WC-Glasmasse in der Kokille eingebunden werden. 

Als Standort rur eine Verglasung nach dem Can-in-canister-Verfahren wird vom Stand­

ort des flüssigen HA WCs ausgegangen, also von der Wiederaufarbeitungsanlage. Denn 

ein Transport flüssigen HA WCs ist aus sicherheitstechnischen wie aus politischen Grün­

den praktisch ausgeschlossen, wie die Erfahrungen der Vergangenheit zeIgen 

(gescheitertes Projekt der Verbringung von HA WC aus Karlsruhe nach Mol). 

5.3.2.1.3 Eigenschaften des Produkts des Can-in-canister-Verfahrens 

Das erhaltene Produkt weist folgende wichtige Eigenschaften auf: 

• Der berullte Edelstahlkanister ist durch die eigene Strahlung stark vor unbefugter 

Hantierung geschützt. Die Dosisleistung außen am Edelstahlkanister beträgt einige 

100 Gray/h. Sie wird dominiert von den Spaltprodukten, die in die Glasmatrix ein­

gebunden sind. Unabgeschirmtes Hantieren würde innerhalb weniger als einer Mi­

nute zur Aufnahme akut tödlicher Strahlendosen ruhren. Ein ferngesteuertes Hantie­

ren ist nur unter großem Aufwand möglich, weil einerseits nur unter massiven Ab­

schirmmaßnahmen hantiert werden kann und andererseits geeignete Spezialgerät­

schaften zur Verfiigung stehen müssen. 

• Das Plutonium ist im berullten Edelstahlkanister fest in eine komplexe Matrix einge­

bunden, damit ist die Wiedergewinnung nur mit einer aufwendigen Technik möglich. 

Das Produkt müßte zunächst in eine Anlage verbracht werden, in der es fernbedient 

gehandhabt werden könnte. Dann müßte nach Entfernen der Edelstahlhülle das mit 
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den hochradioaktiven Spaltprodukten beladene Glas mechanisch oder chemisch so 

entfernt werden, daß die Kleinbehälter mit dem Mischoxid zufÜckgewonnen werden. 

Das Mischoxid selbst müßte dann durch eine chemische Prozedur ähnlich der Wie­

deraufarbeitung in seine Bestandteile Plutonium und Uran aufgetrennt werden, wo­

bei wegen der geringeren Strahlungsintensität auch technische Vereinfachungen 

möglich wären. Erst nach dem Durchlaufen dieser Prozeduren würde das Plutonium 

verwendungsfähig zur VerfUgung stehen.' Der Aufwand rur diese Prozeduren ist 

vergleichbar mit dem Aufwand der Wiederaufarbeitung abgebrannten Brennstoffs, 

zusätzliche Schwierigkeiten bestehen durch die Notwendigkeit der Entfernung des 

Glases. Im Vergleich zu anderen Möglichkeiten der Plutoniumgewinnung ist daher 

zu konstatieren, daß ein vergleichbarer oder gar höherer Aufwand besteht und daher 

dieser Gewinnungsweg rur das Plutonium vergleichsweise wenig attraktiv ist. 

• Der berullte Edelstahlkanister weist die gleichen Haupteigenschaften auf wie die 

Glaskokillen aus der Verglasung hochradioaktiver Abfalle. Damit kann er im weite­

ren Fortgang genauso wie die ohnehin vorhandenen Glaskokillen aus der Verglasung 

von WiederaufarbeitungsabfaIlen behandelt werden. 

5.3.2.2 Zwischenlagerung beim Can-in-canister-Verfahren 

Eine Zwischenlagerung der berullten Edelstahlkanister ist einerseits notwendig, solange 

kein Endlager rur hochradioaktive Abfalle vorhanden ist. Andererseits ist eine oberirdi­

sche Zwischenlagerung ohnehin notwendig, bis die (vor allem von den im Glas befindli­

chen Spaltprodukten freigesetzte) Wärmeleistung auf Werte abgeklungen ist, die im 

Endlager zugelassen sind. Abhängig von der Vorgeschichte der verwendeten HA WC­

Lösung kann diese Abklingzeit ein bis drei Jahrzehnte betragen. 

Die Zwischenlagerung erfolgt in den üblichen Zwischenlagetbehältern rur Glaskokillen 

ohne Plutoniumbeimischung in darur zugelassenen Zwischenlagern. Dies ist möglich, 

weil das Produkt aus dem Can-in-canister-Verfahren bezüglich der relevanten Sicher­

heitsfragen praktisch gleiche Eigenschaften wie "normale" Glaskokillen aufweist. Die 

Zwischenlagerbehälter, die Kokillen aus dem Can-in-canister-Verfahren enthalten, sind 

mit Siegeln der Safeguardsbehörden versiegelt. Die Lagerräume des Zwischenlagers un­

terliegen den Safeguardskontrollen. 

5.3.2.3 Endlagerung beim Can-in-canister-Verfahren 

Auch bezüglich der Endlagerung werden die Kokillen aus dem Can-in-canister-Verfahren 

gleich wie "normale" Glaskokillen behandelt, wiederum wegen der ähnlichen Eigen­

schaften. Hinsichtlich Safeguards wird von einem den Safeguards unterliegenden Endla­

ger ausgegangen, wie in Kapitel 4.6 ausgeruhrt. 
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5.3.2.4 Transporte beim Can-in-canister-Verfahren 

Folgende Transporte sind beim Can-in-canister-Vetfahren erforderlich: 

• Transport des pulverförmigen Plutoniumdioxids vom derzeitigen Lagerort zur Anla­

ge zur Herstellung der Pellets. Dies ist ein gleichartiger Transport wie die sonst 

stattfindenden Transporte zur MOX-Brennelementherstellung. 

• Transport des Edelstahlkanisters mit Innengerüst und Kleinbehältem von der Anlage 

zur Herstellung der Pellets zur Verglasungsanlage. Dieser Transport wird im sonsti­

gen Nuklearbereich nicht durchgefiihrt; er ähnelt aber stark dem Transport frischer 

MOX-Brennelemente und muß unter praktisch gleichen technischen und sonstigen 

Bedingungen wie dieser durchgefiihrt werden (z.B. Sicherheitsfahrzeug). Besondere 

Schwierigkeiten, die nicht durch einfache Maßnahmen behoben werden können, sind 

nicht erkennbar. 

• Transport der Glaskokillen aus dem Can-in-canister-Verfahren von der Vergla­

sungsanlage zum Zwischenlager. Hier gibt es keine Unterschiede zum Transport 

"normaler" Glaskokillen, mit der Ausnahme, daß die Transporte Safeguards unter­

liegen. 

• Transport vom Zwischenlager zum Endlager; auch hier existiert die gleiche Situation 

wie bei "normalen" Glaskokillen und zusätzlichen Transport-Safeguards. 

5.3.2.5 Mengenbetrachtungen zum Can-in-canister Verfahren 

Beim Can-in-canister-Verfahren ist zunächst die MOX-Keramik zu fertigen. In den .euro­

päischen MOX-Brennelementfabriken können Gehalte von 5 Gew.-% am Schwermetall 

an Spaltstoff in jedem Fall verarbeitet werden. Dieser Spaltstoffanteil wird daher als ein 

Referenzwert herangezogen. Zumindest auf einzelnen Verarbeitungsstraßen in den Anla­

gen, die auch bereits fiir Brüterelemente MOX verarbeitet haben (Anlagen in Cadarache 

und DesseI), sind bereits MOX-Brennelemente mit deutlich höherem Spaltstoffgehalt 

(größer 30%) durchgesetzt worden. Es wird daher als zweite Referenz der Fall betrach­

tet, daß MOX-Keramik mit 10 Gew.-% Spaltmaterial hergestellt wird. 

Bei der MOX-Fertigung kann Uran als abgereichertes Uran zugesetzt werden. Bei einem 

U-235-Anteil von 0,35% und einem spaltbaren Plutoniumanteil von 70% können dann in 

der MOX-Keramik die folgenden Mengen an Gesamtplutonium untergebracht werden: 

• 6,7% Pu-tot, wenn ein Spaltstoffanteil von insgesamt 5% eingehalten werden soll 

(pro 100 kg Schwermetall 93,3 kg Uran-tot mit 0,32 kg U-235 und 6,7 kg Pu-tot 

mit 4,69 kg Pu-fiss), 
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• 13,9% Gesamtplutonium, wenn ein SpaltstoffanteiJ von 10% eingehalten werden soll 

(pro 100 kg Schwermetall 86,1 kg Uran-tot mit 0,3 kg U-235 und 13,9 kg Ge­

samtplutoniummit 9,7 kg Pu-fiss). 

Für die folgenden Betrachtungen wird als Referenz von einer Ausruhrung der "Cans" als 

Stäbe rur eine Pelletsäule ausgegangen. Der Durchmesser entspricht DWR-Standard. Die 

Länge beträgt 80 % der Höhe der Edelstahlkokille. Die Stäbe sind parallel zur Zylinder­

achse am Innengerüst befestigt. 

Für diese Referenzgeometrie läßt sich dann die Länge an Lagerstäben insgesamt errech­

nen, die rur die Aufnahme einer bestimmten Menge Plutonium in einer Glaskokille benö­

tigt werden. Außerdem kann aus dem Außendurchmesser der Hüllrohre (ca. 11 mm) der 

Volumenanteil in der Kokille errechnet werden, den die MOX-Keramik einnimmt. In Ta­

belle 5-1 sind diese Parameter rur Mengen von 2 kg, 3 kg und 4 kg Gesamtplutonium in 

einer Kokille zusammengestellt. 

Tabelle 5-1: Mengenbilanz beim Can-in-canister-Verfahren 

5 Gew.-% Spaltstoffin der 10 Gew.-% Spaltstoff in der 
MOX-Keramik MOX-Keramik 

Pu-tot pro Kokille Pu-tot pro Kokille 
2 kg 3 kg 4 kg 2 kg 3 kg 4kg 

benötigte Stablänge pro 48,9 73,3 97,7 24,4 36,7 48,9 
Kokille (in m) 
Zahl zu bündelnder Stä- 46 69 92 23 35 46 
be pro Kokille 
Anteil der Keramik in 3,0 4,5 6,0 1,5 2,25 3,0 
der Kokille (in Vol. -%) 

Im Hinblick auf die Kritikalitätssicherheit kann als Plausibilitätsbetrachtung ein Vergleich 

mit Brennelementen gezogen werden. In einem abgebrannten Brennelement befinden sich 

in den Brennstäben pro Länge des Elements eine bestimmte Menge an Spaltstoff. Ein 

solches einzelnes abgebranntes Brennelement kann ohne Gefahr einer Kritikalität ge­

handhabt werden. Es wird daher im folgenden untersucht, welche Menge an Plutonium in 

Cans (bzw. Lagerstäben),. eingebettet in die Glasmatrix einer Glaskokille, eingebracht 

werden kann, wenn pro Länge der Glaskokille der gleiche Spaltstoffgehalt vorliegen soll 

wie pro Länge des abgebrannten Brennelements. 

Ein typisches abgebranntes Brennelement weist einen Spaltstoffgehalt von etwa 

1,5 Gew.-% am Schwermetall (SM) auf Bei einem Standard-DWR-Brennelement mit 

526 kg SM ergeben sich dann 7,89 kg Spaltstoff pro Element. Bezogen auf eine aktive 
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Länge von 3,92 m errechnet sich daraus eine Spaltstoftbelegung mit 2,01 kg pro Meter 

Länge. 

Eine Glaskokille hat eine Länge von 1,335 m. Geht man von einer "aktiver Länge" 

(Länge der Cans) von 80% der Gesamtlänge aus, so ergibt sich für die Glaskokille ein 

Gehalt an 2,15 kg Spaltstoff, wenn eine Spaltstoftbelegung mit 2,01 kg pro Meter akti­

ver Länge erfolgt. Dies entspricht einer Menge an Gesamtplutonium von etwa 3,1 kg pro 

Glaskokille. 

In einem zukünftigen Endlager müßten neben abgebrannten Brennelementen auch teilab­

gebrannte Brennelemente und - zur Abdeckung des Störfalls "Verwechslung mit einem 

frischen Brennelement" - auch frische Brennelemente kritikalitätssicher einzulagern sein. 

Es wäre dann noch von einem mindestens dreifach höheren Spaltstoffgehalt als bei abge­

brannten Brennelementen auszugehen. Diese Überlegung ergibt, daß sich in dieser Hin­

sicht aus einer Beimischung von 2 bis 4 kg Gesamtplutonium in einer Glaskokille keine 

zusätzlichen Probleme ergeben könnten. Bei der Auslegung eines zukünftigen Endlagers 

sind dann auch für diese Glaskokillen Kritikalitätsberechnungen durchzuführen. 

Prinzipiell könnten im Hinblick auf die Kritikalitätssicherheit voraussichtlich auch noch 

höhere Beladungen der Glaskokille mit Plutonium erfolgen. Mit zunehmender Belegung 

würde aber das homogene Ausgießen der Freiräume zwischen den montierten MOX­

Keramik-Stäben mit der Glasmasse erschwert. Daher wird für die weiteren Betrachtun­

gen von der Belegung mit 2 bis 4 kg Gesamtplutonium pro Kokille ausgegangen. 

5.3.2.6 Realisierbarkeit des Can-in-canister-Verfahrens 

Bezüglich der Realisierbarkeit der Einzelschritte des Can-in-canister-Verfahrens ergibt 

sich folgende Sachlage: 

• Die Herstellung der Mischoxid-Pellets ist in bestehenden Anlagen (Frankreich, Bel­

gien, Großbritannien) möglich. Eine Umstellung der dort ohnehin vorhandenen 

Verfahren ist nicht erforderlich. 

• Zur Befüllung der Kleinbehälter ("Can") und Herstellung des Edelstahlkanisters mit 
Innengerüst und Kleinbehältern sind die detaillierten Techniken nicht entwickelt. Für 

beide Arbeitsgänge kann aber auf die Erfahrungen mit der Befüllung von MOX­

Brennstäben und mit der Assembllerung von MOX-Brennelementen zurückgegriffen 

werden, so daß der Entwicklungsaufwand überschaubar ist. 

• Bei der Verglasung ergeben. sich lediglich Unterschiede durch den Ersatz des 

"normalen" Edelstahlkanisters durch den Edelstahlkanister mit Innengerüst und 

Kleinbehältern. Damit ändert sich an der Behandlung des HA WCs und des Schmelz­

ofens nichts, da diese durch die andere Kanisterart nicht beeinflußt wird. Änderun-
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gen sind bei der Beschickung der Anlage mit den Edelstahlkanistern erforderlich. 

Denn diese müssen auch "unberullt" wegen des Plutoniumgehalts der Cans aus 

Gründen des Strahlenschutzes, der Sicherung und der Safeguards mit erhöhtem 

Aufwand gelagert und gehandhabt werden; denn anders als die leeren "normalen" 

Edelstahlkanister enthalten diese strahlendes Spaltmaterial. Entsprechende Änderun­

gen, die im wesentlichen durch administrative Maßnahmen und gesicherte Lager­

räume erreichbar sind, müßten eingeruhrt werden. Bezüglich der Handhabung der 

gefertigten Glaskokillen sind keine wesentlichen Änderungen erforderlich, mit Aus­

nahme der Einfi.ihrung von Safeguardsüberwachung. 

Insgesamt ergibt sich daraus, daß eine bestehende Verglasungsanlage rur HA WC mit 

relativ kleinem Aufwand umgewandelt werden könnte in eine Verglasungsanlage 

nach dem Can-in-canister-Verfahren, da lediglich im Bereich der Handhabung der 

unberullten Kanister Veränderungen notwendig werden und diese ohne wesentlichen 

Eingriffin die Technik der Anlage erfolgen könnten. 

• Bezüglich Transporten, Zwischenlager und Endlagerung ergibt sich praktisch keine 

Notwendigkeit rur unterschiedliche Handhabungen mit Ausnahme von Safeguards­

maßnahmen rur einzelne Behälter. 

Bei einzelnen Schritten müßten eventuell Genehmigungen dem erweiterten Umfang an­

gepaßt werden; dies dürfte allerdings keine besonderen Hindernisse aufwerfen, weil sich 

keine zentralen sicherheitstechnischen Fragen bei den einzelnen Anlagen auftun. 

Hinsichtlich der Gesamtrealisierbarkeit des Can-in-canister -Verfahrens ergeben sich die 

wesentlichen Beschränkungen durch die Menge des zur Verfi.igung stehenden HA WCs. 

Insgesamt steht der HA WC aus der Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente in La 

Hague und Sellafield zur Verfi.igung. Unter Rückgriff auf die in Kapitel 2.1 dargelegten 

Mengenverhältnisse lassen sich folgende Betrachtungen ableiten: 

Bei der Glasfertigung bei Cogema ist von einer Bandbreite von 0,7 bis 0,83 Glaskokillen 

pro tSM an aufgearbeiteten Brennelementen auszugehen. Diese Bandbreite ergibt sich 

aus der bisherigen Erfahrung bzw. Planungen der Cogema. Die Zahl zu fertigender Glas­

kokillen beläuft sich dann insgesamt auf 

• ca. 2500 bis 3000 Glaskokillen rur Spaltproduktlösung aus bereits aufgearbeiteten 

deutschen Brennelementen, 

• insgesamt ca. 3200 bis 3800 Glaskokillen bei zusätzlicher Aufarbeitung bereits nach 

La Hague verbrachter abgebrannter Brennelemente, 

• insgesamt ca. 4500 bis 5300 Glaskokillen bei Abarbeitung bestehender Wiederaufar­

beitungsverträge. 
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Diese Glaskokillen stehen nicht insgesamt rur die Aufnahme von MOX-Keramik zur 

Verfiigung, da ein kleinerer Teil bereits gefertigt ist und vor Einsatzbereitschaft des Can­

in-canister-Verfahrens noch gefertigt würde. Es kann davon ausgegangen werden, daß 

aber noch 2000 bis 4000 Glaskokillen mit MOX-Keramik bestückt werden könnten. Im 

Hinblick auf die dann insgesamt auf diesem Weg zu entsorgende Plutoniummenge erge­

ben sich bei 2 bis 4 kg Gesamtplutonium pro Kokille 4000 bis 16.000 kg Gesamtplutoni­

um, das auf diesem Weg in eine endlagerfahige Form gebracht werden könnte, auch 

wenn eine Mischung des Plutoniums mit HAWC nur auf Basis von Glaskokillen (und 

nicht Z.B. Lagerbehältern rur Glaskokillen) und ohne "Streckung" des Glases durch ge-
I 

ringere Beladung mit HAWC unterstellt wird. Mit dem Can-in-canister-Verfahren kann 

daher ein relevanter Teil des vorhandenen abgetrennten Plutoniums (26.000 bis 

29.000 kg Pu-tot) behandelt werden. 

5.3.2.7 Safeguards beim Can-in-canister-Verfahren 

Bei den Safeguards beim Can-in-canister-Verfahren sind die verschiedenen Einzelschritte 

zu unterscheiden: 

Die Herstellung der mit Mischoxid berullten "Cans" findet in einer MOX­

Brennelementfabrik statt. Diese steht wegen ihrer Plutoniumhandhabung ohnehin unter 

aufwendigen Safeguardsmaßnahmen. Die Herstellung der "Cans" kann mit den gleichen 

Maßnahmen überwacht werden wie die Herstellung von MOX-Brennelementen. Die 

Überwachung der zu berullenden Edelstahlkanister ("Canister") mit Innengerüst, an dem 

die Kleinbehälter ("Can") befestigt sind, muß mit geeigneten Methode!). erfolgen. Die mit 
den "Cans" eingebrachten Plutoniummengen müssen bilanzierend erfaßt werden. Ab dem 

Zeitpunkt der Zusammenfiigung des Innengerüsts, der "Cans" und des Edelstahlkanisters 
muß diese Einheit z.B. in einem versiegelbaren Behälter transportiert und gelagert wer­

den, der die abzählbare und mit Maßnahmen der Surveillance überwachbare Einheit bil­
det. Diese wird so zur Verglasungsanlage transportiert und erst direkt vor dem Einsatz 

zur Berullung mit Glas geöffnet. Mit diesem Vorgehen kann verifiziert werden, daß die 

mit den Cans eingebrachte Spaltstoffmenge sich immer noch im Gebinde befindet. 

Der Prozeß der Glaseinfiillung selbst muß mit einer Kombination von Surveillance- und 
Containment maßnahmen überwacht werden (z.B. Kameras am Abrullort und in der La­

gereinrichtung; Betreiben als Materialbilanzbereich, an dessen Grenzen nur bestimmte 

Einschleus- bzw. Ausschleuspunkte vorhanden sind). Nach Erstarrung des eingerullten 

HA WC-Glases ist eine abzählbare Einheit hergestellt, aus der das Plutonium nicht mehr 

ohne massive Eingriffe entfernt werden kann. 

Bei der Einbringung der Kokillen in die üblichen Zwischenlagerbehälter muß eine Ver­

siegelung der Deckel durch die Safeguardsorganisationen erfolgen; dies geschieht analog 
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zum bereits üblichen Verfahren bei Zwischenlagerbehältern fur abgebrannte Brennele­

mente. Damit ist in Verbindung mit den Surveillancemaßnahmen im Zwischenlager die 

Überwachung gewährleistet. Bei der Konditionierung zur Endlagerung und beim Ein­

bringen in das unter Safeguardsüberwachung stehende Endlager müssen die plutonium­

haltigen Kokillen ebenfalls mit einer geeigneten Kombination aus Containment- und Sur­

veillancemaßnahmen überwacht werden. 

5.3.3 Direkte Plutoniumverglasung mit Spaltprodukten 

5.3.3.1 Herstellung des lagerfähigen Gebindes bei der direkten Plutoni­
umverglasung 

Das Prinzip der Herstellung des lagerfahigen Gebindes bei der direkten Plutoniumvergla­

sung wird in der Abbildung 5-2 dargestellt. 

5.3.3.1.1 Verglasung 

Auch das zwischen- und endlagerfahige Gebinde aus der direkten Plutoniumverglasung 

ist eine Glaskokille, die in ihren äußeren Maßen und Eigenschaften den üblichen Glasko­

killen entspricht, die fur die Endlagerung verglaster Abfalle aus der Wiederaufarbeitung 

deutscher Kernbrennstoffe vorgesehen sind. 

Während bei den schon seit längerem erfolgenden Verglasungsverfahren fur die deut­

schen HAW-Glaskokillen im Verglasungsofen Glas aus HAWC-Lösung und Glasfritte 

aufgeschmolzen wird, wird bei der direkten Plutoniumverglasung zusätzlich Plutonium­

nitratlösung mit in den Schmelzprozeß eingebracht. Denkbar sind zwei verfahrenstechni­

sche Lösungen: 

Entweder wird vor Eintritt in den Ofen das Plutoniumnitrat mit der HAWC-Lösung ver­

mischt und dann die Mischung in den Ofen eingespeist (HA WC-Lösung ist chemisch ge­

sehen "Spaltprodukt-Nitrat"). Vorlaufend zum Mischprozeß muß dann aus der Lager­

form Plutoniumdioxid noch Plutoniumnitrat hergestellt werden. 

Oder das Plutonium wird in geeigneter chemischer Form als drittes Material neben 

HAWC-Lösung und Glasfritte eingespeist. Auch hier ist vorgehend eine chemische Um­

wandlung des Plutoniums nötig. 

Bei beiden Möglichkeiten müssen alle Teilbereiche, in denen Plutonium gehandhabt wird, 

in einer kritikalitätssicheren Geometrie ausgefuhrt sein. 
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Abbildung 5-2 

Direktverglasung von Plutonium mit Spaltproduktlösung 
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Ein Problem ergibt sich aus der Anforderung, langfristig im Endlager eine Kritikalität zu 

vermeiden. Dazu könnte zusätzlich Uran~238 in die Glasmasse eingebracht werden; dies 

wird beim Can-in-canister-Verfahren durch die MOX-Keramik gewährleistet. Ohne ge­

eignete Neutronenabsorber in der Glasmasse ergibt sich eine Limitierung des Plutonium­

gehalts auf sehr niedrige Werte (z;B. 0,45% Gew.-%, siehe Kapitel 5.3.3.4, entsprechend 

3 kg Pu-tot). 

Auch die direkte Plutoniumverglasung könnte wohl nur am Standort des flüssigen 

HAWCs erfolgen, also bei der Wiederaufarbeitungsanlage. 
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5.3.3.1.2 Eigenschaften des Produkts der direkten Plutoniumverglasung 

Das erhaltene Produkt weist folgende wichtige Eigenschaften auf: 

• Der befullte Edelstahlkanister ist durch die eigene Strahlung stark vor unbefugter 

Hantierung geschützt. Die äußere Strahlung (Gamma und Neutronen) ist sehr hoch 

(einige hundert Gray pro Stunde). Sie wird dominiert von den Spaltprodukten, die in 

die Glasmatrix eingebunden sind. Unabgeschirmtes Hantieren würde in weniger als 

einer Minute zur Aufhahme akut tödlicher Strahlendosen fuhren. Ein ferngesteuertes 

Hantieren ist nur unter großem Aufwand möglich, weil einerseits nur unter massiven 

Abschirrnmaßnahmen hantiert werden kann und andererseits geeignete Spezialgerät­

schaften zur Verfiigung stehen müssen. 

• Das Plutonium ist im befullten Edelstahlkanister fest in eine Matrix eingebunden, 

damit ist die Wiedergewinnung nur mit einer aufwendigen Technik möglich. Das 

Produkt müßte zunächst in eine Anlage verbracht werden, in der es fernbedient ge­

handhabt werden könnte. Dann müßte nach Entfernen der Edelstahlhülle das mit den 

. hochradioaktiven Spaltprodukten und Plutonium beladene Glas chemisch so aufge­

löst werden, daß aus der enthaltenen Lösung das Plutonium chemisch abgetrennt 

werden kann. Erst dann würde das Plutonium verwendungsfähig zur Verfiigung ste­

hen. Der Aufwand fur die chemische Auflösung und Plutoniumabtrennung ist erheb­

lich. 

• Der befullte Edelstahlkanister weist die gleichen Hauptmaße auf wie die Glaskokil­

len aus der Verglasung hochradioaktiver Abfalle. Damit kann er im weiteren Fort­

gang genauso wie die ohnehin vorhandenen Glaskokillen aus der Verglasung von 

Wiederaufarbeitungsabfällen behandelt werden mit Ausnahme der zusätzlich erfor­

derlichen Safeguardsmaßnahmen. 

5.3.3.2 Transport, Zwischenlagerung und Endlagerung bei der direkten 
Plutoniumverglasung 

Hinsichtlich Transport, Zwischenlagerung und Endlagerung ergeben sich keine wesentli­

chen Unterschiede zwischen der gemeinsamen Plutoniumverglasung und dem Can-in­

canister-Verfahren. Lediglich der Transport des Edelstahlkanisters mit Innengerust und 

Kleinbehältern von der Anlage zur Herstellung der Pellets zur Verglasungsanlage entfällt. 

5.3.3.3 Safeguards bei der direkten Plutoniumverglasung 

Durchgehende Safeguardsmaßnahmen sind innerhalb der Verglasungsanlage erforderlich. 

Damit muß einerseits der Anlagenteil überwacht werden, der zur Zuspeisung des Pluto­

niums in den Verglasungsprozeß dient. Weil das Plutonium hier in nicht abzählbarer 

Form vorliegt Ge nach gewählter Verfahrenstechnik Plutoniumnitratlösung oder Fest-
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stoff granulat), muß eine aufwendige Überwachung erfolgen, wie sie beispielsweise ähn­

lich in den Chemiebereichen von MOX-Brennelementfabriken üblich ist. 

N ach der Herstellung der Glaskokille ist eine abzählbare Einheit geschaffen. Ab diesem 

Punkt bis zur Einlagerung in das Endlager sind die gleichen Safeguardsmaßnahmen not­

wendig, wie sie bereits weiter oben fiir die Kokillen aus dem Can-in-canister-Verfahren 

herausgearbeitet wurden. 

5.3.3.4 Mengenbetrachtungen zur direkten Plutoniumverglasung 

In der Diskussion zum weiteren Umgang mit Waffenplutonium in den USA wurde auch 

die Direktverglasung untersucht (siehe Kapitel 5.2.2). Nach <Sylvester 1997> soll ein 

Borosilikat-Glasprodukt mit einem Anteil von 0,45 Gew.-% Waffenplutonium bei der 

späteren Endlagerung auch unter ungünstigsten Bedingungen (Moderierung durch Was­

serzutritt, Fehlen von zusätzlichen Neutronenabsorbem etc.) unterkritisch bleiben. 

Die Glasmasse in der 180-Liter-Kokille beträgt etwa 400 kg. Daraus ergibt sich ein mög­

licher Plutonium-239-Anteil von 1,8 kg. Der Pu-241-Anteil ist wegen der relativ kurzen 

Halbwertszeit dieses Isotops nicht zu berücksichtigen, da er bis zu den fiir die langfristige 

Unterkritikalität relevanten Zeiträumen 'zerfallen ist. (Zunächst ist der Borgehalt der 

Glaskokillen zur Gewährleistung der Unterkritikalität ausreichend.) Für das deutsche Re­

aktorplutonium ist unter dieser Randbedingung etwa von 60 Gew.-% thermisch spaltba­

rem Anteil auszugehen. Die mögliche Beladung pro Glaskokille beträgt dann 3 kg Ge­

samtplutonium. 

5.3.3.5 Realisierbarkeit der direkten Plutoniumverglasung 

Bezüglich der Realisierbarkeit der Einzelschritte der direkten Plutoniumverglasung ergibt 

sich folgende Sachlage: 

• Bei der Verglasung ergeben sich erhebliche Unterschiede zur reinen Spaltprodukt­

verglasung. Diese rühren daher, daß der gesamte Bereich der Materialzuspeisung 

und der Ofen selbst kritikalitätssicher ausgelegt werden müssen. Die Geometrien in 

bestehenden Anlagen sind nicht fiir eine solche Aufgabe ausgelegt. 

Damit erfordert die Einfiiruung der direkten Plutoniumverglasung mit Spaltproduk­

ten auf jeden Fall eine völlige Neukonstruktion der Verglasungsanlage. Sie kann in 

einer bestehenden Verglasungsanlage nicht durch Umrüstung mit vertretbarem Auf­

wand eingerichtet werden. Dies ist ein erheblicher Nachteil gegenüber dem Can-in­

canister-Verfahren. Damit wird die Realisierung der gemeinsamen Plutoniumvergla­

sung auf solche Fälle eingegrenzt, bei denen die Neuplanung einer Verglasungsanla­

ge ansteht. 
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• Bezüglich Transporten, Zwischenlager und Endlagerung ergeben sich praktisch kei­

ne Unterschiede zwischen direkter Plutoniumverglasung mit Spaltprodukten und 

Can-in-canister-Verfahren. 

Hinsichtlich der Gesamtrealisierbarkeit der direkten Plutoniumverglasung ergeben deutli­

che Einschränkungen wegen der Notwendigkeit für eine Neuanlage zur Verglasung. 

Weitere Einschränkungen ergeben sich durch die Menge des nach einer denkbaren Neu­

errichtung noch zur Verfügung stehenden HA WCs. Betrachtet werden soll der Fall, eine 

Verglasungsanlage nach dem Verfahren der direkten Plutoniumverglasung mit Spaltpro­

dukten stehe in 10 Jahren zur Verfügung. Dann lassen sich aus den Ergebnissen im Ka­

pitel 5.3.2.6 folgende Betrachtungen ableiten: In diesem Kapitel wurde bereits dargelegt, 

daß Plutonium bei etwa 2000 bis 4000 Glaskokillen zugesetzt werden könnte, wenn die 

Verglasung innerhalb weniger Jahre aufgenommen würde. Wegen der Zeitverzögerung 

durch Planung und Neubau der Verglasungsanlage bei der Direktverglasung von Pluto­

nium ist eher davon auszugehen, daß bei etwa 1000 bis 3000 Glaskokillen Plutonium zu­

gesetzt werden kann. Die auf dem Weg der Direktverglasung zu behandelnde Menge an . 

Gesamtplutonium würde sich dann auf 3000 bis 9000 kg Gesamtplutonium belaufen, 

wenn aus Gründen der langfristigen Unterkritikalität die Beladung einer einzelnen Ko­

kille auf 3 kg Gesamtplutonium begrenzt wird. 

Bei höheren Beladungen, die aber wohl das Zufügen von Uran-238 erforderlich machen 

würden, wäre eine entsprechend höhere Menge an Gesamtplutonium über das Verfahren 

der direkten Plutoniumverglasung in eine endlagerfahige Form überführbar, wobei der 

maximal mögliche Aktinidengehalt - und damit die Summe aus eingebrachtem Uran und 

Plutonium - der Kokille aber eingehalten sein muß. 
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6. lagerstabverfahren 

6.1 Einleitung 

Im folgenden Kapitel wird die technische Realisierbarkeit des Lagerstabverfahrens unter­

sucht. Ziel ist die Verarbeitung des Plutoniums zu Lagerelementen bzw. Lagerstäben, die 

mit weitgehend gleichen Schritten über die Direkte Endlagerung entsorgt werden kön­

nen, wie dies fiir abgebrannte Brennelemente vorgesehen ist. 

Im Folgenden werden zwei Varianten des Lagerstabverfahrens unterschieden: 

• Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen. Bei dieser Variante werden 

aus Lagerstäben komplette Lagerelemente assembliert. Die hergestellten Lagerele­

mente werden bei der Zwischen- und Endlagerung gemeinsam mit abgebrannten 

Brennelementen in den jeweiligen Lagerbehältem gelagert. 

• Lagerstabverfahren mit Stabaustausch. Bei dieser Variante erfolgt die Mischung 

durch Einbau von Lagerstäben in abgebrannte Uran-Brennelemente, die dann der 

Zwisc:hen- und Endlagerung zugefiihrt werden. 

Bei beiden Varianten erfolgt in verschiedenen Schritten eine gemischte Behandlung von 

abgebrannten Brennelementen und Lagerstäben bei der Zwischenlagerung und Endlage­

rung. Durch die gemischte Behandlung wird erreicht, daß die intensive Strahlung der ab­

gebrannten Brennelemente die plutoniumhaltigen Lagerstäbe im Sinn von "physical pro­

tection" schützt. 

Für beide Varianten wird jeweils der notwendige technische Ablauf im Detail dargestellt. 

Es wird geprüft, welche der technischen Einzelschritte der Durchfiihrung des Lagerstab­

verfahrens bereits vorhanden sind bzw. welcher Entwicklungsbedarf noch vorhanden ist. 

Dabei wird auch der sonstige Aufwand zur Realisierung geprüft. Ebenfalls behandelt 

werden die relevanten Aspekte zu Safeguardsmaßnahmen. 

6.2 Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen 

6.2.1 Technischer Ablauf beim Lagerstabveriahren mit Fertigung 
von Lagerelementen 

Beim Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen ergeben sich prinzipiell fol­

gende Schritte: 

• Transport des Plutoniumdioxids zu einer MOX-Brennelementfabrik, 

• Herstellung von Lagerstäben, 
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• Assemblieren der Lagerstäbe zu einem Lagerelernent, 

• Verpacken der Lagerelemente gemeinsam mit abgebrannten Brennelementen in Zwi­

schenlagerbehälter und Zwischenlagerung, 

• Konditionierung der Lagerelemente gemeinsam mit abgebrannten Brennelementen 

mit nachfolgender Endlagerung. 

Diese Schritte werden nachfolgend detaillierter untersucht; dabei werden auch mögliche 

Untervarianten diskutiert. Für das bei diesem Verfahren erforderliche System werden 

auch die jeweils notwendigen Transporte berücksichtigt. 

Die einzelnen Schritte sind in Abbildung 6-1 als Prinzipbild dargestellt. 

6.2.1.1 Herstellung von Lagerstäben 

Das zu behandelnde Plutonium liegt als pulvetfönniges PU02 vor. In dieser Form ist es 

das Standardprodukt aus der Wiederaufarbeitung in La Hague, aus dem die Lagerstäbe 

hergestellt werden müssen. Dazu wird das Pu02-Pulver zu einer MOX-Brennelement~ 
fabrik transportiert. Dieser Prozeß orientiert sich weitgehend an der Herstellung von 

MOX-Brennstäben. 

Erster wesentlicher Teilschritt ist die Herstellung von Mischoxid-Pellets rur die Lager­

stäbe. Dazu ist zunächst das Pu02-Pulver mit Uranoxid zu blenden. Der durch die Blen­

dung in den Pellets zu erreichende Plutoniumgehalt ist insbesondere durch die Bedingun­

gen gegeben, die sich aus den Kritikalitätsbetrachtungen fiir die späteren Schritte der 

Zwischenlagerung und der Endlagerung ergeben. Danach ist das erhaltene Mischoxid­

Pulver zu Pelletrohlingen zu pressen. Diese sind durch Sintern in feste Keramik zu über­

führen. Bei der Pelletherstellung müssen die Pellets entsprechend maßhaltig rur die spä­

teren Lagerstäbe produziert werden. Gegebenenfalls sind die gesinterten Mischoxid­

Pellets noch zur Erreichung der Maßhaltigkeit zu behandeln, z.B. durch Schleifen. 

Die untere Grenze rur den Plutoniumgehalt entspricht dem von frischen MOX­

Brennelementen, weil die Zwischenlagerung ohnehin auf die versehentliche Mitbehand­

lung eines nicht abgebrannten MOX-Brennelements ausgelegt werden muß. Das gleiche 

gilt prinzipiell rur die Endlagerung, auch wenn dafiir bisher noch keine Einzelspezifika­

tionen vorliegen. 
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Abbildung 6-1 

Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen 
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Die Mischoxid-Pellets könnten mit höheren Plutoniumgehalten gefertigt werden, wenn 

eine Einzelüberprufung der Bedingungen bei Herstellung, Zwischenlagerung, Endlage­

rung und den verschiedenen Handhabungen zeigt, daß die Kritikalitätssicherheit in allen 

Schritten auch bei einem höheren Plutoniumgehalt gegeben ist. Ein höherer Plutonium­

gehalt in den Lagerstäben hätte zur Folge, daß die gleiche Menge an Plutonium in weni-
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ger Lagerstäben untergebracht werden könnte, was Verarbeitungsaufwand und Kosten 

verringern kann. 

Mögliche Varianten im ersten Teilschritt "Herstellung von Mischoxid-Pellets fiir die La­

gerstäbe" sind: 

• Prinzipiell kann zur Blendung Natururan verwendet werden, analog zum iiblichen 

derzeitigen Vorgehen bei der Herstellung von MOX-Brennstoff. 

• Es könnte alternativ dazu auch abgereichertes Uran verwendet werden. Dies hätte 

den Vorteil, daß wegen des geringeren U-235-Anteils bei gleichen Randbedingungen 

aus der Kritikalitätsbetrachtung etwas mehr Plutonium in die Pellets eingebracht 

werden könnte. Außerdem ist abgereichertes Uran kein Wertstoff und könnte daher 

zu deutlich geringeren Kosten als Natururan beigesteIlt werden. 

• Eine weitere Alternative wäre der Einsatz von wiederaufgearbeitetem Uran (W AU). 

WAU liegt in großen Mengen aus der Wiederaufarbeitung vor. Wegen seiner höhe­

ren Strahlung und schlechteren kernphysikalischen Eigenschaften ist es kein eigentli­

cher Wertstoff. Bestimmte Eigenschaften, z.B. erhöhter Einfangquerschnitt fiir 

Neutronen, die beim Reaktoreinsatz nachteilig sind, sind bei Lagerstäben nicht von 

Relevanz bzw. sogar von Vorteil. 

Der zweite wesentliche Teilschritt der Herstellung von Lagerstäben ist die Befiillung von 

Lagerstäben mit den hergestellten Mischoxid-Pellets. Die befiillten Lagerstäbe werden 

gasdicht verschweißt. 

Für die Lagerstabfertigung gilt als grundlegende technische Randbedingung, daß Lager­

stäbe gefertigt werden, die von ihrer Geometrie kompatibel mit den üblichen Brennele­

mentmaßen sind. Bezogen auf die Mehrheit der deutschen Atomkraftwerke wäre dies das 

DWR-Standardelement mit 16 x 16 bzw. 18 x 18 Geometrie. Im konkreten Fall der 

HEW ergibt sich aber ein Unterschied, weil HEW nur Siedewasserreaktoren betreibt. Für 

die Behandlung von HEW-Plutonium nach dem Lagerstabverfahren muß daher entschie­

den werden, welche Lagerelementgeometrie dafiir vorgesehen wird. Davon ist abhängig, 

ob und mit welchen abgebrannten HEW-Brennelementen gemischt wird. Wahrscheinlich 

ist es sinnvoll, diejenige Geometrie zu wählen, fiir die die Lagerbehälter fiir Standard­

Siedewasserelemente vorgesehen sind (Castor V/52). Bei SWR-Lagerelementen könnte 

allerdings (im Gegensatz zu SWR-MOX-Brennelementen) eine einheitliche Mischoxid­

Zusammensetzung gewählt werden. 

Eine Alternative dazu wäre, auch fiir das Lagerstabverfahren fiir HEW -Plutonium das 

DWR-Standard-Brennelement als Basis zugrundezulegen. In diesem Fall müßte eine 

Vereinbarung mit DWR-Betreibern, etwa innerhalb der norddeutschen Betreibergesell-
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schaft, angestrebt werden. Hier sei darauf hingewiesen, daß Z.B. das Kernkraftwerk 

Brokdorf mit DWR-Standardelementen läuft; an der Anlage hat HEW ohnehin eine Min­

derheitsbeteiIigung. 

Als Material der Hüllrohre wird üblicherweise Zirkaloy verwendet. Da die Lagerstäbe 

nicht zum Einsatz in einem Reaktor gelangen, könnte auch ein anderes Material verwen­

det werden, das im Hinblick auf den Langzeiteinschluß gleichwertige Eigenschaften auf­

weist. In Betracht zu ziehen wäre beispielsweise Edelstahl, wodurch sich auch eine Ko­

stenreduzierung ergeben würde. 

Von der fertigungstechnischen Seite gibt es keine grundlegenden Unterschiede zwischen 

den Alternativen SWR-Lagerstab und DWR-Lagerstab. Unterschiede könnten sich je­

doch bei den Kosten ergeben, z.B. massenbezogene Fertigungskosten der Lagerstäbe, 

Materialaufwand fiir die Lagerstabhü1lrohre. 

Insgesamt ergibt sich fiir die Herstellung von Lagerstäben, daß sowohl der erste Teil­

schritt "Herstellung von Mischoxid-Pe1lets fiir die Lagerstäbe" als auch zweite Teils.chritt 

,,Befiillung von Lagerstäben mit Mischoxid-Pellets" in Anlagen stattfinden kann, die auch 

zur Herstellung von MOX-Brennstäben dienen. An Antransporten von Nuklearmateriali­

en sind der (getrennte) Antransport von Plutoniumdioxid (voraussichtlich aus dem Lager 

an der Wiederaufarbeitungsanlage) und Uranoxid (je nach Art und Herkunft aus unter­

schiedlichen Anlagen) erforderlich. Die fiir diese Antransporte notwendigen Bedingun­

gen entsprechen den üblichen beim Transport dieser Stoffe. 

6.2.1.2 Assemblieren der Lagerstäbe zum Lagerelement 

Die Bündelung der Lagerstäbe entspricht dem bei der Fertigung von Brennelementen 

letzten Schritt der Assemblierung, bei dem Stäbe und Elementskelett zusammengefiigt 

werden. Die technologischen Anforderungen ergeben sich durch die entsprechende 

Geometrie des Lagerelementes. Besondere technische. Erfordernisse ergeben sich bei La­

gerelementen nicht. 

Die Assemblierung erfolgt in der Regel in der entsprechenden MOX-Herstellungsanlage 

(oder in einer Anlage in der direkten Nachbarschaft). Es sind dann nur innerbetriebliche 

Nukleartransporte erforderlich. 

6.2.1.3 Verpacken der Lagerelemente in Zwischenlagerbehälter 

Nach der Herstellung der Lagerelemente sollen sie - ebenso wie abgebrannte Brennele­

mente - fiir 25 bis 3 0 Jahren oberirdisch zwischengelagert werden, bevor sie zur Endla­

gerung gelangen können. Dabei ist eine Mischbeladung zwischen Lagerstabmaterial und 

abgebranntem Brennstoffinaterial im Zwischenlagerbehälter vorgesehen. 
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Um eine Mischbeladung zu erreichen, müssen in den einzelnen Zwischenlagerbehälter 

abgebrannte Brennelemente und Lagerelemente eingebracht werden. 

Die Einbringung der abgebrannten Brennelemente in den Lagerbehälter erfolgt im Lager­

becken im Kernkraftwerk gemäß der üblichen Beladeprozedur. Die Lagerelemente wer­

den vor der Beladung des Lagerbehälters in das betreffende Kernkraftwerk transportiert, 

aus dem auch die abgebrannten Brennelemente stammen. Anschließend werden im Rah­

men der üblichen Beladeprozedur auch die Lagerelemente gleichzeitig mit den abge­

brannten Brennelementen in den Lagerbehälter eingebracht. Der beladene Behälter wird 

dann fiir die Zwischenlagerung abgefertigt. Insgesamt greift dieses Verfahren auf die üb­

lichen Handhabungs- und Beladeprozeduren fiir Brennelemente im Kernkraftwerk zu­

rück. Zusätzlich ist der Antransport der Lagerelemente aus dem Herstellungswerk in das 

Kernkraftwerk erforderlich. Er erfolgt analog den Vorgängen beim Antransport von fri­

schen MOX-Brennelementen in ein Kernkraftwerk. Die Kritikalitätssicherheit beim 

Störfall "Absturz im Lagerbecken" muß gewährleistet sein. Für Lagerelemente mit einem 

Spaltstoffanteil von 5% ist dies sicher bei allen Kernkraftwerken gegeben, bei einem 

Spaltstoffanteil von 1 0% können zusätzliche Nachweise oder Einschränkungen erforder­

lich werden. 

Sofern in Einzelfallen die Lagerelemente nicht gleichzeitig in den Lagerbehälter einge­

bracht werden können, müssen sie später in einen teilbeladenen Lagerbehälter zugeladen 

werden. Die Beladung mit den Lagerelementen kann dann in einer anderen geeigneten 

Anlage (z.B. Heiße Zelle) später erfolgen. Dazu müßte der teilbeladene Lagerbehälter 

dort wieder geöffnet werden und die Lagerelemente eingebracht werden. Anschließend 

müßte der Lagerbehälter wieder verschlossen werden. Auf dieses Verfahren sollte auf­

grund des erhöhten Aufwandes nur dann zurückgegriffen werden, wenn eine zeitliche 

Entkopplung des Beladens mit abgebrannten Brennelementen und mit Lagerelementen 

erforderlich werden sollte. 

Bei der Fertigung von Lagerstäben ist - aus den gleichen Gründen wie bei der Fertigung 

von MOX-Keramik fiir das Can-in-canister-Verfahren - davon auszugehen, daß Lager­

stäbe mit einem Gehalt von 5 oder 10 Gew.-% Spaltstoff hergestellt werden können 

(siehe Kapitel 5.3.2.5). Bei Verwendung von abgereichertem Uran mit 0,35 % U-235 

und Standard-DWR-Geometrie ergeben sich dann die folgenden Randbedingungen: 

• in der MOX-Keramik sind 6,7 bzw. 13,9 Gew.-% (bezogen auf SM) Gesamtpluto­

nium enthalten, 

• ein DWR-Lagerstab enthält etwa 165 bzw. 340 g Gesamtplutonium, 

• ein DWR-Lagerelement enthält etwa 38 bzw. 80 kg Gesamtplutonium. 
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Pro Tonne mit dem Lagerstabverfahren zu verarbeitendem Gesamtplutonium sind dann 

• 26 bzw. 13 DWR-Lagerelemente mit 

• insgesamt etwa 6120 bzw. 2950 DWR-Lagerstäben 

zu fertigen. 

Bei Fertigung in Standard-SWR-Geometrie ergeben sich folgende Randbedingungen: 

• in der MOX-Keramik sind 6,7 bzw. 13,9 Gew.-% (bezogen auf SM) Gesamtpluto­

nium enthalten, 

• ein SWR-Lagerstab enthält etwa 150 bzw. 300 g Gesamtplutonium, 

• ein SWR-Lagerelement enthält etwa 12 bzw. 24,7 kg Gesamtplutonium. 

Pro Tonne mit dem Lagerstabverfahren zu verarbeitendem Gesamtplutonium sind dann 

• 84 bzw. 41 SWR-Lagere1emente mit 

• insgesamt etwa 6800 bzw. 3270 Lagerstäben 

zu fertigen. 

Im Hinblick auf die Mischung mit abgebrannten Brennelementen ergeben sich die folgen­

den beispielhaften Mengenverhältnisse: 

• Erfolgt in einem Lagerbehälter vom Typ Castor V/19 (rur DWR-Brenne1emente) die 

Einlagerung von einem DWR-Lagerelement pro Behälter, so ergibt sich ein Men­

genverhältnis von 1 DWR-Lagerelement auf 18 abgebrannte DWR-Brennelemente. 

Dieses Mischungsverhältnis wird hier gewählt, da es die größtmögliche Mischung 

darstellt. Es wäre aber ebenfalls möglich, daß mehr als ein Lagerelement pro Behäl­

ter eingebracht werden kann, ohne daß sich Kritikalitätsprobleme ergeben; die Op­

timierung müßte daher in einem entsprechenden Genehmigungsverfahren erfolgen. 

Die jährliche Entlademenge in einem deutschen DWR mit 1300 MW elektrischer 

Leistung beträgt etwa 45 bis 65 abgebrannte Brennelemente. Bei Mischung im Ver­

hältnis 1:18 können in dieser Menge rechnerisch (ungerundet) 2,5 bis 3,6 DWR­

Lagerelemente untergebracht werden. Bei einem Spaltstoffanteil von 5% entspricht 

dies etwa 96 bis 140 kg Gesamtplutonium und bei einem Spaltstoffanteil von 10% 

etwa 200 bis 290 kg Gesamtplutonium, die dann pro Reaktorbetriebsjahr pro' 

1300 MW-Block mit den abgebrannten Brennelementen gemischt werden können . 

• In den Lagerbecken an den deutschen Reaktoren mit Standard-DWR-Brenn­

elementen waren zum Stand Ende 1997 insgesamt 3374 abgebrannte Brennelemente 

vorhanden. Mit dieser Menge können im Verhältnis 1:18 insgesamt 187 DWR-
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Lagerelemente in Castor-VI19-Behältern gemischt werden. In diesen 187 DWR­

Lagerelementen können etwa 7,2 bzw. 14,9 t Gesamtplutonium verarbeitet werden. 

e Bei einer Mischung mit abgebrannten SWR-Brennelementen kann beispielsweise im 

Verhältnis 3 :49 in einem Lagerbehälter vom Typ Castor V/52 zur Aufuahme von 

insgesamt 52 Elementen aus SWR gemischt werden; das Mischungsverhältnis ent­

spricht dann etwa dem oben für DWR-Elemente als Referenz betrachteten Verhält­

nis. Aus dem SWR Krümmel werden jährlich etwa 120 abgebrannte Brennelemente 

entladen, so daß unter diese rechnerisch 7,35 SWR-Lagerelemente gemischt werden 

könnten. Die so unterbringbare Menge an Gesamtplutonium beträgt etwa 88 kg (5% 

Spaltstoffanteil) bzw. 182 kg (10% Spaltstoffanteil) pro Jahr. 

e Zum Stand Ende 1997 lagen in den SWR der HEW insgesamt 685 abgebrannte 

Brennelemente vor (überwiegend im KKW KrümmeI). Bei der Mischung im Ver­

hältnis 3:49 können in dieser vorhandene Menge dann 41 SWR-Lagerelemente mit 

etwa 490 bzw. 1015 kg Gesamtplutonium auf diesem Weg untergebracht werden. 

Die Fertigungskosten für MOX-Brennelemente sind bei DWR-Brennelementen etwa 20 

bis 40% geringer als bei SWR-Brennelementen. Einerseits könnte es sich daher aus öko­

nomischen Erwägungen eher anbieten, DWR-Lagerelemente zu fertigen. Andererseits 

sind die höheren Kosten bei den SWR-Brennelementen durch die inhomogene Brenn­

stoftbelegung in der Pelletsäule bedingt, so daß der Aufwand bei der Fertigung von 

SWR-Lagerelementen etwa dem bei Fertigung von DWR-Lagerelementen entspricht. 

Würden wegen des geringeren Aufwands auch die Kosten beim Hersteller gesenkt, so ist 

die Fertigung von Lagerelementen nach SWR-Geometrie und DWR-Geometrie gleich­

wertig. 

6.2.1.4 Zwischenlagerung der Lagerelemente 

Die oben beschriebenen Beladeprozeduren enden mit einem für die Zwischenlagerung 

abgefertigten Lagerbehälter. 

Die technischen Randbedingungen für die mit Lagerelementen beladenen Lagerbehälter 

entsprechen denen der rein mit abgebrannten Brennelementen beladenen Lagerbehälter. 

Deshalb kann davon ausgegangen werden, daß die mischbeladenen Behälter aus techni­

scher Sicht in dem entsprechenden Zwischenlager frei einlagerbar sind. 

Der Antransport entspricht einem innerbetrieblichen Transport abgebrannter Brennele­

mente, wenn ein auf dem Gelände des Kernkraftwerks befindliches dezentrales Zwi­

schenlager benutzt wird. In den anderen Fällen erfolgt ein Transport analog zu den übli­

chen Bedingungen beim außerbetrieblichen Transport abgebrannter Brennelemente. 
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6.2.1.5 Konditionierung der Lagerelemente mit nachfolgender Endlage-
rung 

Nach Ende der Zwischenlagerzeit sollen die Lagerelernente genauso wie abgebrannte 

Brennelemente auf dem Weg der Direkten Endlagerung in ein Endlager rur wärmeent­

wickelnde Abfälle eingebracht werden. 

Erster Schritt ist die Konditionierung der Lagerelernente in einer Konditionierungsanlage. 

Prinzipiell erfolgt dies mit der gleichen Technik wie rur abgebrannte Brennelemente; da­

bei wird von einer gemischten Einbringung von abgebrannten Brennelementen und La­

gerelernenten in die Endlagerbehälter ausgegangen. In technologischer Sicht ergeben sich 

rur Lagerelernente keine besonderen Erfordernisse. Dies gilt auch rur die Endlagerung. 

Ein Antransport der Lagerbehälter zur Konditionierung und Endlagerung ist erforderlich, 

weil voraussichtlich Zwischenlagerort und Endlagerort voneinander entfernt sind. 

6.2.2 Realisierung der Schritte des Lagerstabverfahrens mit Ferti­
. gung von Lagerelementen 

6.2.2.1 Herstellung von Lagerstäben 

Die Herstellung der Lagerstäbe erfolgt in den Teilschritten "Herstellung von Mischoxid­

Pellets rur die Lagerstäbe" und "Berullung von Lagerstäben mit Mischoxid-Pellets". 

Praktisch identische Tätigkeiten erfolgen derzeit in Westeuropa in einigen Anlagen zur 

MOX-Herstellung. Dies sind 

• die Anlage der Belgonucleaire in Dessel/Belgien, 

• die französischen Anlagen in Cadarache und Marcoule (Melox) der Cogema, 

• die MOX Demonstration Facility (MDF) in SellafieldlEngland der BNFL. 

Diese Anlagen können MOX-Stäbe rur Leichtwasserreaktoren herstellen. Dabei ist - auf­

grund der spezifischen Lage bei den Genehmigungen rur MOX-Einsatz in Europa - vor 

altern Erfahrung rur die Herstellung von MOX-Stäben rur DWR-Reaktoren vorhanden. 

In DesseI wurde auch MOX-Stäbe rur Siedewasserreaktoren hergestellt. 

Die genannten Anlagen sind auch rur verschiedene Typen von Brennelementen, die in 

deutschen Kernkraftwerken eingesetzt sind, qualifiziert. Insofern kann davon ausgegan­

gen werden, daß die genannten Anlagen prinzipiell auch rur die Herstellung von Lager­

stäben infrage kommen. 

Bei einer Prüfung der Anforderungen ist insbesondere zu berücksichtigen, daß rur Lager­

stäbe geringere Anforderungen bestehen, da sie nicht den jahrelangen Betrieb unter den 

Bedingungen im Core aushalten müssen, sondern lediglich unter den Bedingungen der 
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Lagerung ihre Aufgabe er:fullen müssen. Vor allem folgende Unterschiede ergeben sich 

daraus: 

• Es treten keine erhöhten Außendrücke (durch den Primärkreisdruck) auf; damit er­

geben sich weder entsprechende Anforderungen an die Hüllrohre noch muß der Stab 

bei der Fertigung mit einem Innendruck hergestellt werden. 

• Es treten keine Spaltgase auf, damit kann sich kein zusätzlicher Innendruck aufbau­

en. 

• Thermohydraulische Auswirkungen auf die Stäbe treten ebenfalls nicht auf, damit 

sind viele der daraus resultierenden Schädigungsmechanismen aus dem Reaktorbe­

trieb bei Lagerstäben nicht wirksam. 

• Es liegen praktisch keine mechanischen und thermischen Belastungen fiir das Pellet 

vor, verglichen mit den Bedingungen unter Reaktorbetrieb. 

• Die Strahlendosis fiir das Hüllrohrmaterialliegt um Größenordnungen niedriger. 

• Die Korrosionsbedingungen sind im Reaktor ebenfalls ungünstiger als im Lagerbe­

hälter. 

Aus diesen deutlich weniger scharfen Anforderungen ergeben sich kostensparende und 

dosissparende Vereinfachungen bezüglich der Fertigungstechnik, z:B.: 

• Die Anforderungen an Maßhaltigkeit und sonstige Qualität der Pellets sind wesent­

lich geringer, was weniger Prüf aufwand und weniger Bearbeitungsaufwand bedeu­

tet. 

• Es ist deutlich weniger Schrott und Materialrücklauf zu erwarten, da die Qualitäts­

kriterien deutlich niedriger liegen können. Bei der Produktion von MOX-Brennstoff 

kann der Ausschuß mehrere dutzend Prozent des Durchsatzes betragen, so daß da­

durch ein erheblicher Aufwand entsteht, der bei Lagerpellets entfallt oder zumindest 

stark reduziert ist. Die Erfahrung eines Betreibers einer Anlage, in der derzeit Lager-

. stäbe hergestellt werden, geht von einem Schrottrücklaufvon etwa 5% aus. 

• Die Anforderungen an die Maßhaltigkeit der Stäbe sind geringer, sie müssen ledig­

lich assembliert werden können. Dies reduziert den Prüf aufwand und den Bearbei­

tungsaufwand ebenfalls. 

• Die Stäbe müssen beim Verschließen und Dichtschweißen nicht mit einem vorauf ge­

brachten Innendruck durch Inertgas versehen werden, was diesen Fertigungsschritt 

ebenfalls vereinfacht. 

Fertigungstechnisch ergeben sich damit lediglich Vereinfachungen, die keine gesonderte 

Entwicklung erfordern. 
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Genehmigungstechnisch ist die Herstellung von Lagerstäben (auch von Lagerelementen) 

offensichtlich im Rahmen der bestehenden Genehmigungen fiir die genannten MOX­

Brennelementwerke möglich. Dies gilt jedenfalls, solange die Lagerstäbe den üblichen 

Zusammensetzungen fiir MOX-Brennstoff fiir Leichtwasserreaktoren entsprechen. Eine 

andere Situation wäre nur dann gegeben, wenn Lagerstäbe mit höherem Plutonium- bzw. 

Spaltstoffgehalt hergestellt werden sollten als in der jeweiligen Fertigungsanlage geneh­

migt ist. Dann müßten entsprechende zusätzliche Genehmigungsverfahren eingeleitet 

werden, wenn der jeweilige Betreiber ein Interesse an der Produktion entsprechender 

Lagerstäbe hat. 

Funktionierende Marktmechanismen vorausgesetzt, dürften die Preise fiir die Herstellung 

von Lagerstäben deutlich unter den heutigen Preisen fiir die Fertigung von MOX­

Brennelementen liegen. In diesem Zusammenhang wäre auch zu überprüfen, wieweit be­

stehende Fertigungsverträge für MOX, die ohne MOX-Einsatz überflüssig wären, auf 

dem Verhandlungsweg zu Fertigungsverträgen fiir Lagerelemente (bzw. Lagerstäbe) 

. umgewandelt werden können. 

Weitergehende Überlegungen zur Umwandlung bestehender Verträge sind auch im 

Rahmen der diskutierten Aufgabe der Wiederaufarbeitung möglich: In der Frage, wieweit 

der Firma Cogema ökonomische Kompensationen fiir aufgegebene Wiederaufarbeitungs­

verträge gegeben werden sollten, ist eine Gegenleistung durch akzeptable Verträge zur 

Herstellung von Lagerstäben (bzw. Lagerelementen) denkbar. 

6.2.2.2 Bündeln der Lagerstäbe zum Lagerelement 

Das Bündeln der Lagerstäbe zum Lagerelement entspricht der Assemblierung von MOX­

Brennelementen. Hier sind - bis auf einige geringere Anforderungen bei bestimmten Pa­

rametern - in beiden Fällen praktisch gleiche Verhältnisse gegeben. Die Assemblierung 

findet in den gleichen Werken statt wie die Herstellung der Lagerstäbe; im Falle des bel­

gischen ·Herstellers übernimmt eine direkt benachbarte Anlage die Assemblierung. 

Weil nur innerbetriebliche Nukleartransporte vorliegen, ergibt sich auch keine Erforder­

nis von Transportgenehmigungen. 

6.2.2.3 Verpacken der Lagerelemente in Zwischenlagerbehälter 

Das Verpacken der Lagerelemente in Lagerbehälter erfolgt im Kernkraftwerk. Die Bela­

dung der Lagerbehälter erfolgt gleichartig wie mit abgebrannten Brennelementen; es sind 

die gleichen Prozeduren erforderlich, die mit den bestehenden Betriebsgenehmigungen 

gestattet sind. Es ergibt sich aus Strahlenschutzgründen wie hinsichtlich möglicher Stö­

rungen kein anderes Bild bei der Beladung der Behälter mit Lagerelementen als bei abge-
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brannten Brennelementen. Sicherheitstechnisch ergeben sich deshalb voraussichtlich kei­

ne besonderen neuen Anforderungen. 

Formal umfaßt die bestehende Genehmigung zur Beladung allerdings die Lagerelemente 

nicht. Deshalb muß vom Betreiber, der das Lagerstabverfahren einfuhren will, ein Antrag 

auf eine entsprechende Erweiterung der Betriebsgenehmigung gestellt werden. Bei der 

Erstellung der zugehörigen Antragsunterlagen kann weitgehend auf die technischen Un­

terlagen rur bereits genehmigte analoge Tätigkeiten zulÜckgegriffen werden. 

Soweit als Alternative zur Beladung der Lagerdemente im Kernkraftwerk auf eine Bela­

dung in einer externen Heißen Zelle zulÜckgegriffen werden sollte, liegen derzeit in 

Deutschland keine entsprechenden Genehmigungen vor. 

Der Antransport der Lagerelemente zum Kernkraftwerk ist als Transport von Mischoxid 

entsprechend zu genehmigen. Beim Transport von Lagerelementen liegen die gleichen 

Verhältnisse wie bei frischen MOX-Brennelementen vor. Auf diese Erfahrungen und 

entsprechende technische Unterlagen kann bei der Antragstellung rur den Transport zu­

lÜckgegriffen werden. 

6.2.2.4 Zwischenlagerung der Lagerelemente 

Bei der Durchfiihrung des Lagerstabverfahrens wird davon ausgegangen, daß die La­

gerelemente in ihren Eigenschaften weitgehend durch die Eigenschaften der analogen ab­

gebrannten Brennelemente abgedeckt werden. Dies gilt insbesondere auch hinsichtlich 

der Aspekte der Geometrie und der Kritikalitätssicherheit. Zum Nachweis müssen aller­

dings entsprechende. Unterlagen rur die Genehmigungsverfahren erarbeitet werden. 

Formal ist die Situation nicht durch die bestehenden Genehmigungen abgedeckt: 

• Die Behälterzulassung der Zwischenlagerbehälter müßte auch auf Lagerelemente 

ausgeweitet werden . 

• Die Genehmigung des betreffenden Zwischenlagers müßte auf Lagerelemente er-

weitert werden. 

Deshalb ist eine Stellung der entsprechenden Änderungsanträge durch den Inhaber der 

Behälterzulassung bzw. den Zwischenlagerbetreiber notwendig. Die technischen Unter­

lagen sind dazu den gegebenen Situationen anzupassen. 

Hinsichtlich der Transportgenehmigungen ergeben sich keine andersartigen Situationen 

als in anderen Fällen von Transporten zu einem Zwischenlager, da auch hier der Trans­

port von abgebrannten Brennelementen und anderer Elemente in dailir zugelassenen Be­

hältern beantragt wird. 
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6.2.2.5 Konditionierung der Lagerelemente mit nachfolgender Endlage-
rung 

Nach Beendigung der Zwischenlagerzeit sollen die Lagerelemente genauso wie abge­

brannte Brennelemente auf dem Weg der Direkten Endlagerung in ein Endlager rur wär­

meentwickelnde Abfälle eingebracht werden. Wegen der ähnlichen Eigenschaften erge­

ben sich keine andersartigen Anforderungen an die Endlagerung. 

6.2.3 Safeguardsmaßnahmen beim Lagerstabverfahren mit Ferti· 
gung von Lagerelementen 

Bei der Produktion von Lagerstäben und -elementen kann auf die Safeguardsmaßnahmen 

zurückgegriffen werden, die rur die Produktion von MOX-Brennelementen entwickelt 

und einschlägig erprobt worden sind. Für eine Produktionsanlage mit gültigen F estlegun­

gen zu den Safeguardsmaßnahmen (Facility Attachment) sind keine zusätzlichen Maß­

nahmen zu treffen. 

Die bei der Verarbeitung großer Mengen an Plutonium in nicht abzählbarer Form übli­

chen ,,Meßunsicherheiten (z.B. WAA, MOX-Fertigung) sind auch hier zu erwarten. Erst 

in den fertigen plutoniumhaltigen Lagerstäben kann der Plutoniumgehalt leicht überprüft 

werden. Daher kann das Inventar von unbestrahltem Plutonium in Lagerelementen relativ 

genau bestimmt werden. 

Während des Transports müssen die gleichen Safeguardsmaßnahmen (und Maßnahmen 

der physical protection) erfolgen wie bei dem Transport frischer MOX-Brennelemente. 

Die Safeguardsmaßnahmen bei der Zwischenlagerung müssen die gleichen sein wie bei 

der Zwischenlagerung abgebrannter Brennelemente, da in beiden Fällen plutoniumhaltige 

Elemente zu überwachen sind. Da die Elemente während der Zwischenlagerung unzu­

gänglich sind, muß beim Beladen der Zwischenlagerbehälter verifiziert werden, welche 

konkreten Elemente mit welchem Spaltstoffgehalt in den jeweiligen Zwischenlagerbe­

hälter eingebracht wurden. Nach dem Aufbringen des ersten Deckels auf den Zwischen­

lagerbehälter wird der Deckel mit. einem Safeguardssiegel versehen und dann der zweite 

Deckel aufgebracht. Auch hier wird ein Safeguardssiegel aufgebracht. Mit dieser Siege­

lungstechnik wird verifizierbar, daß sich im jeweiligen Behälter immer noch die gleichen 

Elemente befinden wie bei der Beladung. Das Zwischenlager selbst wird durch Maßnah­

men der Surveillance kontinuierlich überwacht; diese bestehen im wesentlichen in einer 

geeigneten Kameraüberwachung des Lagerraums bzw. dessen Eingängen. 

Diese Prozeduren sind in einem Zwischenlager rur abgebrannte Brennelemente üblich 

und stellen keine zusätzlichen Maßnahmen dar, die etwa nur wegen der zusätzlichen La­

gerelemente erforderlich wären. 
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Die rur die Endlagerung von Lagerelementen erforderlichen Safeguardsmaßnahmen un­

terscheiden sich nicht von denen, die rur abgebrannte Brennelemente notwendig sind; das 

gleiche gilt rur die Konditionierung zur Endlagerung (siehe Kapitel 4.6). 

6.3 Lagerstabverfahren mit Stabaustausch 

6.3.1 Technischer Ablauf des Lagerstabverfahrens mit Stabaus­
tausch 

Beim Lagerstabverfahren mit Stabaustausch ergeben sich prinzipiell folgende Schritte: 

• Herstellung von Lagerstäben, 

• Einbau der Lagerstäbe in ein abgebranntes Brennelement durch Stabaustausch 

(Herstellung eines Mischelements), 

• Verpacken der Mischelemente in Zwischenlagerbehälter und Zwischenlagerung, 

• Konditionierung der Mischelemente mit nachfolgender Endlagerung. 

Die einzelnen Schritte sind in Abbildung 6-2 als Prinzipbild dargestellt. 

6.3.1.1 Herstellung von Lagerstäben beim Lagerstabverfahren mit Stab-
austausch 

Dieser Schritt ist identisch mit der Herstellung von Lagerstäben beim Lagerstabverfahren 

mit Fertigung von Lagerelementen. Hinsichtlich des technischen Ablaufs wird daher auf 

Kapitel 6.2.1.1 verwiesen. 

6.3.1.2 Herstellen von Mischelementen 

Zur Mischung der Lagerstäbe erfolgt ein Einbau der Lagerstäbe in abgebrannte Brenn­

elemente - im Austausch gegen einzelne Stäbe mit abgebranntem Brennstoff. Dadurch 

wird ein Mischelement aus beiden Typen von Stäben erhalten. 

Prinzipiell kann die Herstellung von Mischelementen auch nach der Herstellung· von La­

gerelementen erfolgen. Die Lagerstäbe würden am Kernkraftwerk dann als Lagerele­

mente angeliefert, aus denen dort die Lagerstäbe wieder gezogen und in abgebrannte 

Brennelemente eingebaut werden. 
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Abbildung 6-2 
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Beim Einbau der Lagerstäbe in ein abgebranntes Brennelement ergibt sich folgende Vor­

gehensweise. Da abgebrannte Brennelemente sehr viel stärker strahlen, müssen diese 

unter wesentlich aufwendigeren Schutzmaßnahmen gehandhabt werden als unbestrahlte 

plutoniumhaltige Stäbe. Zur Strahlungsabschirmung ist eine Handhabung unter genügen­

der Wasserüberdeckung als Abschirmung sinnvoll. Von daher ergibt sich das Brennele-
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mentlagerbecken im Reaktorgebäude als möglicher und derzeit einzig verfiigbarer Ort rur 

den Einbau der Lagerstäbe in abgebrannte Brennelemente. 

Auslegungsbestimmend rur den Einbau von Lagerstäben sind insbesondere die Kritikali­

tätsüberlegungen. Über die Lagerstäbe wird Spaltstoff in das Element eingebracht. Die 

Kritikalitätssicherheit muß in der gewählten Konfiguration in allen nachfolgenden 

Schritten gewährleistet werden. Dabei spielen die Faktoren "Zusammensetzung des 

Spaltstoffes in den im Element verbleibenden Brennstäben", "Zusammensetzung des 

Spaltstoffes in den eingebrachten Lagerstäben" und "Konfiguration der Stäbe im Mi­

schelement" eine Rolle. Für die Festlegungen der Zusammensetzung ist außerdem rele­

vant, welche Sicherheitsvorgaben in späteren Schritten bezüglich der Verwechslung von 

abgebrannten und frischen Brennstäben vorliegen. Wenn bei der Prozedur des Stabaus­

tauschs garantiert wird, daß kein irrtümlicher Einbau in ein unbestrahltes Brennelement 

oder ein Brennelement mit zu niedrigem Abbrand erfolgt, so kann vom Abbrand der üb­

rigen Stäbe rur die Kritikalitätssicherheit Kredit genommen werden. 

Insgesamt ergeben sich aber immer Konfigurationen, bei denen eine Minderzahl von La­

gerstäben mit einer Mehrzahl von abgebrannten Brennstäben ein Mischelement bilden. 

Bei einer Mischung durch Stabaustausch k<;>nnte beispielsweise als Randbedingung ge­

setzt werden, daß sich die Gesamtmenge an Spaltmaterial im abgebrannten Brennelement 

um maximal 20% erhöhen darf Bei einem üblichen Spaltstoffgehalt von 1,5% können 

dann etwa 1,58 kg spaltbares Plutonium bzw. 2,25 kg Gesamtplutonium (70% spaltbarer 

Anteil, Blendung mit abgereichertem Uran) pro abgebranntem Brennelement zugerugt 

werden. Dazu wären pro Brennelement 7 bzw. 14 Stäbe auszutauschen, wenn der Spalt­

stoffanteil der Lagerstäbe 10 bzw. 7% beträgt. In den an den DWR derzeit vorhandenen 

abgebrannten 3374 Brennelementen (siehe Kapitel 6.2.1.3) könnten auf diese Weise ins­

gesamt 7,6 t Gesamtplutonium (bei 5% und bei 10%) untergebracht werden. 

Um ein abgebranntes Brennelement rur den Einbau vorzubereiten, müssen so viele Stäbe 

aus dem Brennelement ausgebaut werden, wie Lagerstäbe eingebaut werden. Ausgebaute 

Brennstäbe können zu einem zusätzlichen abgebrannten Brennelement assembliert oder 

in geeignete Lagerbüchsen eingebracht werden. Bei 7 bzw. 14 ausgetauschten Stäben 

pro abgebranntem Brennelement ergibt sich bei Assemblierung ein zusätzliches Mische­

lement pro 17 bis 34 abgebrannter Brennelemente, in denen Lagerstäbe eingebaut wur­

den. 

Die Herstellung der Mischelemente erfolgt im Brennelementlagerbecken im Reaktorge­

bäude. Die angewandten Techniken zur Demontage und Montage der Stäbe im Element 

entsprechen denen, die bei Brennelementreparaturen angewandt werden (Demontage 

Kopfstück des Brennelements, Ziehen von Stäben, Verfahren von Stäben im Lagerbek-
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ken, etc.). Dabei werden die rur solche Reparaturen im Kernkraftwerk vorhandenen 

Werkzeuge und Einrichtungen verwendet. 

Vor der Herstellung der Mischelemente ist der Antransport der Lagerstäbe aus der her­

stellenden Fabrik zum Kernkraftwerk, in dem der Umbau der Elemente erfolgt, erforder­

lich. Die Stäbe müssen dabei in einer der bestehenden Transportbehälterzulassung ent­

sprechenden Konfiguration in den Transportbehälter eingebracht werden. 

Als Varianten zur Herstellung der Mischelemente im Kernkraftwerk wäre einerseits die 

Montage in anderen geeigneten Lagerbecken denkbar. Unter den konkreten Anlagenver­

hältnissen in Deutschland scheidet eine solche Variante aber aus. 

Andererseits wäre auch die trockene Montage denkbar. Dazu müßte aber eine geeignete 

Heiße Zelle vorhanden sein. Aufgrund der hohen Strahlung und niedrigen Abschirmwir­

kung von Luft wirft eine trockene Montage von Mischelementen aber erheblich mehr 

Probleme auf als eine Herstellung unter Wasserabschirmung und bietet deshalb aus heu­

tiger Sicht keine Vorteile. 

6.3.1.4 Verpacken der Mischelemente in Zwischenlagerbehälter 

Wenn die Mischelemente im Lagerbecken des betreffenden Kernkraftwerkes montiert 

wurden, müssen sie zusammen mit den abgebrannten Brennelementen in den Lagerbe­

hälter eingebracht werden. Der technische Ablauf ist identisch mit dem in Kapitel 6.2.1.3 

beschriebenen Ablauf bei Lagerelementen. Die Prozeduren entsprechen dem üblichen 

Vorgehen bei der Beladung von Zwischenlagerbehältem mit abgebrannten Brennele­

menten. 

Sollten außerhalb des Kernkraftwerks trocken montierte Mischelemente (in einer Heißen 

Zelle) geschlossen in Lagerbehälter eingebracht werden, empfiehlt es sich, die Beladung 

und Abfertigung zur Zwischenlagerung am Montageort direkt vorzunehmen. Da dieser 

eine Heiße Zelle aufweisen muß, ist dort sowohl die Montage der Mischelemente wie die 

Beladung der Lagerbehälter mit ihnen möglich. Zusätzliche Antransporte ergeben sich in 

diesem Fall nicht. 

6.3.1.5 Zwischenlagerung, Konditionierung und nachfolgende Endlage-
rung der Mischelemente 

Der technische Ablauf der Zwischenlagerung, Konditionierung und nachfolgender End: 

lagerung der Mischelemente ist identisch mit dem rur die Lagerelemente. Dieser wurde in 

den Kapiteln 6.2.1.4 und 6.2.1.5 bereits beschrieben. 
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6.3.2 Realisierung der Schritte des Lagerstabverfahrens mit Stab­
austausch 

Hinsichtlich der Herstellung von Lagerstäben ergibt sich aufgrund der gleichen techni­

schen Abläufe der gleiche Grad der Realisierung wie beim Lagerstabverfahren mit Her­

stellung von Lagerelementen. Dieser wurde bereits in Kapitel 6.2.2.1 untersucht. Das 

gleiche g~1t filr das Verpacken der Mischelemente in Lagerbehälter (siehe Kapitel 

6.2.2.3), die Zwischenlagerung (siehe Kapitel 6.2.2.4) sowie die Konditionierung mit an­

schließender Endlagerung (siehe Kapitel 6.2.2.5). 

Separat zu untersuchen ist hier nur der Einbau der Lagerstäbe in ein abgebranntes Brenn­

element. Vom Prinzip kommen beim Einbau der Lagerstäbe in ein abgebranntes Brenn­

element die gleichen technologischen Vorgänge zum Tragen wie bei der Reparatur von 

Brennelementen. Die Reparatur von Brennelementen ist bei der Genehmigung jedes 

Kernkraftwerks als ein Bestandteil betrieblicher Handlungen genehmigt. In die Prüfung 

sind auch Störrälle bei der Brennelementhandhabung eingegangen. Die Beschädigung 

von Brennstäben abgebrannter Brennelemente ist einer der zu betrachtenden Ausle­

gungsstörrälle gemäß Störfalleitlinien. 

Da die Herstellung von Mischelementen im Lagerbecken von der Zielsetzung her ein an­

derer Vorgang ist als die Brennelementreparatur, ist dies auf jeden Fall eine genehmi­

gungspflichtige Änderung des Betriebs des Kernkraftwerkes. Bei einer durchzuruhrenden 

sicherheitstechnischen Prüfung des Genehmigungsantrages kann aber auf erfolgte Prü­

fungen rur die technisch verwandte Brennelementreparatur zurückgegriffen werden: 

• Die Handhabungen entsprechen den Reparaturabläufen und sind dadurch abgedeckt. 

Entsprechendes gilt rur die Strahlendosis. 

• Die deterministische Störfallprüfung ist durch die bereits erfolgte Betrachtung des 

Brennelementhandhabungsstörfalls abgedeckt. Unterstellt man bei der Montage von 

Mischelementen Schäden an den Stäben mit abgebranntem Brennstoff, so ergibt sich 

die gleiche Auswirkung wie im Reparaturfall, weil auch dort Stäbe mit abgebrann­

tem Brennstoff beschädigt werden. Unterstellt man eine Beschädigung von Lager­

stäben, ergeben sich reduzierte Freisetzungen, weil einerseits keine flüchtigen Spalt­

produkte enthalten sind und andererseits kein Innendruck vorhanden ist, der als Frei­

setzungsmechanismus wirksam werden kann. Daher ist die Beschädigung eines La­

gerstabs durch die Beschädigung eines Brennstabs mit abgebranntem Brennstoff ab­

gedeckt. 

Die Einbringung von Lagerstäben in das Kernkraftwerk ist durch die bestehende Geneh­

migung ebenfalls nicht abgedeckt, soweit keine Genehmigung zum Einbringen von 

MOX-Brennelementen vorliegt. Eine sicherheitstechnische Prüfung rur den Vorgang der 
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Einbringung von Lagerstäben in das Kernkraftwerk und in das Brennelementlagerbecken 

müßte daher erfolgen. 

Insgesamt ergibt sich, daß der Betreiber, der im Rahmen des Lagerstabverfahrens Misch­

elemente in seinem Lagerbecken montieren will, einen entsprechenden Antrag auf Ände­

rungsgenehmigung rur die Montage selbst sowie rur das Einbringen der Lagerstäbe in 

sein Kernkraftwerk stellen muß. Bei der Erstellung der zugehörigen Antragsunterlagen 

kann weitgehend auf die technischen Unterlagen rur bereits genehmigte analoge Tätig­

keiten zurückgegriffen werden. 

Der Antransport der Lagerstäbe zum Kernkraftwerk (bzw. ggf zur heißen Zelle) ist als 

Transport von Mischoxid entsprechend zu genehmigen. Beim Transport von Lagerstäben 

liegen Verhältnisse entsprechend den bereits mehrfach erfolgten Transporten von fri­

schen MOX-Brennelementen vor. Auf diese Erfahrungen und entsprechende Genehmi­

gungsunterlagen kann bei der AntragsteIlung rur den Transport von Lagerstäben zurück­

gegriffen werden. 

6;3.3 Safeguardsmaßnahmen beim Lagerstabverfahren mit Stabaus­
tausch 

Auf die Safeguardsmaßnahmen beim Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerele­

menten wurde bereits in Kapitel 6.2.3 eingegangen. Beim Lagerstabverfahren mit Stab­

austausch ergeben sich andere Aspekte nur im Schritt der Herstellung des Mischele­

ments. Hier ist die kontinuierliche Anwesenheit der Inspektoren erforderlich, um identifi­

zieren zu können, mit welchen und wievielen Lagerstäben die Mischelemente hergestellt 

wurden. Die Mischelemente müssen dann bis zur Einbringung in den Zwischenlagerbe­

hälter mit Surveillancemaßnahmen (Kamera) erfaßt werden. Solche Maßnahmen sind bei 

Lagerbecken am Reaktor i.d.R. ohnehin üblich. Mit der Einbringung in den Zwischenla­

gerbehälter werden wieder am ersten und zweiten Deckel Safeguardssiegel angebracht 

(siehe auch Kapitel 6.2.3) . 

Bei der Zwischenlagerung sind die Safeguardsmaßnahmen wieder die gleichen, wie sie 

sich bei der Zwischenlagerung von Lagerelementen ergeben, da das zu überwachende 

Item in jedem Fall der gesiegelte Zwischenlagerbehälter ist. Auch bei der Konditionie­

rung und Endlagerung ergeben sich die gleichen Anforderungen. 
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7. Kosten bei der Realisierung der untersuchten Varianten 
zum Umgang mit Reaktorplutonium 

Im folgenden Kapitel werden die wirtschaftlichen Konsequenzen untersucht, die sich bei 

den einzelnen hier diskutierten Alternativen im Umgang mit Plutonium ergeben. Die vier 

zu untersuchenden Verfahren sind 

• das Can-in-canister-Verfahren der Verglasung (Kapitel 7.2), 

• die Direktverglasung mit Spaltprodukten (Kapitel 7.3), 

• das Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen (Kapitel 7.4), 

• das Lagerstabverfahren mit Stabaustausch (Kapitel 7.5). 

Bei der Bewertung der anfallenden Kosten ist zu beachten, daß ein kostenfreier weiterer 

Umgang mit dem Plutonium nicht mÖglich ist. Insofern sind die Kosten mit den Kosten 

der bisher verfolgten Option, nämlich der Fertigung und dem Einsatz von MOX­

Brennelementen, zu vergleichen. Daher werden in Kapitel 7.1 die Kosten des MOX­

Einsatzes untersucht. 

Es gibt verschiedene Kostenfaktoren, aus denen sich die wirtschaftlichen Konsequenzen 

ergeben. Diese sind: 

• notwendige Verfahrensentwicklungen, 

• Errichtungskosten von Behandlungsanlagen, 

• Betriebskosten von Behandlungsanlagen, 

• Kosten fur die weitere Entsorgung, insbesondere Zwischen- und Endlagerkosten des 

Produkts, 

• Kosten fur Genehmigungsverfahren (insbesondere Kosten technischer Prüfung, falls 

erforderlich). 

Mit den verschiedenen Alternativen kann prinzipiell ein wesentlicher Teil des vorhande­

nen abgetrennten Plutoniums (etwa 26 bis 29 t Pu-tot) behandelt werden. Bei einzelnen 

Kostenfaktoren besteht in Zusammenhang mit der insgesamt verarbeiteten Menge, da be­

stimmte Kosten auf diese umzulegen sind. Daher wird in den folgenden Kapiteln auch auf 

bestimmte insgesamt durchgesetzte Plutoniummengen Bezug genommen. Andere Ko­

stenfaktoren können als unabhängig von der Gesamtmenge verarbeiteten Plutoniums als 

DMikg Pu-tot bestimmt werden. Die Gesamtkosten, die sich aus .allen Kostenfaktoren 

ergeben, sind aber stets von der insgesamt durchgesetzten Pluto~ummenge abhängig. 

Bei den Kosten ist jeweils zu untersuchen, inwiefern bzw. zu welchem Teil sie sich durch 

die Behandlung des Plutoniums zusätzlich ergeben oder im Rahmen der Verglasung von 

hochaktiver Spaltproduktlösung ohnehin anfallen. Nur die mit der Behandlung des Plu-
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toniums zusätzlich anfallenden Kosten können angerechnet werden. Da die Behandlung 

des Plutoniums Ziel der Arbeiten ist, werden alle Kosten in DM/kg Pu-tot ausgedrückt. 

7.1 Kosten des MOX-Einsatzes 

In der Bewertung der einzelnen Alternatiyen (Kapitel 8) ist unter ökonomischen Aspek­

ten der Vergleich mit den Kosten des MOX-Einsatzes zu ziehen, da dieser bisher als 

Strategie des Umgangs mit dem vorhandenen Plutonium verfolgt wird. Im folgenden Ka­

pitel werden daher die Kosten des MOX-Einsatzes zusammengestellt. 

7.1.1 Kosten der Herstellung von MOX-Brennelementen 

Von der Cogema wurden auf der Jahrestagung Kerntechnik 1996 MOX­

Brennelementkosten mit "trend towards 3500 DM/kg" beziffert <Devezeaux· de La­

vergne 1996>. Dabei wurde Bezug genommen auf veröffentlichte Daten, nämlich 

<Hensing 1995>. Durch Rücksprache mit Herrn Hensing ergab sich zum einen, daß die­

ser bei der Veranstaltung anwesend war und feststellen mußte, daß sich EVU-Vertreter 

im Auditorium über diese niedrigen Kosten verwundert äußerten. Dabei sei auch die Fra­

ge gestellt worden, warum man denn dann tatsächlich 5500 DM/kg SM (MOX­

Brennelemente) zu zahlen habe. Zum anderen zeigt ein Abgleich der von Cogema 

"zitierten" Daten aus <Hensing 1995> erhebliche Abweichungen zu <Hensing 1995> 

selbst. So wurden in <Devezeaux de Lavergne 1996> beispielsweise MOX­

Brennelementkosten und Wiederaufarbeitungs-/Transportkosten deutlich zu niedrig 

"zitiert". Dies wurde gegenüber dem Öko-Institut von Herrn Hensing bestätigt. Ihm zu­

folge wurden in <Devezeaux de Lavergne 1996> auch preiseskalierte Kosten in unzuläs­

siger Weise mit nicht preiseskalierten Kosten verglichen. Der weitere Vortrag eines 

COGEMA-Mitarbeiters in Deutschland <Giraud 1997> basiert auf den falschen Annah­

men in <Devezeaux de Lavergne 1996>, ebenso wie eine anschließende Publikation der 

gleichen Autoren <atw 1997>. 

In <Nuclear Fuel 1998a> werden unter Bezug auf deutsche EVU ebenfalls Kosten von 

5500 DM/kg SM als Fertigungskosten für MOX-Brennelemente genannt. In <Nuclear 

Fuel 1998b> wird BNFL mit einer Aussage zitiert, daß die Fertigung von MOX­

Brennelementen vierfach teurer sei als die Fertigung von Uran-Brennelementen. 

Die MOX-Brennelementkosten von 5500 DM/kg SM sind als Mindestkosten anzusehen. 

Als Obergrenze rur den hier in Betracht zu ziehenden Zeitraum gehen wird von 

7000 DM/kg SM aus. 
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7.1.2 Mehrkosten der Brennelementfertigung beim MOX-Einsatz 

Bei den Kosten des MOX-Einsatzes ist von den Fertigungskosten der MOX­

Brennelemente die Ersparnis abzuziehen, die sich durch die entfallende Fertigung eines 

Uran-Brennelements ergibt. Diese beträgt etwa 1800 bis 2200 DM/kg SM. Als Mehrko­

sten des MOX-Brennelements ergeben sich dann 3700 bis 4800 DM/kg SM. Umgerech­

net auf einen Plutoniumgehalt von 4,5% Pu-fiss (70% spaltbarer Anteil) in MOX­

Brennelementen errechnen sich daraus Mehrkosten gegenüber dem Uran­

Brennelementen von etwa 57.600 bis 74.700 DM/kg Gesamtplutonium. 

7.1.3 Mehrkosten der Entsorgung abgebrannter MOX-Brennele­
mente gegenüber abgebrannten Uran-Brennelementen 

Durch den MOX-Einsatz fallen zusätzliche Kosten bei der Entsorgung der abgebrannten 

MOX-Brennelemente gegenüber Uran-Brennelementen an, da die langfristige Wärmelei­

stung erhöht ist. 

Bei einem Abbrand von 33.000 MWd/t SM der abgebrannten Brennelemente erreichen 

die abgebrannten MOX-Brennelemente erst nach weit mehr als 100 Jahren durch Abklin­

gen die gleiche Wärmeleistung wie sie abgebrannte Uran-Brennelemente mit gleichem 

Abbrand bereits nach 30 Jahren erreichen. Das entsprechende würde rur die verglasten 

Abfälle bei Wiederaufarbeitung geIten. Mit zunehmendem Abbrand vergrößert sich die 

notwendige Abklingzeit zur Erreichung gleicher Wärmeleistung bei MOX-Brennele­

menten noch deutlich. 

Eine oberirdische Zwischenlagerung ist erforderlich, um vor der Einbringung in ein End­

lager die Wärmeleistung abgebrannter Brennelemente zu reduzieren, so daß der Wärme­

eintrag in das Endlager begrenzt werden kann. Andernfalls würde mehr Endlagervolumen 

benötigt. Es ist daher davon auszugehen, daß bei abgebrannten MOX-Brennelementen 

(oder Glaskokillen aus deren Wiederaufarbeitung) die Zwischenlagerzeit mindestens ver­

vierfacht werden müßte; andernfalls würden noch deutlich höhere Kosten bei der Endla­

gerung anfallen. 

Für die Zwischenlagerung abgebrannter Uran-Brennelemente (ohne Behälterkosten) 

wurden in <Öko-Institut 1997> Kosten von etwa 120 bis 160 DM/kg SM als Summe 

über die Zwischenlagerzeit von 25 Jahren ermittelt. Bei vierfacher Dauer der Zwischen­

lagerung ergeben sich dann Kosten von 480 bis 640 DM/kg SM, also Mehrkosten von 

360 bis 480 DM/kg SM. Da zu erwarten ist, daß im Laufe der langen Zeit die Umladung 

in einen frischen LagerbehäIter erforderlich würde, Würden nochmals Kosten von minde­

stens 250 DM/kg SM (preisbasis Castor V/19) anfallen. 
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Werden diese mindestens anfallenden zusätzlichen Entsorgungskosten auf den Plutoni­

umgehalt der MOX-Brennelemente bezogen, so ergeben sich Mehrkosten von etwa 9500 

bis 11.400 DM/kg Pu-tot. 

7.1.4 Summe der Mehrkosten beim MOX-Einsatz gegenüber dem 
Einsatz von Uran-Brennelementen ' 

Als ökonomischer Vergleichsmaßstab rur die Bewertung der Alternativen im Umgang 

mit dem abgetrennten Plutonium gegenüber dem MOX-Einsatz ist die Summe der Mehr­

kosten heranzuziehen, die sich beim MOX-Einsatz ergeben. In den vorangegangenen Ab­

schnitten wurden die folgenden Mehrkosten ermittelt: 

• Mehrkosten der Fertigung der MOX-Brennelemente: etwa 57.600 bis 

74.700 DM/kg Pu-tot, 

• Mehrkosten der Entsorgung der abgebrannten MOX-Brennelemente: etwa 9500 bis 

11.400 DM/kg Pu-tot. 

Als Summe der anfallenden Mehrkosten des MOX-Einsatzes gegenüber dem Einsatz von 

Uran-Brennelementen ergeben sich somit etwa 67.000 bis 86.000 DM/kg Pu-tot. 

7.2 Can-in-canister-Verfahren der Verglasung 

7.2.1 Kosten für die Verfahrensentwicklung beim Can-in .. canister­
Verfahren 

Bei einer Realisierung des Can-in-canister-Verfahrens rur die weitere Behandlung deut­

schen Plutoniums ist davon auszugehen, daß auf die MOX-Keramik zurückgegriffen 

wird, für deren Fertigung vielfältige großtechnische Erfahrungen in Frankreich, Belgien 

und Deutschland vorliegen. Eine Notwendigkeit weiterer Verfahrensentwicklung besteht 

damit nicht. 

Für die Handhabung der Cans in der Verglasungsanlage und nach Fertigstellung sind 

Untersuchungen zur Kritikalitätssicherheit erforderlich. Die zu behandelnden Fragestel­

lungen können mit verfiigbarenComputer-Codes abgearbeitet werden, ohne daß sich da­

bei neuartige Fragestellungen ergeben. Die mit diesen Berechnungen verbundenen Ko­

sten können auf etwa 100.000 DM geschätzt werden. 

7.2.2 Errichtungskosten für die Behandlungsanlage beim Can-in­
can ister-Verfah ren 

Die beiden zu betrachtenden Verfahren zur Plutonium-Verglasung (Can-in-canister­

Verfahren und Direktverglasung mit Spaltprodukten) beruhen darauf, daß Plutonium bei 
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der Fertigung von Glaskokillen aus hochradioaktiver Spaltproduktlösung mitbehandelt 

wird. Die Verglasung ist dabei das Konditionierungsverfahren rur die Spaltproduktlösung 

und findet unabhängig von der Frage der Plutonium-Verglasung statt. Als Errichtungs­

kosten rur die Behandlungsanlagen sind hier daher nur die Kosten anzusetzen, die zU­
sätzlich anfallen. 

Das Can-in-canister-Vetfahren setzt als ersten Schritt die Herstellung einer Keramik aus 

dem Plutonium voraus. Da - wie in Kapitel 7.2.1 dargestellt - aufverfilgbare Techniken 

zurückgegriffen werden kann, ist kein wesentlicher Bedatf rur Nachrüstungen in beste­

henden MOX-Brennelementfabriken erkennbar. Als Fertigungsschritt, bei dem ein ande­

res yerfahren notwendig wird, ist die Verfilllung der hergestellten Pellets in Stäbe oder 

ein anderes Behältnis zu sehen. Dazu kann aber allenfalls eine geringrugige Anpassung an 

der Verfillleinrichtung notwendig werden. Es ist von einem geringen Kostenbeitrag aus­

zugehen, der hier im Rahmen der sonstigen Kosten vernachlässigt werden kann. 

Beim Can-in-canister-Vetfahren werden in der Verglasungsanlage gegenüber dem übli­

chen Verglasungsvorgang von Spaltproduktlösung nur andere Behälter zur Aufnahme 

des Glases eingebracht, in denen die MOX-Keramik vormontiert ist. Zusätzlicher Auf­

wand wird in Form technischer Maßnahmen zur Überwachung und zur Gewährleistung 

der Unterkritikalität (Meßgeräte, Systeme zur Datenverarbeitung, Meldesysteme) erfor­

derlich. Es ist davon auszugehen, daß in bestehenden Anlagen keine relevanten Umbau­

ten erforderlich würden, sondern im wesentlichen zusätzliche Einrichtungen 

(insbesondere Überwachungssysteme) implementiert werden müssen. Der speziell zu 

überwachende Bereich ist räumlich begrenzt, so daß nur eine geringe Zahl von Überwa­

chungsgeräten erforderlich wird. Als Schleusen ausbildbare Geräte zur Überwachung 

von Plutoniuminventaren (z.B. bei Ein- und Ausgang) können rur etwa 2,5 Millionen 

DM pro Stück eingerichtet werden; Kosten rur Überwachungskameras sind dagegen ge­

ring (einige 1000 DM). Die dazu zusätzlich anfallenden Kosten rur Nachrüstungen in der 

Verglasungsanlage köimen daher auf etwa 5 bis 10 Millionen DM geschätzt werden. 

7.2.3 Betriebskosten der Behandlung beim Can~in-canister .. Ver· 
fahren 

Wie bereits bei den Errichtungskosten ausgeruhrt, sind hier nur die Mehrkosten der Ver­

glasung zu betrachten, die sich durch die Beirugung des Plutoniums ergeben, da die 

hoehradioaktive Spaltproduktlösung unabhängig davon ohnehin zu verglasen ist. 

Beim Can-in-canister-Verfahren ergeben sich Betriebskosten zunächst bei der Fertigung 

der Keramik. Die tatsächlichen Kosten können deutlich geringer sein als die Kosten der 

Herstellung von MOX-Brennelementen, denn es bestehen geringere Anforderungen an 

die Spezifikation, weil kein Einsatz in Kernkraftwerken vorgesehen ist, und es ist von ei-
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nem deutlich geringeren Produktionsausschuß auszugehen, der bei der üblichen MOX­

Brennelementfertigung einige Dutzend Prozent des Durchsatzes betragen kann. Außer­

dem ist davon auszugehen, daß die Verwendung von Hüllrohren aus Edelstahl statt Zir­

kaloy kostenreduzierend wirkt. Wir gehen für die Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen (als 

obere Grenze) von gleichen Kosten aus. Die mögliche Bandbreite wird dadurch berück­

sichtigt, daß im günstigeren Fall 20% geringere Kosten angesetzt werden. 

Die Kosten der Keramikherstellung werden beeinflußt vom gewählten Plutoniumgehalt 

der Keramik, wenn sie auf die zu behandelnde Plutoniummenge umgelegt werden. Auf 

die Kosten der Fertigung der Keramik wurde bereits in Kapitel 7.1.1 eingegangen. Aus 

der dort abgeleiteten Bandbreite von 5500 bis 7000 DM/kg SM ergeben sich umgerech­

net auf einen Plutoniumgehalt von 6,7% (5% Spaltstoffanteil) bzw. 13,9% (10% Spalt­

stoffanteil) und mit dem oben mit vereinfachter Herstellung begründeten Abschlag von 

20% beim unteren Wert der Bandbreite Kosten für die Keramikfertigung von 65.700 bis 

104.500 DM/kg Gesamtplutonium (Spaltstoffanteil 5%) bzw. 31.600 bis 50.400 DM/kg 

Gesamtplutonium (Spaltstoffanteil 10%). 

Die Zusatzkosten beim Betrieb der Verglasungsanlage sind als sehr gering anzusehen, da 

dort keine zusätzlichen Arbeitsschritte anfallen. Der Kostenbeitrag ist vernachlässigbar 

gegenüber den Kosten der Fertigung der Keramik. Mehrkosten ergeben sich aber dann, 

wenn die Einbindung der Cans in die Glaskokillen es erforderlich macht, daß eine größe­

re Zahl an Kokillen aus der gleichen Menge zu verglasender Spaltproduktlösung gefertigt 

werden muß. 

Mit den Parametern 

• Errichtungskosten einschließlich Stillegungskosten in Höhe des 1,5fachen der Ko-

sten der T7-Anlage der Cogema (etwa 500 Mio. DM), 

•. Laufzeit 20 Jahre, 

• Glasdurchsatz 90kglh über 6000 h im Jahr, 

• Betriebskosten 30 Mio. DM pro Jahr, 

ergeben sich Fertigungskosten pro Glaskokille von 40.700 DM. Die Verglasungsanlage 

würde nicht über die Laufzeit von 20 Jahren Plutonium mitverglasen, die Kosten für die 

Herstellung der Glaskokillen sind aber auf die Gesamtbetriebszeit, also auch auf die Zeit 

ohne Verglasung von Plutonium, umzulegen, da von der Nutzung einer bestehenden 

Anlage nach Nachrüstung ausgegangen wird. 

Die hier angesetzten Kosten für die Verglasungsanlage können auch mit denen der in 

Karlsruhe genehmigten Anlage VEK verglichen werden. Zum Stand Oktober 1998 wur-
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den die Errichtungskosten mit 173 Millionen DM zzgl. 60 Millionen DM rur die Planung 

einschließlich Gutachterkosten angegeben. Um den Durchsatz der T7 zu erreichen, 

müßten zwei, eventuell auch drei, einzelne Öfen in einem gemeinsamen Gebäude einge­

richtet werden. Die oben genannten Errichtungskosten und Stillegungskosten sind daher 

auch im Vergleich zu den Kosten der VEK nicht zu gering angesetzt. Als Betriebskosten 

wurden rur die VEK zum Stand Oktober 1998 knapp 100 Millionen DM rur die gesamte 

Betriebszeit genannt, allerdings einschließlich der Kosten rur die Vorversuchsanlage 

(etwa 20 Mio. DM) sowie Zwischenlagerung der Glaskokillen einschließlich Behälter 

(ebenfalls etwa 20 Mio. DM). 

Bei einem Spaltstoffanteil von 5% in der MOX-Keramik werden 3 bis 6% mehr Kokillen 

benötigt, beim Spaltstoffanteil von 10% entsprechend 1,5 bis 3% mehr Kokillen, als beim 

üblichen Vorgehen zur HAWC-Verglasung (siehe Tabelle 5-1). Dabei ist vorausgesetzt, 

daß die Glasparameter, insbesondere der Spaltproduktgehalt pro Kokille, nicht verändert 

werden. Bei etwas höherer Beladung des Glases mit Spaltprodukten könnte auch auf zu­

sätzliche Fertigung von Glaskokillen verzichtet werden. 

Bezogen auf das verglaste Gesamtplutonium beträgt die Zahl zusätzlicher Glaskokillen 

0,015/kg bei 5% Spaltstoffanteil bzw. 0,0075/kg bei 10% Spaltstoffanteil. Umgerechnet 

auf die Herstellungskosten der Glaskokillen belaufen sich die Zusatzkosten zur Herstel­

lung der Glaskokillen auf etwa 600 DMlkg Gesamtplutonium bei 5% Spaltstoffanteil 

bzw. auf etwa 300 DMlkg Gesamtplutonium bei 10% Spaltstoffanteil. 

7.2.4 Zwischen- und Endlagerkosten beim Can .. in-canister-Verfahren 

Wegen der ohnehin erforderlichen Entsorgung verglaster Spaltproduktlösung sind hier 

nur die Mehrkosten zu betrachten, die sich durch die Mitbehandlung des Plutoniums er­

geben. 

Die folgenden Schritte sind erforderlich: 

• Transport in einem Transport- und Lagerbehälter in ein Zwischenlager: Zusatzko­

sten durch die Mitbehandlung von Plutonium ergeben sich nur in dem Umfang, wie 

die Zahl erzeugter Glaskokillen zunimn1t, da weder im Hinblick auf den Behälter 

noch im Hinblick auf den eigentlichen Transport kostenrelevante Unterschiede be­

stehen . 

• Zwischenlagerung über einige Jahrzehnte bis zur Endlagerung: Eine zusätzliche 

überwachung ist in einem Zwischenlager wie dem TBL Gorleben nicht erforderlich. 

Zusatzkosten ergeben sich daher nur entsprechend einer höheren Zahl erzeugter 

Glaskokillen, da die Zahl der Glaskokillen pro Lagerbehälter bzw. Stellplatz nicht 

verändert werden kann. 
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• Umpackung in einen Endlagerbehälter nach der Zwischenlagerung: Die Umpackung 

wird unabhängig von der Mitbehandlung des Plutoniums erforderlich. Im Hinblick 

auf die Endlagerung (Auslaugungsverhalten des Glases etc.) sind keine zusätzlichen 

Anforderungen erkennbar, die sich aus dem Plutoniumgehalt ergeben. Es ist daher 

von keinen Mehrkosten auszugehen, außer den sich aus einer größeren Zahl er­

zeugter Kokillen ergebenden Kosten. 

• Endlagerung der Glaskokillen: Die Notwendigkeit der weiteren Überwachung eines 

Endlagers wird nicht durch die Mitbehandlung von Plutonium bedingt. In einem 

Endlager rur wärmeentwickelnde Abfälle stellt die eingebrachte Wärmelast eine be­

grenzende Größe dar, die damit entscheidend rur das benötigte Endlagervolumen 

und damit rur den relevanten Beitrag zu den Endlagerkosten ist. Für die Endlage­

rung der Glaskokillen mit Plutonium ergeben sich dann keine zusätzlichen Anforde­

rungen und Kosten, da die insgesamt eingebrachte Wärmelast durch die radioaktiven 

Stoffe aus der Spaltproduktlösung bestimmt wird. 

Das zusätzlich benötigte Volumen zur Einbringung der MOX-Keramik in das Glas be­

trägt bei den Varianten mit 2 bis 4 kg Gesamtplutonium pro Glaskokille 3 - 6% (1,5% 

pro kg Pu-tot) bei 5% Spaltstoffanteil in der Keramik bzw. 1,5 bis 3% (0,75% pro kg 

Pu-tot}bei 10% Spaltstoffanteil (siehe Tabelle 5-1). 

In <Öko-Institut 1997> wurden rur Transport, Zwischenlagerung und Umkonditionie­

rung vor der Endlagerung rur Glaskokillen die folgenden Kosten ermittelt: 

• Transport- und Lagerbehälter: etwa 2,4 Mio. DM pro Behälter rur 28 Kokillen 

(Preisbasis Castor HAW-20/28), demnach etwa 85.700 DM/Kokille. 

• Transport ins Zwischenlager: etwa 1 Mio. DM pro Behälter mit 28 Kokillen (in An­

lehnung an Kosten des Transports zur Wiederaufarbeitung), demnach etwa 

3-5.7DD DM/Kokille. 

.. Transport ins Endlager: wegen der geringeren Entfernung und des nicht an die Co­

gema gebundenen Transports etwa um einen Faktor 2 geringere Kosten als bei 

Transport ins Zwischenlager, demnach etwa 17.800 DM/Kokille. 

• Zwischenlagerung: etwa 1 bis 1,5 Mio. DM rur die Belegung eines Stellplatzes über 

25 bis 30 Jahre, demnach etwa 35.700 bis 53.500 DM/Kokille. 

• Behandlung vor der Endlagerung (z.B. Umverpackung): Bei gleichen Kosten der 

Behandlung rur einen Lagerbehälter mit Glaskokillen wie rur einen Lagerbehälter mit 

abgebrannten Brennelementen (rur diese 500 bis 700 DM/kg SM als Kon~iitionie­

rungskosten) ergeben sich Kosten von' 5 bis 7 Mio. DM rur 28 Glaskokillen, dem­

nach etwa 180.000 bis 250.000 DM/Kokille. 
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Insgesamt ergeben sich daraus Entsorgungskosten pro Glaskokille von etwa 355.000 bis 

443.000 DM. Bei 1,5% mehr Glaskokillen pro kg Pu-tot bei der Keramik mit 5% Spalt­

stoffanteil ergeben sich Mehrkosten der Entsorgung durch die Plutoniumbeimischung 

von etwa 5320 bis 6650 DMikg Pu-tot. Bei 10% Spaltstoffanteil in der Keramik betra­

gen die Mehrkosten der Entsorgung von Glaskokillen etwa 2660 bis 3320 DMikg Pu­

tot. 

7.2.5 Kosten für Genehmigungsverfahren beim Can-in .. canister­
Verfahren 

Die folgenden Genehmigungsverfahren sind beim Can-in-canister-Verfahren erforder­

lich: 

• Die Fertigung der Keramik muß in einer MOX-Brennelementfabrik nur dann zusätz­

lich genehmigt werden, wenn auf einen höheren Plutoniumgehalt in der MOX­

Keramik übergegangen würde als bei der üblichen Brennelementfabrikation. Dies 

kann bei der Variante mit 10% Spaltstoffgehalt der Fall sein. Die Kosten der Ge­

nehmigung werden auf etwa 1 Million DM bei erhöhtem Plutoniumgehalt geschätzt. 

Die Obergrenze von 1 Million DM entspricht einem Aufwandswand bei Gutachtern 

von etwa zwei Personenjahren, die die notwendigen Prüfungen sicher abdeckt. Die 

Kosten fallen einmalig pro genutzter MOX-Brennelementfabrik an. 

e An der Verglasungsanlage muß der Umgang mit der MOX-Keramik genehmigt 

werden. Im Genehmigungsverfahren werden sicherheitstechnische Betrachtungen 

erforderlich, so daß ein gewisser Aufwand rur Gutachter zu berücksichtigen ist. Die 

pro Verglasungsanlage einmalig anfallenden Zusatzkosten werden auf 1 Million DM 

geschätzt (siehe oben) . 

•. Ein Behälter muß rur Transport und Zwischenlagerung der plutoniumhaltigen Glas­

kokillen zugelassen werden. Für das dazu notwendige Verfahren werden die Kosten 

hier mit insgesamt 500.000 DM angesetzt, womit ein Gutachteraufwand von mehr 

als einem Personenjahr abgedeckt ist. Die Zulassung muß nur einmalig erfolgen. 

e Für die Zwischenlagerung des Behälters muß eine entsprechende Genehmigung ein­

geholt werden. Auch die darur erforderlichen Kosten werden hier mit 500.000 DM 

veranschlagt. Sie fallen nur einmal an, wenn die Lagerung auf ein zentrales Zwi­

schenlager beschränkt wird. Bei Lagerung an Kernkraftwerksstandorten würden die 

Kosten pro Kernkraftwerk anzusetzen sein. 

• Für den Endlagerbehälter muß ebenfalls eine Zulassung vorliegen. Es ist von keinen 

hier wesentlichen Mehrkosten auszugehen, da die Zulassung eines Endlagerbehälters 

rur wärmeentwickelnde Abfalle ohnehin noch erfolgen muß. Dabei sind - wegen der 
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Endlagerung abgebrannter Brennelemente - auch Untersuchungen zur Kritikalitätssi­

cherheit erforderlich, die nicht erst durch die Mitbehandlung von Plutonium notwen­

dig werden. 

7.2.6 Zusammenfassung der Kosten beim Can-in-canister-Verfahren 

Die Zusatzkosten rur die Behandlung von Plutonium nach dem Can-in-canister­

Verfahren, die in den vorangegangenen Kapitel ermittelt wurden, sind in Tabelle 7-1 im 

Überblick zusammengestellt. Es ist in der Tabelle jeweils angegeben, ob die Kosten re­

gelmäßig oder einmalig etc. anfallen. Die gesamten Zusatzkosten sind in der Tabelle rur 

den Fall der Nutzung nur einer Anlage zur Keramik-Fertigung, einer bestehenden Anlage 

rur die Verglasung sowie nur eines Zwischenlagers rur die Glaskokillen angegeben. 

Tabelle 7-1: Zusammenstellung der Zusatzkosten beim Can-in-canister-Verfahren 

Kostenfaldor DM Anfall 
5% S)Jaltstoff 10% SlJaltstoff 

Verfahrensentwicldung 100.000 100.000 einmalig 
Nachrüstungskosten 5 - 10 Mio. 5 -10 Mio. einmalig pro Verglasungsanlage 
Betriebskosten (Herstellung 66.300 - 31.800 - 50.600 pro kg Pu-tot 
von Keramik und zusätzli- 105.100 
ehern Glas) 

Zwischen- und Endlagerko- 5320 - 6650 2660 - 3320 pro kg Pu-tot 
sten (für zusätzliches Glas) 
Kosten für Genehmigungs- entfällt 1 Mio. einmalig pro MOX-Fabdk 
verfahren 

lMio. lMio. einmalig pro Verglasungsanlage 
0,5 Mio. 0,5 Mio. einmalig pro Zwischenlager 
0,5 Mio. 0,5 Mio. einmalig für Behälterzulassung 

Gesamte Zusatzkosten bei Nutzung jeweils nur einer Anlage zur Keramild'ertigung, Verglasung 
und Zwischenla~erun~ 

Fixe Kosten (umzulegen auf gesamte Pu-Menge) 5% Spaltstoff 7 -12Mio. DM 
für Nachrüstungen und Genehmigtlngen 10% Spaltstoff 8 -13 Mio. DM 
Kosten pro kg Pu-tot für Fertigung und Entsor- 5% Spaltstoff 71.600 - 111.800 DM 
gung 10% Spaltstoff 34.300 - 53.900 DM 

Die Kosten rur Nachrüstungen und Genehmigungsverfahren sind auf die insgesamt mit 

dem Can-in-canister-Verfahren behandelte Plutoniummenge umzulegen und den Kosten 

rur Fertigung und Entsorgung zuzuschlagen. Als Bezugsgröße werden 4.000 und 

16.000 kg Gesamtplutonium herangezogen (siehe Kapitel 5.3.2.6). Die sich ergebenden 

Gesamtkosten pro kg Pu-tot sind in Tabelle 7-2 zusammengestellt. 
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Tabelle 7-2: Zusatzkosten beim Can-in-canister-Verfahren, abhängig von der insgesamt 

behandelten Menge Plutonium 

Insgesamt nach dem Ver- Kosten in DM/kg Gesamtplutonium 
fahren behandelte Pluto- bei Spaltstoffanteil in der Keramik von 

niummenge 
5% 10% 

4.000 kg 73.300 - 114.700 36.400 - 57.200 
16.000 kg 72.000 - 112.500 35.900 - 54.700 

7.3 Direktverglasung mit Spaltproduktlösung 

7.3.1 Kosten für die Verfahrensentwicklung bei der Direktverglasung 
mit Spaltproduktlösung -

\ 

In Kapitel 5.3.3 wurde dargelegt, daß die Direktverglasung mit Spaltproduktlösung 

großtechnisch realisierbar ist. Benötigt wird eine Verfahrensentwicklung bis zur Geneh­

migungsreife. Würde die zu planende und zu errichtende Verglasungsanlage von einem 

bisherigen Betreiber einer Verglasungsanlage angeboten, so könnte dieser in weiten Be-

. reichen auf seine Erfahrung zurückgreifen. Die Kosten der Entwicklung könnten auf das 

Produkt umgelegt werden. Bei der Höhe der Kosten der Anlage R7 der Cogema, die in 

Kapitel 7.2.3 fiir die Schät~ng der Betriebskosten der Verglasung zugrunde gelegt wur­

den, sollten solche Kosten abgedeckt sein, da zum Zeitpunkt der Planung und des Baus 

der Anlage noch keine Betriebserfahrung vorlag. Ähnliches gilt fiir die Verglasungsein­

richtung Karlsruhe, deren Kosten in Kapitel 7.2.3 zum Vergleich herangezogen wurden. 

7.3.2 ErrichtungSkosten für die Behandlungsanlagen bei der Direkt­
verglasung mit Spaltproduktlösung 

In Kapitel 7.2.3 wurden die Errichtungs- und Betriebskosten fiir eine Verglasungsanlage 

ermittelt. Umgelegt auf die gefertigten Kokillen ergaben sich 40.700 DMIKokille, wobei 

von einem Anlagenbetrieb über 20 Jahre ausgegangen wurde. Die hier zu betrachtende 

Verglasungsanlage könnte nur fiir den Zweck der Direktverglasung von Plutonium er­

richtet werden und hätte dann voraussichtlich eine kürzere Betriebszeit als die technisch 

mögliche, oder sie könnte nach Abarbeitung des Plutoniums auch zur weiteren Vergla­

sung von HA WC ohne Plutoniumzusatz diesen. 

Bei einer Direktverglasung von 3000 bis 9000 kg Pu-tot (siehe Kapitel 5.3.3.5) wären 

1000 bis 3000 Glaskokillen zu fertigen. In einer Anlage des Durchsatzes der T7 der Co­

gema wäre diese Zahl an Glaskokillen in weniger als einem bis etwas mehr als zwei J ah-
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ren produzierbar. Es ist daher offenkundig, daß unter dieser Annahme, schon aus öko­

nomischen Grunden, das\Verfahren der Direktverglasung keine sinnvolle Alternative dar­

stellen kann. Wir gehen daher davon aus, daß die Anlage über 10 Jahre betrieben wird, 

wobei die Beimischung von Plutonium nicht durchgängig erfolgen muß. Die Kosten rur 

die Errichtung der Verglasungsanlage belaufen sich dann umgerechnet auf 37.000 DM 

pro Glaskokille. Bei einem Gehalt an 3 kg Gesamtplutonium pro Kokille ergeben sich 

dann Kosten von 12.300 DM/kg Pu-tot rur die Errichtung der Verglasungsanlage. 

Liegt das zu behandelnde Plutonium als Plutoniumdioxid vor, so 'ist es zur Direktvergla­

sung voraussichtlich in Plutoniumnitratlösung umzuwandeln. Hierzu besteht zumindest 

bei Cogema die technische Möglichkeit. Kosten rur Nachrustungen fallen daher voraus­

sichtlich nicht an. 

7.3.3 Betriebskosten der Behandlung bei der 'Oirektverglasung mit 
Spaltproduktlösung 

Das Plutonium muß in die Form überfuhrt werden, in der es verglast werden soll, vor­

aussichtlich PlutoniumnitratIösung. Bei bereits in Plutoniumdioxid umgewandeltem Plu­

tonium ist also eine erneute Lösung erforderlich. Als Obergrenze der Kosten können die 

Kosten der Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente angesehen werden. Da die­

se ebenfalls Schritte der Abfallbehandlung enthalten, die hier entfallen, kann als Band­

breite von Kosten zwischen etwa 1000 und 2000 DM/kg Gesarp.tpluto'nium bei bereits in 

Plutoniumdioxid umgewandeltem Plutonium ausgegangen werden. Für zukünftig noch 

abgetrenntes Plutonium könnten die Kosten günstigstenfalls entfallen. 

Als Betriebskosten der Verglasungsanlage wurden in Kapitel 7.2.3 etwa 30 Millionen 

DM pro Jahr geschätzt. Bezogen auf die Jahresfertigung ergeben sich daraus 22.200 DM 

pro Glaskokille, bei 3 kg Pu-tot je Kokille dann etwa 7300 DM/kg Pu-tot als Betriebsko­

sten. Diese Betrachtungsweise ist insofern konservativ, als die ohnehin notwendige Ver­

arbeitung des HA WC nicht als reduzierender Faktor im Hinblick auf die Zusatzkosten 

der Plutoniumbehandlung abgezogen wird. Diese ModelIierung ist aber nicht überkon­

servativ, da die Verglasungskosten in den Wiederaufarbeitungskosten enthalten sind und 

der Bau einer neuen Verglasungsanlage auf einen besonderen Kundenwunsch hin daher 

auch mit zusätzlichen Kosten verbunden sein kann. 

Insgesamt ergeben sich Betriebskosten rur die Umwandlung des Plutoniums in Plutoni­

umnitratlösung und die Herstellung von Glaskokillen in Höhe von 8300 bis 9300 DM/kg 

Pu-tot. 
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7.3.4 Zwischen- und Endlagerkosten bei der Direktverglasung mit 
Spaltproduktlösung 

Wegen der ohnehin enorderlichen Entsorgung verglaster Spaltproduktlösung sind hier 

nur die Mehrkosten zu betrachten, die sich durch die Plutoniumbeimischung ergeben. Da 

die Entsorgung in Deutschland enolgen würde, ist nicht von - alleine technisch nicht ge­

rechtfertigten Kostenzuschlägen - auszugehen. Es ergeben sich die gleichen Kostenfakto­

ren wie beim Can-in-canister-Venahren. 

Das vom zugesetzten Plutonium eingebrachte Volumen ist sehr gering und liegt deutlich 

urterhalb 1% des Glasvolumens. Als Entsorglingskosten ergeben sich nach Kapitel 7.2.4 

etwa 355.000 bis 443.000 DMlKokille. Eine Erhöhung um 1% dieser Kosten entspricht 

. dann etwa 3600 bis 4400 DMlKokille bzw. etwa 1200 bis 1500 DM/kg Pu-tot (3 kg Pu­

tot pro Glaskokille). Es wäre aber auch denkbar, daß eine leichte Erhöhung der Bela­

dung des Glases mit Spaltprodukten (um weniger als 1%) vorgenommen wird und der 

Kostenfaktor dann entfallen würde. 

7.3.5 Kosten für Genehmigungsverfahren bei der Direktverglasung 
mit Spaltproduktlösung 

Die folgenden Genehmigungsvenahren sind bei der Verglasung von Plutonium mittels 

Einbindung in die Glasmatrix zu berücksichtigen: 

• Ein Behälter muß ilir Transport und Zwischenlagerung der plutoniumhaltigen Glas­

kokillen zugelassen werden. Für das dazu notwendige Verfahren werden die Kosten 

hier mit insgesamt 500.000 DM angesetzt (vergleiche Can-in-canister-Verfahren). 

Die Zulassung muß nur einmalig erfolgen. 

• Für die Zwischenlagerung des Behälters muß eine entsprechende Genehmigung ein­

geholt werden. Auch die dailir erforderlichen Kosten werden hier mit 500.000 DM 

veranschlagt. Sie fallen nur einmal an, wenn die Lagerung auf ein zentrales Zwi­

schenlager beschränkt wird. Bei Lagerung an Kemkraftwerksstandorten würden die 

Kosten pro Kernkraftwerk anzusetzen sein. 

• Für den Endlagerbehälter muß ebenfalls eine Zulassung vorliegen. Da entsprechende 

Zulassungen auch ilir die Endlagerung von "normalen" Glaskokillen noch nicht er­

folgt sind, und auch erst bei Betriebsbereitschaft eines Endlagers ilir wärmeentwik­

kelnde Abfälle erforderlich werden, kann die Aufnahme von Glaskokillen mit Pluto­

niumbeimischung in zukünftigen Zulassungen ohne eigenständiges Verfahren enol­

gen. Es ist daher von keinen hier wesentlichen Mehrkosten auszugehen. 
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7.3.6 Zusammenfassung der Kosten der Direktverglasung mit Spalt­
produktlösung 

Die Zusatzkosten für die Verglasung von Plutonium, die in den vorangegangenen Kapitel 

ermittelt wurden, sind in Tabelle 7-3 im Überblick 'zusammengestellt. Es ist in der Ta­

belle jeweils angegeben, ob die Kosten regelmäßig oder einmalig etc. anfallen. Die ge­

samten Zusatzkosten sind in der Tabelle für den Fall der Nutzung nur einer Anlage zur 

Verglasung sowie nur eines Zwischenlagers für die Glaskokillen angeben. 

Tabelle 7-3: Zusammenstellung von Zusatzkosten der Direktverglasung von Plutonium 

mit Spaltproduktlösung 

Kostenfaktor DM Anfall 
Verfahrensentwicklung einfällt 
Errichtungskosten Vergla- 500 Mio. einmalig 
sungsanlage 
Betriebskosten (Umwandlung 8300 - 9300 pro kg Pu-tot 
in Pu-Nitrat, Verglasung) 
Zwischen- und Endlagerko- 1200 - 1500 pro kg Pu-tot 
sten 
Kosten für Genelunigungs- 0,5 Mio. einmalig pro Zwischenlager 
verfahren 

0,5 Mio. einmalig für Behälterzulassung 

Die Kosten für Die Errichtung der Verglasungsanlage und Genehmigungsverfahren sind 

auf die insgesamt mit dem Verfahren behandelte Plutoniummenge umzulegen und den 

Kosten für Betrieb und Entsorgung zuzuschlagen. Als Bezugsgröße werden 3000 und 

9000 kg Gesamtplutonium herangezogen (siehe Kapitel 5.3.3.5), hinsichtlich der Errich­

tungskosten der Verglasungsanlage eine Fertigungskapazität von 90 kg Glas pro Stunde 

bei Umlegung der Errichtungskosten auf einen Betriebszeitraum von 10 Jahren. Die sich 

ergebenden Gesamtkosten pro kg Pu-tot sind in Tabelle 7-4 zusammengestellt. 

Tabelle 7-4: Zusatzkosten bei der Direktverglasung mit Spaltproduktlösung, abhängig 

von der insgesamt behandelten Menge Plutonium 

Insgesamt nach dem Verfahren behan- Kosten in DMlkg Gesamtplutonium 
delte Plutoniummenge 

3000 kg 23.300 - 24.900 
9000 kg 23.100 - 24.700 
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7.4 Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen 

7.4.1 Kosten für die Verfahrensentwicklung beim Lagerstabverfah-
ren mit Fertigung von Lagerelementen 

Das Verfahren zur Lagerstabfertigung entspricht technisch dem der Fertigung von MOX­

Brennstäben für Leichtwasserreaktoren. Durch den fehlenden Einsatz in Reaktoren - und 

auch den Verzicht auf eine Wiederaufarbeitung - ergeben sich geringere Anforderungen 

gegenüber herkömmlichen Brennstäben (siehe Kapitel 6.2.2.1). 

Es fallen keine Kosten für Verfahrensentwicklungen bei der Lagerstabfertigung an. 

7.4.2 Errichtungskosten für die Behandlungsanlage beim Lager­
stabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen 

Die Behandlungsanlage bei der Lagerstabfertigung ist eine MOX-Brennelementfabrik. Es 

ist davon auszugehen, daß für die Lagerstabfertigung auf eine der bestehenden MOX­

Brennelementfabriken zurückgegriffen wird. Zum einen bestehen technisch keine zusätz­

lichen Anforderungen bei der Lagerstabfertigung, zum anderen könnten - auch bereits 

vertraglich reservierte - Kapazitäten der bestehenden Anlagen, die. durch entfallende Pro­

duktion von MOX-Brennelementen frei werden, zur Lagerstabfertigung genutzt werden. 

Es werden keine zusätzlichen technischen Einrichtungen erforderlich, so daß auch keine 

zusätzlichen Errichtungskosten anfallen. 

7.4.3 Betriebskosten beim Lagerstabverfahren mit Lagerelementfer­
tigung 

Die Betriebskosten der Herstellung von Lagerstäben hängen von der verarbeiteten 

Schwermetallmenge ab. Sie variieren daher mit dem Plutoniumgehalt, wenn die Betriebs­

kosten auf das Plutonium bezogen werden. Wie bereits in Kapitel 6.2.2.1 dargelegt, be­

steht bei der Lagerstabfertigung ein Potential zur Kostenersparnis von bis zu einigen 

Dutzend % der Kosten. Da es aber nicht gesichert ist, daß die tatsächliche Kostenerspar­

nis in vollem Umfang an die Kunden weitergegeben wird, gehen wir im folgenden im 

günstigsten Fall von um 20% geringeren Kosten, im ungünstigsten Fall von gleichen Ko­

sten wie bei der MOX-Brennelementfertigung aus. Die Bandbreite der Kosten der MOX­

Brennelementfertigung wurde in Kapitel 7.1.1 zu 5500 bis 7000 DM/kg SM ermittelt. 

Unter Einbeziehung der möglichen Kosteneinsparung bei der Lagerstabfertigung ergibt 

sich eine Bandbreite der Kosten von 4400 bis 7000 DM/kg SM für die Lagerelemente. 
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Diese Mehrkosten sind auf die verarbeitete Plutoniummenge zu beziehen. Es ergeben 

sich dann die folgenden Mehrkosten abhängig vom Gesamtplutoniumgehalt der Lagere­

lemente: 

• etwa 65.700 bis 104.500 DM/kg Gesamtplutonium bei 5% Spaltstoffgehalt, 

• etwa 31.600 bis 50.400 DM/kg Gesamtplutonium bei 10% Spaltstoffgehalt. 

Als weitere Betriebskosten sind Kosten zu berücksichtigen, die durch die Vermischung 

abgebrannter Brennelemente mit Lagerelementen entstehen. Bei der Mischung auf der 

Ebene von Elementen bedeutet dies, daß die Kosten· der Verladung eines Lagerelernents 

in einen Transport- und Lagerbehälter zu betrachten sind. Dies könnte am Kernkraftwerk 

im Lagerbecken durch das KKW-Personal erfolgen. Kosten, die nicht direkt auf das La­

gerelement bezogen~ sondern im Rahmen der gesamten Behälterhantierung anfallen, sind 

nur im Verhältnis 1: 18 als Zusatzkosten anzusehen. 

Der Arbeitsaufwand rur die Hantierung des Behälters (Einbringung und Ausschleusung 

einschließlich aller Meßprozeduren) kann konservativ mit 60 Arbeitsstunden abgeschätzt 

werden. Bei 200DM/h Personalkosten ergeben sich - umgerechnet im Verhältnis 1: 18 -

Zusatzkosten' von etwa 660 DM. Bei zwei zusätzlichen Arbeitsstunden alleine rur die 

Hantierung des Lagerelernents ergeben sich dann Betriebskosten rur die Mischbeladung 

von etwa 1060 DM pro Lagerelement. Bei·5 bzw. 10% Spaltstoffgehalt in der Keramik 

betragen die Mehrkosten dann 24 bzw. 12 DM/kg Gesamtplutonium. 

7.4.4 Zwischen- und Endlagerkosten beim Lagerstabverfahren mit 
Fertigung von Lagerelementen 

Die Zwischenlagerung der Lagerstäbe kann in üblichen Transport- und Lagerbehältern, 

wie sie rur abgebrannte Brennelemente verwendet werden, erfolgen. Bei der Endlagerung 

können ebenfalls gleichartige Behälter verwendet werden. Als Kostenfaktoren rur Zwi­

schenlagerung, Konditionierung und Endlagerung kommen in Betracht: 

• Zwischenlagerkosten entstehen maximal in etwa der gleichen Höhe wie bei abge­

brannten Brennelementen, wenn unterstellt wird, daß die Lagerung in einem Zwi­

schenlager rur abgebrannte Brennelemente erfolgt. Wegen der geringen Wärment­

wicklung wäre dies aber bei einer Vermischung mit abgebrannten Brennelementen 

erst unmittelbar vor der Endlagerung nicht erforderlich. Für eine Lagerung über 25 

bis 30 Jahre ist nach <Öko-Institut 1997> von 120 bis 160 DM/kg SM auszugehen 

(ermittelt aus den stellplatzbezogenen Kosten rur das TBL GorIeben). Hinzu kom­

men die Kosten rur den Transport- und Lagerbehälter in Höhe von etwa 250 DM/kg 

SM (Preisbasis Castor V/19). 
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• Als Konditionierungskosten ist von gleichen Kosten auszugehen wie fur abgebrannte 

Brennelemente, da bei der Konditionierung stets eine gemeinsame Behandlung mit 

abgebrannten Brennelementen erfolgt. Diese Konditionierungskosten betragen nach 

<Öko-Institut 1997> 500 bis 700 DM/kg SM, abgeleitet aus verschiedenen Schät­

zungen in der Literatur und unter Berücksichtigung des tatsächlich notwendigen 

technischen Aufwands . 

• Als Kosten der Endlagerung abgebrannter Brennelemente ergeben sich nach <Öko­

Institut 1997> 410 bis 1170 DM/kg SM einschließlich Endlagerbehälter. Im Endla­

ger stellt die eingebrachte Wärmelast einen relevanten Kostenfaktor dar, da sie das 

benötigte Endlagervolumen mitbestimmt.' Bei der Endlagerung der gemischten La­

gerelemente und abgebrannten Brennelemente sind die auf die Lagerelemente bezo­

genen Kosten daher voraussichtlich geringer, wobei die Kostenbeiträge von Endla­

gerbehälter und. Einlagerungsvorgang aber gleich bleiben. Die Kosten fur die Endla­

gerung der Lagerelemente sind daher geringer anzusetzen als die Kosten fur die 

Endlagerung abgebrannten Brennelemente und belaufen sind unter sonst gleichen 

Annahmen auf350 bis 800 DM/kg SM. 

Als Gesamtkosten fur Zwischenlagerung, Konditionierung und Endlagerung ergeben sich 

Kosten von 1220 bis 1910 DM/kg SM. Umgerechnet auf den Plutoniumgehalt betragen 

diese Kosten dann etwa 18.200 bis 28.500 DM/kg Pu-tot (5% Spaltstoffanteil) bzw. et­

wa 8.800 bis 13.700 DM/kg Pu-tot (10% Spaltstoffanteil). 

Es fallen Transportkosten an, von der MOX-Fabrik in ein Zwischenlager, vom Zwi­

schenlager zur Konditionierung, und anschließend zu einem Endlager . Kosten fur Trans­

porte abgebrannter Brennelemente betragen bei Transporten zur Cogema etwa 140' bis 

160 DM/kg SM. Innerdeutsche Transporte können kostengünstiger abgewickelt werden, 

so daß fur diese von 40 bis 90 DM/kg SM ausgegangen wird. Insgesamt belaufen sich 

die Transportkosten dann auf 220 bis 340 DM/kg SM. Umgerechnet auf den Plutonium­

gehalt betragen die Kosten dann etwa 3300 bis 5070 DM/kg Pu-tot (5% Spaltstoffanteil) 

bzw. 1600 bis 2400 DM/kg Pu-tot (10% Spaltstoffanteil). 

Als Summe der Zwischen- und Endlagerkosten einschließlich Kosten fur Behälter und 

Transporte ergeben sich etwa 21.500 bis 33.600 DM/kg Pu-tot (5% Spaltstoffanteil) 

bzw. 10.400 bis 16.100 DM/kg Pu-tot (10% Spaltstoffanteil). 



Öko-Institut e.V. - 87-

7.4.5 Kosten für Genehmigungsverfahren bei der Fertigung von La­
gerelementen 

Die folgenden Genehmigungsverfahren sind bei der Lagerelementfertigung zu berück­

sichtigen: 

• Genehmigungen der MOX-Brennelementfabrik: Die hier unterstellten Abänderungen 

von technischen Verfahrensabläufen sind bei der Variante mit 5% Spaltstoffanteil 

mit bestehenden Genehmigungen abgedeckt. Beim Spaltstoffanteil von 10% könnten 

eventuell Anpassungen von Genehmigungen erforderlich werden. Die einmalig an­

fallenden Zusatzkosten können auf 500.000 DM fur Genehmigung einschließlich ge­

gebenenfalls veranlaßter Begutachtung geschätzt werden. Ein Gutachteraufwand 

von etwa einem Personenjahr ist mit diesem Ansatz abgedeckt. 

• Bei der Hantierung von Lagerelementen an einem Kernkraftwerk ist dazu eine Er­

weiterung der Genehmigung erforderlich. Die dabei pro Kernkraftwerk einmalig an­

fallenden Zusatzkosten können auf 500.000 DM fur Genehmigung einschließlich ge­

gebenenfalls veranlaßter Begutachtung geschätzt werden. Auch hier ist ein Gutach­

teraufwand von etwa einem Personenjahr abgedeckt. 

• Ein Behälter muß fur Transport und Zwischenlagerung der Lagerelemente zugelas­

sen werden. Für das dazu notwendige Verfahren werden die Kosten hier ebenfalls 

mit insgesamt 500.000 DM angesetzt. Die Zulassung muß nur einmalig erfolgen. 

• Für die Zwischenlagerung des Behälters muß eine entsprechende Genehmigung ein­

geholt werden. Auch die dafur erforderlichen Kosten werden hier mit 500.000 DM 

veranschlagt. Sie fallen nur einmal an, wenn die Lagerung auf ein zentrales Zwi­

schenlager beschränkt wird. Bei Lagerung an Kernkraftwerksstandorten würden die 

Kosten pro Kernkraftwerk anzusetzen sein. 

• Für den Endlagerbehälter muß ebenfalls eine Zulassung vorliegen. Da entsprechende 

Zulassungen auch fur die Endlagerung von abgebrannten Brennelementen noch nicht 

erfolgt sind, und auch erst bei Betriebsbereitschaft eines Endlagers fur wärmeent­

wickelnde Abfalle erforderlich werden, kann die Aufnahme von Lagerelementen in 

zukünftigen Zulassungen ohne eigenständiges Verfahren erfolgen. Es ist daher von 

keinen hier wesentlichen Mehrkosten auszugehen. 

7.4.6 Zusammenfassung der Kosten des Lagerstabverfahrens mit 
Fertigung von Lagerelementen 

Die in den vorangegangenen Kapitel ermittelten Kosten fur die Fertigung von Lagerele­

menten und deren Entsorgung sind in Tabelle 7-5 zusammengestellt. Die Summe der Kq-
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sten wird fiir den Fall angegeben, daß jeweils nur eine Anlage zur Lagerstabfertigung und 

Zwischenlagerung genutzt wird sowie die Mischung von Lagerelementen mit abge­

brannten Brennelementen in einem Kernkraftwerk erfolgt. 

Tabelle 7-5: Kosten der Lagerelementfertigung zur Entsorgung von Plutonium 

Kostenfaktor Keramik mit 5'W.-% Spaltstoff Keramik mit 10 iew.-% Spaltstoff 
DM Anfall DM Anfall 

Verfahrensentwicklung keine Kosten keine Kosten 
Errichtungskosten keine Kosten keine Kosten 
Belriebskoslen 65.700 - 104.500 pro kg PU-lol 31.600 - 50.400 pro kg Pu-lol 

(MOX-Fabrik) (MOX-Fabrik) 
24 (Mischung) pro kg Pu-tot 12 (Mischung) pro kg Pu-tot 

Zwischen- und Endla- 21.500 - 33.600 pro kg Pu-tot 10.400 - 16.100 pro kg Pu-tot 
gerkosten inkl. Trans-

Iporte 
Genelunigungs- keine Kosten 0,5 Mio. einmalig (pro 
verfahren MOX-Fabrik) 

0,5 Mio. einmalig (pro 0,5 Mio. einmalig (pro 
KKW) KKW) 

0,5 Mio. einmalig (pro 0,5 Mio. einmalig (pro 
Zwischenlager) Zwischenlager) 

0,5 Mio. einmalig 0,5 Mio. einmalig 
(Behälter- (Behälter-
zulassung) zulassung) 

Gesamtkosten bei Nutzun~ jeweils einer Anlage zur Lagerstabfertigungund Zwischenla~erun~ 
Kosten für Genehmi- 1,5 Mio. DM 2 Mio. DM 
gungsverfahren 
(umzulegen auf ge-
samte Pu-Menge) 
Kosten für Verarbei- 87.200 - 138.100 42.000 - 66.500 
tung und Entsorgung 
I pro kg Pu-tot 

Die Kosten fiir Genehmigungsverfahren sind auf die insgesamt mit dem Verfahren be­

handelte Plutoniummenge umzulegen und den Kosten fiir Betrieb und Entsorgung zuzu­

schlagen. Besondere Einschränkungen hinsichtlich der insgesamt verarbeitbaren Plutoni­

ummenge wurden in Kapitel 6.2 nicht identifiziert. Zur Ermittlung der sich ergebenden 

Gesamtkosten pro kg Pu-tot wird eine Gesamtplutoniummenge von 1.000 und 25.000 kg 

als beispielhafte Größe herangezogen. Die Gesamtkosten sind in Tabelle 7-6 zusammen­

gestellt. Dabei zeigt sich auch der zu erwartende geringe Einfluß der unterstellten Menge 

insgesamt mit dem Verfahren behandelten Plutoniums. 
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Tabelle 7-6: Kosten der Lagerelementfertigung zur Entsorgung von Plutonium, abhän­

gig von der insgesamt behandelten Menge Plutonium 

Insgesamt nach dem Ver- Kosten in DM/kg Gesamtplutonium 
fahren behandelte Pluto-

niummenge 
5% Spaltstoffanteil 10% Spaltstoffanteil 

1.000 kg 88.700 - 139.400 44.000 - 68.500 
25.000 kg 87.300 - 138.100 42.100 - 66.600 

7.5 Lagerstabverfahren mit Stabaustausch 

7.5.1 Kosten tür die Verfahrensentwicklung beim Lagerstabverfah­
ren mit Stabaustausch 

Hinsichtlich der Kosten zur Verfahrensentwicklung ergeben sich die gleichen Sachver­

halte wie bei der Fertigung von Lagerelementen. In Kapitel 7.4.1 wurde bereits darge­

legt, daß von keinen Kosten in dieser Hinsicht auszugehen ist. 

7.5.2 Errichtungskosten tür die Behandlungsanlage beim Lager­
stabverfahren mit Stabaustausch 

Beim Lagerstabverfahren mit Stabaustausch fallen keine Errichtungskosten an. Die 

Gründe sind die gleichen, wie sie bereits in Kapitel 7.4.2 in Zusammenhang mit der Fer­

tigung von Lagerelementen angegeben sind. 

7.5.3 Betriebskosten beim Lagerstabverfahren mit Stabaustausch 

Die Betriebskosten der Herstellung von Lagerstäben wurden bereits in Kapitel 7.4.3 un­

tersucht. Dort ergaben sich Kosten von 

• etwa 65.700 bis 104.500 DMJkg Gesamtplutonium bei 5% Spaltstoffgehalt, 

• etwa 31.600 bis 50.400 DMJkg Gesamtplutonium bei 10% Spaltstoffgehalt. 

Als weitere Betriebskosten sind Kosten zu berücksichtigen, die durch den Stabaustausch 

entstehen. Der Stabaustausch in einem Kraftwerk würde durch dortiges Personal vorge­

nommen. Der Aufwand für den Lagerstabtausch kann mit zwei Personenstunden pro 

Stab angesetzt werden. Bei Personalkosten von 200 DM pro Arbeitsstunde ergeben sich 

dann Kosten von 400 DM pro Lagerstab. Umgerechnet auf das behandelte Plutonium er-
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geben sich bei 5% Spaltstoffanteil in der Keramik etwa 2500 DM/kg Pu-tot und bei 10% 

Spaltstoffanteil etwa 1200 DM/kg Pu-tot als Betriebskosten rur den Stabaustausch. 

7.5.4 Zwischen- und Endlagerkosten beim Lagerstabverfahren mit 
Stabaustausch 

Die technischen Abläufe bei Zwischen- und Endlagerung sind bei den Mischelementen 

nach Stabaustausch identisch mit denen der Lagerelernente; es ergeben sich die gleichen 

Kosten. Als Summe der Zwischen- und Endlagerkosten einschließlich Kosten rur Behäl­

ter und Transporte wurden in Kapitel 7.4.4 etwa 2l.500 bis 33.600 DM/kg Pu-tot (5% 

Spaltstoffanteil) bzw. 10.400 bis 16.100 DM/kg Pu-tot (10% Spaltstoffanteil) ermittelt. 

7.5.5 Kosten für Genehmigungsverfahren beim Lagerstabverfahren 
mit Stabaustausch 

Kosten rur Genehmigungsverfahren sind identisch mit denen beim Lagerstabverfahren 

mit Fertigung von Lagerelementen. Auch die Hantierung von Lagerstäben an einem 

Kernkraftwerk erfordert eine Erweiterung der Genehmigung. Das gleiche gilt rur die Ge­

nehmigung und Zulassung von Behältern und Lagern zur Aufhahme von Mischelemen­

ten. Nach Kapitel 7.4.5 ergeben sich 

• Kosten rur eine Anpassung der Genehmigung der MOX-Brennelementfabrik bei der 

Variante mit Spaltstoffgehalt von 10%: 500.000 DM. 

• Kosten rur eine Anpassung der Genehmigung am Kernkraftwerk: 500.000 DM. 

• Behälterzulassung rur Transport und Zwischenlagerung: 500.000 DM, 

• Genehmigung zur Zwischenlagerung: 500.000 DM. 

7.5.6 Zusammenfassung der Kosten des Lagerstabverfahrens mit 
Stabaustausch 

Die in den vorangegangenen Kapitel ermittelten Kosten rur die Fertigung von Lagerstä­

ben und deren Entsorgung über Stabaustausch sind in Tabelle 7-7 zusammengestellt. Die 

Summe der Kosten wird rur den Fall angegeben, daß jeweils nur eine Anlage zur Lager­

stabfertigung und Zwischenlagerung genutzt wird. 

Die Kosten rur Genehmigungsverfahren sind auf die insgesamt mit dem Verfahren be­

handelte Plutoniummenge umzulegen und den Kosten rur Betrieb und Entsorgung zuzu­

schlagen. Besondere Einschränkungen hinsichtlich der insgesamt verarbeitbaren Plutoni­

ummenge wurden in Kapitel 6.2 nicht identifiziert. Zur Ermittlung der sich ergebenden 

Gesamtkosten pro kg Pu-tot wird daher - wie bereits in Kapitel 7.4.6 - eine GesaI1ltplu­

toniummenge von 1.000 und 25.000 kg als beispielhafte Größe herangezogen. Die Ge-
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samtkosten sind in Tabelle 7-8 zusammengestellt. Dabei zeigt sich auch der zu erwarten­

de geringe Einfluß der unterstellten Menge insgesamt mit dem Verfahren behandelten 

Plutoniums. 

Tabelle 7-7: Kosten fiir Lagerstabfertigung mit Stabaustausch zur Entsorgung von Plu­

tonium 

Kostenfaktor Keramik mit 5 Gew.-% Pu-fiss Keramik mit 10 Gew.-% Pu-fiss 
DM I Anfall DM J Anfall 

Verfahrensentwicklung keine Kosten keine Kosten 
Errichtungskosten keine Kosten keine Kosten 
Betriebskosten 65.700 - 104.500 pro kg Pu-tot 31.600 - 50.400 pro kg Pu-tot 

(MOX-Fabrik) (MOX-Fabrik) 
2500 pro kg Pu-tot 1200 pro kg Pu-tot 

(Stabaustausch) (Stabaustausch) 
Zwischen- und Endla- 21.500 - 33.600 pro kg Pu-tot 10.400 - 16.100 pro kg Pu-tot 
gerkosten inkl. Trans-
porte 
Genehmigungsverfah- keine Kosten 0,5 Mio. eimnalig (pro 
ren MOX-Fabrik) 

0,5 Mio. eimnalig (pro 0,5 Mio. einmalig (pro 
KKW) KKW) 

0,5 Mio. eimnalig (pro 0,5 Mio. eimnalig (pro 
Zwischenlager) Zwischenlager) 

0,5 Mio. eimnalig 0,5 Mio. eimnalig 
(Behälter- (Behälter-
zulassung) zulassung) 

Gesamtkosten bei Nutzung .ieweils einer Anlage zur Lagerstabfertigung und Zwischenlagerung 
Fixe Kosten 1,5Mio. DM 2Mio.DM 
(umzulegen auf ge-
samte Pu-Menge) 
Kosten pro kg Pu-tot 89.700 - 140.600 DM 43.200 - 67.700 DM 

Tabelle 7-8: Kosten der Lagerstabfertigung mit Stabaustausch zur Entsorgung von Plu­

tonium, abhängig von der insgesamt behandelten Menge Plutonium 

Insgesamt nach dem Ver- Kosten in DM/kg Gesamtplutonium 
fahren behandelte Pluto-

niummenge 
5% Spaltstoffanteil 10% Spaltstoffanteil 

1.000 kg 91.200 - 142.100 44.700 - 69.200 
25.000 kg 89.800 - 140.700 43.300 - 67.800 
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8. Gesamtbewertung und Empfehlungen 

In den Kapiteln 5 und 6 wurden vier Alternativen im Umgang mit deutschem Reaktor­

plutonium detailliert untersucht. Diese Alternativen werden anhand der in Kapitel 4 ent­

wickelten Kriterien im nachfolgenden Kapitel bewertet. 

Zunächst werden die vier alternativen Verfahren anhand der Kriterien diskutiert, bewer­

tet und miteinander verglichen (Kapitel 8.1). Anschließend erfolgt dann eine Gesamtbe­

wertung der Verfahren, aus der Empfehlungen für das weitere Vorgehen abgeleitet wer­

den (Kapitel 8.2). 

8.1 Bewertung der vier untersuchten Alternativen an hand der 
entwickelten Kriterien 

8.1.1 Bewertung der Zielführung bei den Verfahren 

Die möglichen Verfahren zur Behandlung des Plutoniums müssen zu dessen endgültiger 

Behandlung führen, d.h. zu einem endlagerfählgen Produkt. Beim Can-in-canister­

Verfahren ist das Produkt eine Glaskokille, die zusätzlich zu den üblich erweise enthalte­

nen Spaltprodukten und Aktiniden noch Plutonium enthält. Das gleiche gilt für die Glas­

kokille aus der Direktverglasung. Die für die Endlagerung wichtigen Parameter des Pro­

dukts (insbesondere Auslaugbarkeit) werden gegenüber der üblichen HA WC-Glaskokille 

nicht verändert. Da die HA WC-Glaskokille als endzulagerndes Produkt gilt, ist ein zu­

künftiges Endlager ohnehin so auszulegen, das die Glaskokillen aus dem Can-in-canister­

Verfahren wie aus der Direktverglasung aus dieser Sicht als prinzipiell endlagerfähig an­

gesehen werden müssen. 

Beim Can-in-canister-Verfahren ist das Plutonium in eine Keramik eingebunden, die der 

üblichen Brennstoftkeramik entspricht. Diese ist bereits im Konzept der Direkten Endla­

gerung als endzulagerndes Material vorgesehen. Beim Lagerstabverfahren wird das Plu­

tonium ebenfalls in die übliche Brennstoftkeramik eingebunden, so daß sich gegenüber 

dem Konzept der Direkten Endlagerung kein Unterschied ergibt. Prinzipiell ist daher 

auch beim Lagerstabverfahren von der Endlagerfähigkeit des Produkts auszugehen. 

Neben diesen grundsätzlichen Bewertungen im Hinblick auf die Endlagerfähigkeit des 

Produkts sind die Besonderheiten des Plutoniums zu betrachten. Diese können in Hin­

blick auf die Rekritikalität im Endlager, auf die Strahlenexposition bei Ausbreitung in die 

Biosphäre und auf die notwendigen Safeguardsmaßnahmen im Endlager bestehen. Bei 

der Ableitung der zugrunde gelegten Spaltstoftkonzentrationen in den einzelnen alterna-
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tiven Verfahren wurden im vorliegenden Gutachten bereits Einschränkungen getroffen, 

die eine Vergleichbarkeit mit anderen endzulagemden Materialien, z.B. 

• abgebrannte Brennelemente, 

• teiIabgebrannte Brennelemente, und 

• frische Brennelemente (auch im Sinne des Störfalls "Verwechslung von Brennele-

menten") 

gewährleisten. 

Die Untersuchungen in den Kapiteln 5 und 6 haben ergeben, daß an ein zukünftiges 

Endlager ohnehin die Forderung zu stellen ist, daß eine Rekritikalität unter Bedingungen 

beherrscht wird, die die Einlagerung der hier ,untersuchten plutoniumhaltigen Produkte 

abdecken. Der detaillierte Nachweis ist im Rahmen der Planfeststellung des Endlagers zu 

erbringen; hier war nur darzulegen, daß sich für diesen detaillierten Nachweis aus den bei 

den untersuchten Verfahren hergestellten Endlagerprodukten in dieser Hinsicht keine zu­

sätzlichen Anforderungen ergeben. Für das zukünftige Endlager müssen diese Bedingun­

gen beispielsweise bei der Festlegung der geometrischen Anordnung bei Einlagerung und 

der Mischung verschiedener Arten von Endlagergebinden, gegebenenfalls auch unter ge­

zielter Verteilung von endzulagerndem (abgereicherten) Uran, berücksichtigt werden. 

Hinsichtlich der Strahlenexposition durch Ausbreitung in die Biosphäre und der Prolife­

rationssicherheit ergeben sich keine zusätzlichen Konsequenzen für das Endlager, vor al­

lem aus folgenden Gründen: 

• In einem solchen Endlager werden sich unter Berücksichtigung verschiedener mögli­

cher Szenarien für den Auslauf der Kernenergienutzung in Deutschland und der be­

reits erfolgten Umstellung der Entsorgung abgebrannter Brennelemente auf die di­

rekte Endlagerung etwa 60 bis 120 Tonnen Plutonium in abgebrannten Brennele­

menten befinden. Für diese Menge Plutonium ist durch die Wahl der Geologie und 

des. Endlagerstandorts die Langzeitsicherheit ohnehin nachzuweisen. Grundsätzlich 

andere Anforderungen ergeben sich nicht, wenn zu dieser Menge noch weniger als 

30 Tonnen Plutonium in Form von Glaskokillen oder Lagerelementen hinzukommen. 

• Die Langzeitsicherheit muß auch für andere Radionuklide nachgewiesen werden, die 

teils längere Halbwertszeiten als Plutonium haben und als mobiler geiten, Diese Ra­

dionuklide (SpaIt- und Aktivierungsprodukte) müssen ohnehin über Glaskokillen 

oder abgebrannte Brennelemente in das Endlager eingebracht werden. Für diese l;I.n­

deren Radionuklide stellen sich daher höhere Anforderungen an den Einschluß, de­

nen schon unabhängig von der Einlagerung des Plutoniums im Endlager entsprochen 

werden muß. 
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• Eine Überwachung auf Abzweigung von Kernbrennstoffen muß in einem Endlager 

rur die hochaktiven Abfalle ohnehin erfolgen, wegen des ohnehin in den abgebrann­

ten Brennelementen enthaltenen Plutoniums. 

Insgesamt ergibt sich bei allen vier Verfahren, daß ein endlagerfahiges Produkt erzeugt 

wird, bei dessen Verbringung in ein Endlager an dieses keine zusätzlichen Anforderungen 

zU stellen sind. Die erforderlichen Nachweise zur Langzeitsicherheit und zur Safe­

guardsüberwachbarkeit sind dann in der gleichen Weise zu ruhren, wie dies auch rur an­

dere Abfallstoffe vorzunehmen ist. 

Das Kriterium der prinzipiellen Endlagerfahigkeit der Produkte (siehe Kapitel 4.4) ist 

damit rur die Produkte aller hier untersuchten Verfahren er:fiillt. Es empfiehlt sich, die 

Verfahren zur Konditionierung und Endlagerung rur alle wärmeentwickelnden Abfalle -

einschließlich Mischelemente und verglastes Plutonium- parallel zu entwickeln sowie 

Mischelemente und verglastes Plutonium auch in den Genehmigungsanträgen bzw. -

verfahren zu berücksichtigen. 

8.1.2 Bewertung der Machbarkeit der Verfahren 

8.1.2.1 Technische Machbarkeit der Verfahren 

Bei der Bewertung ~er technischen Machbarkeit der Verfahren sind die Aspekte der Er­

fahrung in großtechnischem Einsatz, der technischen Einsatzreife und der gegebenenfalls 

noch notwendigen Entwicklungsschritte zu untersuchen. Auch die Genehmigungsfahig­

keit der benötigten Anlagen oder Anlagenteile ist einzubeziehen. 

Die Plutoniumverglasung nach dem Can-in-canister-Verfahren in der in diesem Gutach­

ten untersuchten Variante basiert ausschließlich auf Techniken, rur die - bis auf die End­

lagerung - eine großtechnische Erfahrung vorliegt: 

• Fertigung von Mischoxidkeramik nach üblichen Verfahren in bestehenden MOX­

Brennelementfabriken, 

• Berullung von Kleinbehältern mit Mischoxidkeramik in Analogie zur Berullung von 

Brennstabhüllrohren, 

• Berullung von Edelstahlbehältern mit HA WC-Glas, 

• Transport von Mischoxidkeramik, 

• Transport von hochradioaktiven Glaskokillen, 

• Zwischenlagerung von hochradioaktiven Glaskokillen. 
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Die Frage der Endlagerfahigkeit wird weiter unten in Kapitel 8.1.4 bewertet. Unter den 

hier zu bewertenden Aspekten ist die technische Machbarkeit daher gegeben. Bestimmte 

Genehmigungsanpassungen werden notwendig: 

• in einer Verglasungsanlage zur Hantierung der Edelstahlbehälter mit Mischoxidke­

ramik, 

• in Zwischenlagern zur Aufnahme der Lagerbehälter, 

• bezüglich der Zulassung der Transport- und Lagerbehälter rur die Aufnahme von 

Glaskokillen mit Plutoniumzusatz, und 

• sofern Spaltstoffgehalte von mehr als 5% angewendet werden, eventuell in MOX-

Brennelementfabriken im MOX-Keramik-Bereich. 

Diesen erforderlichen Genehmigungsanpassungen ist gemeinsam, daß sich keine neuarti­

gen Anforderungen stellen, sondern die Anpassung bzw. Neugenehmigung entweder oh­

ne technische Änderungen oder mit geringer Modifikation (Kritikalitätsauslegung) mög­

lich ist. 

Die Direktverglasung von Plutonium mit Spaltprodukten erfordert eine Zuspeisung von 

Plutonium im Verglasungsofen. Es ist davon auszugehen, daß dazu eine neue Anlage zu 

errichten wäre, da ein Umbau einer bestehenden Anlage technisch zumindest sehr auf­

wendig ist. Die neu zu errichtende Verglasungsanlage könnte kritikalitätssicher geplant 

und ausgelegt werden; von der prinzipiellen Realisierbarkeit einer kritikalitätssicheren 

Auslegung kann ausgegangen werden. 

Bei den weiteren technischen Schritten nach der Herstellung der Glaskokillen liegt 

großtechnische Erfahrung vor, da sich gegenüber der üblichen Glaskokillen (nur mit 

HAWC, ohne Plutonium) kein technischer Unterschied ergibt. 

Wie auch beim Can-in-canister-Verfahren würden Genehmigungsanpassungen 

• in Zwischenlagern zur Aufnahme der Lagerbehälter, und 

• bezüglich der Zulassung der Transport- und Lagerbehälter rur die Aufnahme von 

Glaskokillen mit Plutoniumzusatz 

erforderlich. Die Verglasungsanlage selbst bedarf der Neugenehmigung. 

Im Vergleich mit dem Cail-in-canister-Verfahren der Plutoniumverglasung ergibt sich, 

daß bei der Direktverglasung der Bau einer neuen Anlage zur Verglasung erforderlich 

wird, während beim Can-in-canister-Verfahren ausschließlich auf bestehende Anlagen zu­

rückgegriffen werden kann. 
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Für das Lagerstabverfahren mit Herstellung von Lagerelementen werden - abgesehen von 

der weiter unten getrennt bewerteten Endlagerung - ausschließlich Techniken benötigt, 

fiir die eine großtechnische Erfahrung vorliegt: 

• Fertigung von Mischoxidkeramik, Lagerstäben und Lagerelementen analog zu den 

üblichen Verfahren in bestehenden MOX-Brennelementfabriken, 

• Transport von Lagerelementen entsprechend unbestrahlter MOX-Brennelemente, 

• Verladung von Lagerelementen und abgebrannten Brennelementen in einen Trans­

port- und Lagerbehälter, 

• Gemischte Zwischenlagerung von Lagerelementen und abgebrannten Brennelemen-

ten. 

Die technische Machbarkeit bis zum Schritt der Endlagerung ist wegen der vorliegenden 

großtechnischen Erfahrung gegeben. Bestimmte Genehmigungsanpassungen werden 

notwendig: 

• in Zwischenlagern zur Aufnahme der Lagerbehälter mit gemischter Beladung, 

• bezüglich der Zulassung der Transport- und Lagerbehälter fiir die gemischte Auf­

nahme von Lagerelementen und abgebrannten Brennelementen, und 

• sofern Spaltstoffgehalte von mehr als 5% angewendet werden, eventuell in MOX-

Brennelementfabriken im MOX-Keramik-Bereich. 

Bei den erforderlichen Genehmigungsanpassungen stellen sich keine neuartigen Anforde­

rungen, sondern die Anpassung bzw. Neugenehmigung ist entweder ohne technische Än­

derungen oder mit geringer Modifikation (Überprüfung Kritikalitätsauslegung in der 

MOX-Brennelementfabrik) möglich. 

Für das Lagerstabverfahren mit Stabaustausch ergibt sich gegenüber der Lagerelement­

fertigung der Unterschied, daß als zusätzlicher Schritt im Kernkraftwerk unter Wasser 

Stäbe aus einem abgebrannten Brennelement gegen Lagerstäbe ausgetauscht werden. 

Auch fiir diesen Schritt liegt großtechnische Erfahrung vor, da das Verfahren im Ablauf 

identisch mit der Reparatur von Brennelementen im Lagerbecken eines Kernkraftwerks 

ist. Eine Anpassung der Genehmigung des Kernkraftwerks wäre erforderlich. 

Das Lagerstabverfahren mit Lagerelementfertigung weist gegenüber dem Stabaustausch 

den Vorteil auf, daß ein geringerer Aufwand fiir die Mischung der Lagerstäbe mit abge­

branntem Brennstoff zu betreiben ist. 
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8.1.2.2 Zeitaspekte der Verfahren 

Beim Can-in-canister-Verfahren stehen die erforderlichen Anlagen rur alle Teilschritte 

zur Verfiigung. Hinsichtlich von Genehmigungsanpassungen ist davon auszugehen, daß 

ein gewisser Prüfungsbedarf besteht und die erforderlichen Genehmigungen nach ein bis 

zwei Jahren vorliegen können. 

In den europäischen MOX-Brennelementfabriken sollte eine Kapazität von mindestens 

50 Jahrestonnen Mischoxid rur das Verfahren verfiigbar sein. Bei einem Pu-fiss-Gehalt 

von 4,5% würde dies der Verarbeitungskapazität von etwa 3200 kg Pu-tot pro Jahr zu 

MOX-Brennelementen entsprechen. Es können dann bei 5 bzw. 10% Spaltstoffanteil et­

wa 3300 bzw. 7000 kg Gesamtplutonium in einem Jahr verarbeitet werden. In einer Ver­

glasungsanlage der Kapazität 90 kg Glas pro Stunde können bei einer Betriebszeit von 

6000 Stunden im Jahr in einem Jahr etwa 1350 Glaskokillen gefertigt werden, in denen 

2700 bis 5400 kg Gesamtplutonium untergebracht werden können. Da die Nutzung einer 

Verglasungsanlage ausschließlich rur die Verglasung deutschen Plutoniums voraussicht­

lich nicht realisierbar ist, könnten beispielsweise bei einer Ausnutzung von einem Drittel 

der Kapazität jährlich 900 bis 1800 kg Gesamtplutonium verglast werden (mit den restli­

chen zwei Dritteln der Gesamtkapazität werden reine Spaltproduktglaskokillen rur ande­

re Kunden hergestellt). Begrenzend ist dann nicht die Kapazität der Fertigung der 

Mischoxidkeramik, sondern die der Fertigung des Glases. 

HA WC liegt in einer rur 2000 bis 4000 Glaskokillen ausreichenden Menge vor. Mit die­

ser Menge können 4000 bis 16.000 kg Gesamtplutonium nach dem Can-in-canister­

Verfahren verglast werden. 

Bei der Direktverglasung mit Spaltprodukten muß eine neue Verglasungsanlage geplant, 

genehmigt und errichtet werden. Der Zeitbedarf dazu dürfte bei mindestens etwa 3 bis 

5 Jahren liegen. Gegenüber dem Can-in-caruster-Verfahren ergibt sich damit eine deutli­

che Zeitverzögerung. Nach der Inbetriebnahme könnten in einer Anlage mit Fertigungs­

kapazität von 1350 Glaskokillen pro Jahr 4050 kg Gesamtplutonium durchgesetzt wer­

den, wenn eine Glaskokille mit jeweils 3 kg Pu-tot beladen wird. 

Hinsichtlich der hier zu diskutierenden Kriterien ergeben sich zwischen den beiden Vari­

anten der Lagerstabfertigung keine Unterschiede. Die notwendigen Anlagen stehen zur 

Verfiigung; gegebenenfalls erforderliche Anpassungen von Genehmigungen können in­

nerhalb von ein bis zwei Jahren vorliegen. 

Wird in den europäischen MOX-Brennelementfabriken eine Kapazität von 50 Jahreston­

nen Mischoxid rur das Lagerstabverfahren genutzt, so können bei 5 bzw. 10% Spalt-
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stoffanteil etwa 3300 bzw. 7000 kg Gesamtplutonium in einem Jahr verarbeitet werden. 

Die Kapazität von 50 Jahrestonnen ist sehr vorsichtig angesetzt, da aufgrund der techni­

schen Sachverhalte durchaus auch bis 100 Jahrestonnen fur diese Zwecke kontrahiert 

werden könnten. 

Zwischen den Verfahren zur Verglasung und den Lagerstabverfahren besteht ein wesent­

licher Unterschied bezüglich der damit verarbeitbaren Gesamtmengen. Bei den Vergla­

sungsverfahren ist die Gesamtmenge durch die Menge des zur Verfugung stehenden 

HAWCs auf die obengenannten Werte limitiert. Dagegen sind bei den Lagerstabverfah­

ren die herstellbaren Mengen der Lagerelemente nicht begrenzt; hinsichtlich der Lage­

rung muß allerdings eine entsprechende Zahl abgebrannter Brennelemente zur gemisch­

ten Beladung der Zwischenlager- bzw. Endlagerbehälter zur Verfugung stehen; dies ist 

jedoch bei den zu erwartenden Auslaufs- bzw. Weiterbetriebsszenarien fur Kernkraft­

werke in Deutschland auf jeden Fall im ausreichenden Maß gegeben. 

8.1.2.3 Ökonomische Machbarkeit der Verfahren 

Die ökonomische Machbarkeit ist ein Kriterium, das nicht zum Ausschluß aller Verfahren 

zum Umgang mit dem deutschen Reaktorplutonium fuhren darf, da mindestens ein Ver­

fahren angewendet werden muß. Im übrigen ist bei der Einordnung ökonomischer Krite­

rien der in der Kerntechnik geltende Grundsatz "Sicherheit geht vor Wirtschaftlichkeit" 

zu berücksichtigen. Es bietet sich an, bei der ökonomischen Betrachtung den Vergleich 

mit den Kosten des MOX-Einsatzes zu ziehen, da dieser Weg bislang von den EVU fa­

vorisiert wird. 

In Kapitel 7 wurden die Kosten der Entsorgung pro kg Pu-tot unter der Voraussetzung 

der Entsorgung einer bestimmten Menge an Gesamtplutonium über eines der Verfahren 

untersucht. Die Kosten betragen bei den einzelnen Verfahren: 

• Mehrkosten des MOX-Einsatzes (unter Berücksichtigung der Einsparung der ent­

sprechenden Menge an Uran-Brennelementen): etwa 67.000 bis 86.000 DMikg Pu­

tot, 

• Can-in-canister-Verfahren (Verarbeitung von insgesamt 4 bis 16 t Pu-tot): 

- mit 5% Spaltstoffanteil der Keramik: etwa 72.000 bis 115.000 DMikg Pu-tot, 

- mit 10% Spaltstoffanteil der Keramik: etwa 36.000 bis 57.000 DMikg Pu-tot, 

• Direktverglasung mit Spaltprodukten (Verarbeitung von insgesamt 3 bis 9 t Pu-tot): 

etwa 23.000 bis 25.000 DMikg Pu-tot, wenn von einem Weiterbetrieb der Vergla­

sungsanlage über die reine Plutoniumverglasung hinaus ausgegangen werden kann, 
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• Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen (Verarbeitung von insgesamt 

1 bis 25 t Pu-tot): 

- mit 5% Spaltstoffanteil der Keramik: etwa 87.000 bis 139.000 DM/kg Pu-tot, 

- mit 10% Spaltstoffanteil der Keramik: etwa 42.000 bis 68.000 DM/kg Pu-tot, 

• Lagerstabverfahren mit Stabaustausch (Verarbeitung von insgesamt 1 bis 25 t Pu­

tot): 

- mit 5% Spaltstoffanteil der Keramik: etwa 90.000 bis 142.000 DM/kg Pu-tot, 

- mit 10% Spaltstoffanteil der Keramik: etwa 43.000 bis 69.000 DM/kg Pu-tot. 

Die insgesamt verarbeitete Menge an Plutonium hat bei allen Verfahren einen im Ver­

hältnis zur gesamten Bandbreite der Kosten nur geringen Einfluß. 

Bei den angegebenen Bandbreiten der Kosten ist zu beachten, daß sich die Faktoren, die 

diese beeinflussen, in der Regel bei den verschiedenen Verfahren gleichartig wirken. Es 

dürfen daher nicht obere und untere Werte der Bandbreiten verglichen werden. 

Als ökonomisch günstiger als der MOX-Einsatz erweisen sich das Can-in-canister­

Verfahren und das Lagerstabverfahren (beide bei einem Anteil von 10% Spaltstoff) sowie 

vor allem die Direktverglasung. Bei einem Spaltstoffanteil von 5% besteht dagegen der 

Kostenvorteil von Can-in-canister-Verfahren und Lagerstabverfahren nicht mehr. Dies 

liegt vor allem darin begründet, daß bei der Fertigung von MOX-Brennelementen im 

MOX-Einsatz ein Uran-Brennelement substituiert wird, dessen Kosten für Fertigung und 

Entsorgung eingespart werden. Es ist zu beachten, daß der ökonomische Vorteil von 

Can-in-canister-Verfahren und Lagerstabfertigung gegenüber dem MOX-Einsatz auch 

dann gewährleistet werden kann, wenn ein Spaltstoffanteil in der Keramik von 6 bis 7% 

gewählt wird. Die konkrete F estlegung hängt aber auch vom Aufwand ab, der gegebe­

nenfalls fur die Realisierung höherer Spaltstoffanteile getrieben wird. 

8.1.3 Bewertung der Sicherheit der Verfahren 

Im Rahmen dieses Gutachtens ist zu bewerten, ob die Verfahren den Sicherheitsanforde­

rungen der Kerntechnik entsprechen bzw. diese erfullen können. 

Beim Can-in-canister-Verfahren wird bei der Fertigung der Keramik auf vorhandene 

Anlagen zurückgegriffen, in denen - im Rahmen der Erhöhung des Spaltstoffanteils - er­

forderlichenfalls die ausreichende Kritikalitätssicherheit nachgewiesen werden muß oder 

Maßnahmen zur Erreichung der Kritikalitätssicherheit getroffen werden müssen. Solche 

Maßnahmen sind mit bekannten Methoden (z.B. Mengenbegrenzungen, Größenbegren­

zung spaltstoffiihrender Komponenten) möglich. Das gleiche gilt für die Kritikalitätssi­

cherheit in der Verglasungsanlage. Dort sind im Einblick auf den sicheren Einschluß kei-
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ne höheren Anforderungen als im Hinblick auf das gehandhabte HA WC zu stellen. We­

gen der Ähnlichkeit mit bereits transportierten Materialien sind auch im Hinblick auf die 

Sicherheit beim Transport keine besonderen bzw. nicht mit vergleichsweise geringem 

Aufwand behebbaren Probleme erkennbar. Aus Sicherheitsteclinischer Sicht ist das Can­

in-canister-Verfahren daher grundsätzlich realisierbar. 

Bei der Direktverglasung mit Spaltprodukten ist aus Gründen der Vergleichbarkeit mit 

bereits genutzten Techniken und Anlagen ebenfalls von der grundsätzlichen Realisierbar­

keit unter Beachtung der sicherheitstechnischen Anforderungen auszugehen. Anders als 

beim Can-in-canister-Verfahren wird dabei in der Verglasungsanlage das Plutonium in 

leicht dispersibier Form (plutoniumnitratlösung) gehandhabt. Daraus ergeben sich höhere 

Anforderungen an die Sicherheit des Einschlusses, analog zu den entsprechenden Maß­

nahmen bei der Hantierung an Wiederaufarbeitungsanlagen und in MOX-Brennelement­

fabriken. Da von einem Neubau der Verglasungsanlage ausgegangen wird, kann in die­

sem Rahmen auf die etablierten Techniken zurückgegriffen werden. 

Beim Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen ist die bislang verlangte Si­

cherheit in der MOX-Brennelementfabrik und den weiteren Entsorgungsschritten ge­

währleistet, da etablierte Verfahren und Anlagen genutzt werden. Im Hinblick auf die 

Kritikalitätssicherheit ergeben sich die gleichen Verhältnisse wie beim Can-in-canister­

Verfahren; mit bekannten und vergleichsweise einfachen Methoden kann diese fiir die 

Verarbeitung und den Transport grundsätzlich gewährleistet werden. Bei der Hantierung 

im Lagerbecken am Kernkraftwerk muß auch der Sicherheitsnachweis fiir den Störfall 

Lagerelementabsturz erbracht werden. Im Einzelfall kann sich daraus die begrenzende 

Größe bei der Festlegung des gefertigten Spaltstoffanteils ergeben. 

Beim Lagers~abverfahren mit Stabaustausch erfolgt der Stabaustausch analog den Vor­

gängen bei der Reparatur von teilbestrahlten Brennelementen. Wegen der großen Zahl 

der Stäbe, die auszutauschen sind, wenn eine Behandlung von mehreren Tonnen Plutoni­

um auf diesem Weg erfolgen soll, besteht das Risiko der Beschädigung eines Stabs. Bei 

Beschädigung des gezogenen Stabs sind auch Freisetzungen von radioaktiven Spaltpro­

dukten möglich. Im Hinblick auf die Störfallplanungswerte ergeben sich zwar keine be­

sonderen Anforde11.lngen, da diese auch bei der Reparaturprozedur eingehalten werden 

müssen. Es ist aber als grundsätzlicher Nachteil gegenüber der Lagerelementfertigung zu 

sehen, daß beim Stabaustausch die Wahrscheinlichkeit von Freisetzungen radioaktiver 

Stoffe im Kernkraftwerk größer ist. Auch die höhere Kollektivdosis des Personals beim 

Stabaustausch stellt einen Nachteil gegenüber der Lagerelementfertigung dar. 
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8.1.4 Safeguardsanforderungen für die Schritte vor der Endlagerung 

Bei den Verfahren mit Fertigung von MOX-Matrix aus Plutonium im ersten Schritt (alle 

Verfabren außer der Direktverglasung) ergeben sich die gleichen Verarbeitungsschritte 

wie bei der MOX-Brennelementfertigung. Es stellen sich daher auch die gleichen Anfor­

derungen an die Safeguardsmaßnahmen, so daß die in den MOX-Brennelementfabriken 

üblichen Verfahren angewendet werden können. Die erste Verbesserung im Hinblick auf 

die Safeguardsüberwachung ergibt sich nach der Fertigstellung eines Lagerstabs oder ei­

nes mit MOX-Keramik bestückten Edelstahlbehälters zur Aufuahme von Glas, da dann 

eine Itemisierung erzielt worden ist. Dieser Zustand ist bei der Direktverglasung mit der 

Fertigstellung der Glaskokille erreicht. Die Itemisierung liegt damit bei Can-in-canister­

Verfahren und Lagerstabverfahren etwa gleich schnell vor, da die notwendigen Anlagen 

fur beide Verfahren einsatzbereit sind. Bei der Direktverglasung ergibt sich eine Verzö­

gerung um mehrere Jahre, da zunächst eine neue Verglasungsanlage zu planen und zu. er­

richten ist. 

Der Zustand, in dem ein Schutz im Sinne von "physical protection" erreicht wird, liegt 

beim Can-in-canister-Verfahren und der Direktverglasung nach Fertigstellung der Glas­

kokillen vor, die dann auch zügig in einen versiegelten Lagerbehälter eingebracht werden 

können. Bei der Direktverglasung wird. dieser Zeitpunkt wegen des erforderlichen Anla­

genneubaus voraussichtlich einige Jahre später erreicht. Beim Lagerstabverfahren ist die­

ser SchlItzgrad nach Verladung in einen Zwischenlagerbehälter zusammen mit abge­

brannten Brennelementen (Verfahren mit Fertigung von Lagerelementen) bzw. nach Her­

stellung des Mischelernents (Verfahren mit Stabaustausch) erreicht. In beiden Fällen ist 

von einem Zeitpunkt auszugehen, der vergleichbar mit dem des Can-in-canister­

Verfahrens ist. 

8.2 Gesamtbewertung der vier detailliert untersuchten alternati­
ven Verfahren und Empfehlungen 

Wichtige Faktoren im Hinblick auf die Machbarkeit der Verfahren zur Plutoniumentsor­

gung sind in Tabelle 8-1 im Überblick zusammenstellt. 

Das Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen weist insgesamt die größten 

Vorzüge unter den untersuchten Verfahren zur Plutoniumendlagerung auf und sollte da­

her beim weiteren Umgang mit Reaktorplutonium favorisiert werden. Für alle erforderli­

chen Bearbeitungsschritte liegt großtechnische Erfahrung vor und alle Schritte können in 

bereits vorhandenen Anlagen, die auch deutschen Kunden zur Verfugung stehen, durch­

gefuhrt werden. Das Lagerstabverfahren fuhrt zu einem endlagerfahigen Produkt, stellt 

also nicht nur eine Zwischenlösung dar. Bei der Fertigung der Lagerstäbe und -elemente 
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kann eine Menge von mindestens 3,3 bis 7 Tonnen Plutonium pro Jahr verarbeitet wer­

den, so daß sich bei diesem Verfahren das vorhandene Plutonium voraussichtlich auch . 

innerhalb der relativ zu anderen Verfahren kürzesten Zeitspanne in eine endlagerfahige 

Form überfuhren läßt. Ein weiterer Vorteil des Lagerstabverfahrens ist, daß sämtliches 

deutsche Plutonium auf diesem Weg behandelt werden kann, denn die Zahl zur Verfii­

gung stehender abgebrannter Brennelemente ist zur Mischung rur die Zwischen- und 

Endlagerung ausreichend. Gegenüber dem MOX-Einsatz können sich deutliche ökono­

mische Vorteile ergeben; die Kosten hängen vom erreichbaren Spaltstoffanteil in der ge­

fertigten Keramik ab. 

Tabelle 8-1: Vergleich wichtiger Faktoren rur die Machbarkeit der Verfahren zur Pluto­

niumentsorgung 

Can-in-canister- Direktverglasung Lagerstabverfahren Lagerstabverfahren 
Verfahren mit Spaltprodul<- mit Lagerelement- mit Stabaustausch 

ten fertigun~ 

großtechnische liegt vor liegt größtenteils liegt vor liegt vor 
Erfahrung für vor 
Schritte vor 
EildlagelUng 
Neue Anlagen nein neue Verglasungs- nein nein 
erforderlich anlage erforderlich 
Bedarf für Ge- gering groß gering gering 
nehmigungen 
verarbeitbare ca. 900 - 1800 ca. 4000 ca. 3300 - 7000 ca. 3300 - 7000 
Jahresmenge 
Pu-tot inkg 
behandelbare ca. 4000 - 16000 ca. 3000 - 9000 keine Obergrenze keine Obergrenze 
Gesamtmenge (Kostenbasis hier (Kostenbasis hier 
Pu-tot inkg 1000 - 25.000 kg) 1000 - 25.000 kg) 
Kosten in ca. 36.000- ca. 23.000- ca. 42.000 - 139.000 ca. 43.000 - 142.000 
DMlkg Pu-tot 115.000 25.000 
endlagerfähiges ja ja ja ja 
Produkt 

Gegenüber der Fertigung von Lagerelementen ist das Lagerstabverfahren mit Stabaus­

tausch mit dem zusätzlichem Arbeitsschritt des Tauschs von Lagerstäben gegen Brenn­

stäbe in abgebrannten Brennelementen verbunden. Dieser bringt bei der großen Zahl aus­

zutauschender Stäbe ein größeres Risiko einer Stabbeschädigung beim Austausch als 

auch höhere Kollektivdosen des Personals mit sich. Das Lagerstabverfahren mit Stab­

austausch sollte daher nur angewandt werden, wenn dies aus Gründen weitergehender 

"physical protection" (durch die intensivere Mischung) tatsächlich rur notwendig befun­

den würde. Für die Realisierung kann wie bei dem Lagerstabverfahren mit Fertigung von 
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Lagerelementen auf bestehende Anlagen und bestehende technische Verfahren zurückge­

griffen werden. 

Das Can-in-canister-Verfahren der Plutoniumverglasung weist gegenüber dem Lager­

stabverfahren den grundsätzlichen Nachteil auf, daß zu dessen Anwendung eine techni­

sche Anpassung in einer ausländischen Verglasungsanlage notwendig würde. Bei diesem 

Verfahren müßte also eine entsprechende Übereinkunft mit dem ausländischen Betreiber 

erzielt werden. Bei erzielter Übereinkunft wäre eine Realisierung ohne große zusätzliche 

Aufwendungen möglich. 

Die Direktverglasung von Plutonium mit Spaltprodukten wäre nur dann in Betracht zu 

ziehen, wenn ohnehin die Errichtung einer neuen Verglasungsanlage notwendig werden 

sollte. Der Bedarf für eine neu zu planende Anlage ist aber auf absehbare Zeit in Europa 

nicht erkennbar. Beim Bau einer Neuanlage wäre die Direktverglasung aus ökonomi­

schen Gründen attraktiv. 
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9. Zusammenfassung 

In abgebrannten Brennelementen aus westdeutschen Kernkraftwerken wurden bis Ende 

1997 etwa 74 Tonnen Plutonium erzeugt; jährlich kommen etwa 4,5 Tonnen hinzu. Bei 

der Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente wurden bisher etwa 36 Tonnen 

Plutonium abgetrennt, von denen noch 26 bis 29 Tonnen in abgetrennter Form vorliegen. 

Eine Möglichkeit der weiteren Verwendung von Plutonium ist der Einsatz in MOX­

Brennelementen, der aus verschiedenen Gründen nur mit einem Teil des abgetrennten 

Plutoniums erfolgte. Nachteilig beim MOX-Einsatz ist neben technischen Risiken auch, 

daß MOX-Brennelemente sehr viel höhere Fertigungskosten aufweisen als Ur an­

Brennelemente. Auch im Hinblick auf die Entsorgung stellen abgebrannte MOX­

Brennelemente gegenüber abgebrannten Uran-Brennelementen höhere Anforderungen. 

Bei den bei den von den Hamburgischen Electricitätswerken (HEW) betriebenen Kern­

kraftwerken kommt hinzu, daß fiir diese bislang keine Genehmigung zum MOX-Einsatz 

erteilt wurde. 

Es werden bereits seit. einigen Jahren Alternativen zum Einsatz von MOX­

Brennelementen im Umgang mit dem abgetrennten Plutonium diskutiert. Eine solche De­

batte erfolgt auch in den USA im Hinblick auf etwa 50 Tonnen Waffenplutonium, das 

durch die Abrüstung überschüssig wurde. Die derzeitige Beschlußlage in den USA sieht 

fiir den weiteren Umgang mit dem Waffenplutonium vor, einen Teil zu verglasen und ei­

nen Teil in MOX-Brennelementen einzusetzen, eventuell aber auch·bei der Gesamtmenge 

den Verglasungsweg zu gehen. 

Die in den USA favorisierte Variante der Verglasung besteht in der Fertigung von mit 

Plutonium beladenen Titanatkeramiken, die in Edelstahlbehältern montiert werden. Die 

Edelstahlbehälter werden anschließend mit Borosilikatglas unter Zusatz von hochaktiver 

Spaltproduktlösung (HAWC) aus der militärischen Wiederaufarbeitung gefiillt ("Can-in­

canister-Verfahren"). Es entsteht dann ein Produkt, das durch seine hohe Strahlung und 

chemisch-physikalische Form erheblich besser hinsichtlich Proliferationsgefahren ge­

schützt ist, als das reine Plutonium. 

Für die deutschen Verhältnisse wurde im Gutachten das Verfahren angepaßt, um eine 

schnelle Realisierbarkeit zu gewährleisten. Als Keramik wird die übliche Mischoxid­

Keramik zugrundegelegt. Das Produkt soll den aus deutschem HA WC zu fertigenden 

GlaskokiUen entsprechen. Auf diese Weise liegen fiir alle Verarbeitungsschritte groß­

technische Erfahrungen vor und es kann auf existierende Anlagen zurückgegriffen wer­

den. 
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Als weiteres Verfahren der Verglasung wurde im Gutachten noch die "Direktverglasung 

von Plutonium mit Spaltprodukten" untersucht, bei der das Plutonium zusammen mit 

HA WC verglast wird. Es entfallt die Fertigung der Mischoxid-Keramik, wodurch sich 

die Kosten des Verfahrens stark reduzieren. Die Verglasung kann aber bei diesem Ver­

fahren nur in einer Verglasungsanlage durchgeruhrt werden, die neu errichtet werden 

müßte. 

Zwei weitere untersuchte Alternativen beruhen auf dem "Lagerstabverfahren". Dieses 

Verfahren wurde vom Öko-Institut e.v. 1992 erstmals in einem Gutachten detaillierter 

entwickelt. Beim Lagerstabverfahren werden Lagerstäbe gefertigt, die in ihren lagerrele­

vanten wesentlichen Eigenschaften MOX-Brennstäben entsprechen, aber rur die Direkte 

Endlagerung vorgesehen werden. Da kein Einsatz im Reaktor erfolgt, kann bei der Ferti­

gung der Lagerstäbe auf die Spezifikationen verzichtet werden, die nur beim Reaktorein­

satz erforderlich wären (z.B. Innendruck, Anforderungsniveau an Maßhaltigkeit). Da­

durch ergeben sich deutliche Vereinfachungen im Fertigungsverfahren, die sich auch in 

Kostenreduzierungen.niederschlagen können. 

Das Lagerstabverfahren in der Variante mit Lagerelementen besteht aus folgenden Ein­

ze1schritten: 

• Fertigung von Mischoxid-Keramik, Lagerstäben und Lagerelementen analog zu den 

üblichen Verfahren in bestehenden MOX-Brennelementfabriken, 

• Transport von Lagerelementen entsprechend dem Transport frischer MOX­

Brennelemente zum Kernkraftwerk, 

• gemischte Beladung von Lagerelementen und abgebrannten Brennelementen in einen 

Transport- und Lagerbehälter im Kernkraftwerk, 

• gemischte Zwischenlagerung von Lagerelementen und abgebrannten Brennelemen­

ten, sowie 

• gemischte Endlagerung von Lagerelementen und abgebrannten Brennelementen. 

Die zweite Variante des Lagerstabverfahrens unterscheidet sich dadurch, daß die Mi­

schung mit abgebranntem Brennstoff durch den Austausch einzelner Stäbe in abge­

brannten Brennelementen gegen Lagerstäbe erfolgt, so daß Mischelemente entstehen. 

Dieser findet im Abklingbecken eines Kernkraftwerks statt. Die anderen Schritte der 

Herstellung wie der Lagerung sind identisch mit denen der ersten Variante. 

In heiden Fällen gewährleistet der abgebrannte Brennstoff den Schutz durch seine hohe 

Strahlung. Das Lagerstabverfahren beruht in seinen beiden Varianten auf Techniken, mit 

denen in Europa umfangreiche großtechnische Erfahrung vorliegt. Es werden nur vor­

handene Anlagen zur Behandlung des Plutoniums benötigt. 
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Die Endlagerfahigkeit des erzeugten Produkts ist bei allen vier untersuchten Verfahren 

grundsätzlich gewährleistet. Dies ergibt sich durch Vergleich mit anderen Materialien, die 

ohnehin in ein zukünftiges Endlager eingebracht werden müssen. Im Hinblick auf den zu 

fUhrenden Nachweis der Langzeitsicherheit und Kritikalitätssicherheit sowie auf die er­

forderlichen Safeguardsmaßnahmen ergeben sich keine zusätzlichen Anforderungen, da 

ein gleichartiger Nachweis zu fUhren ist. Das zukünftige Endlager muß ohnehin so aus­

gelegt werden, daß auch verglastes Plutonium oder Lagerstäbe dort endgelagert werden 

können. 

Das Lagerstabverfahren mit Fertigung von Lagerelementen weist insgesamt die größten 

Vorzüge unter den untersuchten Verfahren zur Plutoniumendlagerung auf und sollte da­

her beim weiteren Umgang mit Reaktorplutonium favorisiert werden. Für alle erforderli­

chen Bearbeitungsschritte liegt großtechnische Erfahrung vor und alle Schritte können in 

bereits vorhandenen Anlagen, die auch deutschen Kunden zur VerfUgung stehen, durch­

gefUhrt werden. Das Lagerstabverfahren fUhrt zu einem endlagerfahigen Produkt, stellt 

also nicht nur eine Zwischenlösung dar. Bei der Fertigung der Lagerstäbe und -elemente 

kann eine Menge von mindestens 3,3 bis 7 Tonnen Plutonium pro Jahr verarbeitet wer­

den, so daß sich bei diesem Verfahren das vorhandene Plutonium voraussichtlich auch 

innerhalb der relativ zu anderen Verfahren kürzesten Zeitspanne in eine endlagerfahige 

. Form überfUhren läßt. Ein weiterer Vorteil des Lagerstabverfahrens ist, daß sämtliches 

deutsche Plutonium auf diesem Weg behandelt werden kann, denn die Zahl zur Verfii­

gung stehender abgebrannter Brennelemente ist zur Mischung fUr die Zwischen- und 

Endlagerung ausreichend. Gegenüber dem MOX-Einsatz können sich deutliche ökono­

mische Vorteile ergeben;. die Kosten hängen vom erreichbaren Spaltstoffanteil in der ge­

fertigten Keramik ab. 

Gegenüber der Fertigung von Lagerelementen ist das Lagerstabverfahren mit Stabaus­

tausch mit dem zusätzlichem Arbeitsschritt des Tauschs von Lagerstäben gegen Brenn­

stäbe in abgebrannten Brennelementen verbunden. Dieser bringt bei der großen Zahl aus­

zutauschender Stäbe ein größeres Risiko einer Stabbeschädigung beim Austausch als 

auch höhere Kollektivdosen des Personals mit sich. Das Lagerstabverfahren mit Stab­

austausch sollte daher nur angewandt werden, wenn dies aus Gründen weitergehender 

"physical protection" (durch die intensivere Mischung) tatsächlich fUr notwendig befun­

den würde. Für die Realisierung kann wie bei dem Lagerstabverfahren mit Fertigung von 

Lagerelementen auf bestehende Anlagen und bestehende technische Verfahren zurückge­

griffen werden. 

Das Can-in-canister-Verfahren der Plutoniumverglasung weist gegenüber dem Lager­

stabverfahren den grundsätzlichen Nachteil auf, daß zu dessen Anwendung eine techni-
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sche Anpassung in einer ausländischen Verglasungsanlage notwendig würde. Bei diesem 

Verfahren müßte also eine entsprechende Übereinkunft mit dem ausländischen Betreiber 

erzielt werden. Bei erzielter Übereinkunft wäre eine Realisierung ohne große zusätzliche 

Aufwendungen möglich. 

Die Direktverglasung von Plutonium mit Spaltprodukten wäre nur dann in Betracht zu 

ziehen, wenn ohnehin die Errichtung einer neuen Verglasungsanlage notwendig werden 

sollte. Der Bedarf rur eine neu zu planende Anlage ist aber auf absehbare Zeit in Europa 

nicht erkennbar. Beim Bau einer Neuanlage wäre die Direktverglasung aus ökonomi­

schen Gründen attraktiv. 

Insgesamt sollte deshalb vorrangig mit der Implementierung des Lagerstabverfahrens mit 

Fertigung von Lagerelementen begonnen werden; damit steht eine gangbare Möglichkeit 

zum Abbau des bestehenden Bergs an abgetrenntem deutschen Plutonium zur Verru­

gung. 
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Anhang: Relevante technische Randbedingungen des in den USA für 
die Verglasung von überschüssigem Waffenplutonium fa­
vorisierten Can-in-canister-Verfahrens 

In den USA fiel die in Kapitel 2.3 beschriebene Vorentscheidung für das zukünftige Im­

mobilisierungsverfahren für Waffenplutonium zugunsten des Can-in-canister-Verfahrens. 

Die spezielle Form des Verfahrens wird im folgenden hinsichtlich hier relevanter techni­

scher Randbedingungen gtmauerdargestellt «DOE 1996b>, <LLNL 1998a>, <LLNL 

1998b». 

Der erste Schritt des Plutoniumkonversionsprozesses besteht in einer Umwandlung des 

aus den Waffen meist in metallischer Form vorliegenden Plutoniums in eine oxidische 

Form. Hieran anschließend wird das Plutoniumoxid Reinigungsprozessen unterworfen. 

Für den primären Immobilisierungsschritt wird Plutoniumoxid mit keramischen Aus­

gangsstoffen, Neutronenabsorbern, organischen Bindemitteln und Uran gemischt, kera­

misiert und dann zu Scheiben von 6,4 cm Durchmesser und 2,5 cm Höhe verarbeitet, die 

in Edelstahldosen eingeschlossen werden. Für das Verarbeitungsprodukt ist von Bedeu­

tung: 

• Ausgangsstoffe für die Keramisierung auf Titan-Basis sind Zirkonolit (CaZrTh07) 

und Rutil (Ti02). Die Einbindung von Plutonium geschieht im Keramisierungspro­

zeß durch einen Austausch von Zr durch Pu, wobei Pyrochlor (CaPuTh07) entsteht. 

• Als Neutronenabsorber sind Gadolinium und Hafnium vorgesehen. 

• Demonstriert ist ein Plutoniumgehalt von bis zu 30 Gew.-%. Als Basiswert werden 

zur Zeit 10,5 Gew.-% Plutonium und 20,9 Gew.-% abgereichertes Ura1'1- zugrunde­

gelegt 

• 21 keramisierte Scheiben werden in eine Dose verpackt. Jede Scheibe enthält 45 

Gramm Plutonium und 90 Gramm Uran. Der Pu-Gehalt pro Dose beträgt demnach 

945 Gramm. 

Nach Rückfrage beim Office of Fissile Materials Dispositioning des US-Energie­

ministeriums ist noch nicht entschieden, wie groß die Gewichtsprozentanteile von Pluto­

nium und Uran beim Start des Verfahrens tatsächlich sein werden und welche genaue 

Zusammensetzung der K~ramiken letztlich Verwendung finden wird. 
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Die Verarbeitungsprozesse umfassen: 

1. Mischung von PU02 und V02 in einem Verhältnis von 1:2 und Vermahlung 

2. Mischung mit den keramischen Ausgangsstoffen und Neutronenabsorbern. 

3. Pressen bei 14.000 kPa. 

4. Sintern. 

Im zweiten Schritt der Immobilisierung werden jeweils 28 plutoniumhaltige Dosen 

("Cans") an einem Stahlgerüst befestigt, das in einen Standard-HLW-BehäIter 

("Canister") eingestellt wird. Dieser Behälter wird mit HA WC-Glas aufgefüllt, verschlos­

sen und damit für eine Lagerung vorbereitet. 

Für einen solchen Behälter gilt: 

• Es handelt sich um einen Standard DWPF (Defense Waste Processing Facility)~ 

Canister mit den Abmessungen 3 m Länge und 60 cm Durchmesser sowie einem Ge­

samtgewicht von 2440 kg. 

• Der Gesamt-Pu-Gehalt beträgt 26,9 kg. 

• 30 Jahre nach der Fabrikation beträgt die Strahlendosisleistung in 1 Meter Abstand 

von der Oberfläche mehr als 0,026 C/kg/h (100 Röntgenlh). 

• Für die Mission der Immobilisierung von 50 Tonnen Pu würden 1860 Kanister be­

nötigt. Dies bedeutet einen Mehraufwand von 210 Behältern im Vergleich zur allei­

nigen Immobilisierung des HA WCs aus der militärischen Produktion. 

In der geplanten Anlage sollen fünf Tonnen Plutonium pro Jahr verarbeitet werden kön,... 

nen. Als wesentliche noch zu klärende technische und wissenschaftliche Fragestellungen 

hat das DOE identifiziert: 

• Die Sicherstellung der Kritikalitätssicherheit während aller Prozeßschritte. 

• Die Klärung aller chemischer und physikalischer Eigenschaften des Endlagergebin­

des. 

• Entwicklung und Demonstration der notwendigen neuen Anlagen und Prozeß­

schritte. 


